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Peter Th. Walther 


Das Akademie-Jubiläum von 1950* 


Die Wissenschaftspolitik der SBZ/DDR war innerhalb der Vorgaben „des 
Ostens" im wesentlichen ein Reflex auf die Entwicklung, die Konsolidie-
rung, die Flexibilität und Attraktivität des Wissenschaftsystems „im We-
sten". 1948/49 kam es angesichts der Funktionsfähigkeit der Freien Uni-
versität und auch angesichts der Polarisierung zwischen den beiden sich in 
Deutschland bildenden Staaten zu einem deutlichen Schwenk in der Kul-
tur* und Wissenschaftspolitik der SBZ/DDR. Um die tatsächliche oder be-
fürchtete Abwanderung von Wissenschaftlern in die Westzonen zu unter-
binden, gewährte die Deutsche Wirtschaftskommission - Vorläuferin des 
Ministerrats der DDR - zahlreiche Privilegien. 


Die „Verordnung über die Erhaltung und Entwicklung der deutschen 
Wissenschaft und Kultur, die weitere Verbesserung der Lage der Intel-
ligenz in der Produktion und im Öffentlichen Leben" vom 31. März 1949 
brachte speziell der Akademie erhebliche Vergünstigungen: so wurden der 
Akademie der Gebäudekomplex in der Jägerstrasse am Gendarmenmarkt, 
ursprünglich Sitz der Preußischen Staatsbank (Seehandlung), übergeben, 
ebenso das Gelände in Berlin-Adlershof und die Güter Paulinenaue und 
Gatersleben. Für Bauvorhaben und Anschaffungen wurden DM (Ost) 
3.000.000,00 zur Verfügung gestellt, die steuerfreie Zuwendung für Or-
dentliche Mitglieder wurde von DM (Ost) 6.000,00 auf 12.000,00 jährlich 
verdoppelt, führende Mitarbeiter der Akademie wie Institutsdirektoren er-
hielten, falls sie Inhaber einer zweiten Planstelle waren, bis zu 50% dieses 
zweiten Gehalts. Darüber hinaus gab es für Akademiemitglieder günstige 
Kredite und Zuschüsse für den „Bau von Villen". Von anderen Vergünsti-
gungen wie dem Bau neuer Häuser und Wohnungen und der Einrichtung 


* Beitrag zum Kolloquium der Leibniz-Sozietät e. V. am S. September 1998 in Berlin zum 
Thema „Die Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Berlin 1950 bis 1972" 
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von Erholungsheimen und Sanatorien profitierten generell alle Wissen-
schaftler und Künstler.1 Mit etlichen Akademiemitgliedern wurden in den 
nächsten Jahren zudem Einzelverträge vereinbart, die sehr hohe Gehälter 
ergaben, doch ist zu berücksichtigen, dass man sich - wenn auch verklau-
suliert - an vergleichbaren Westgehältern bei einem Wechselkurs von 1:4 
orientierte. Auch die im Westen ansässigen und an der Akademiearbeit 
teilnehmenden Mitglieder erhielten meist beachtliche Kombinationen von 
DM (Ost)- und DM (West)-Beträgen. 


Ende Juli 1949 fuhr das erweiterte Präsidium nach Karlshorst, um letz-
te Klarheit über die Reorganisation der Akademie zu gewinnen.2 Neu war 
vor allem die Gliederung in sechs Klassen: für Naturwissenschaften, Me-
dizin, Technik, Landwirtschaft, für Sprachen, Kunst und Literatur sowie 
für Gesellschaftswissenschaften.3 Damit wurde die Parität zwischen Gei-
stes* und Naturwissenschaften und -Wissenschaftlern aufgegeben, die für 
die Wissenschaftskonzeption der Akademie seit gut hundert Jahren konsti-
tuierend gewesen war. 


Die Akademie sollte sich nicht mehr allein der Grundlagenforschung 
widmen, sondern zunehmend auch angewandte Forschung betreiben, die 
für die wirtschaftliche Entwicklung der DDR relevant war oder werden 
sollte. Um als Spitze der wissenschaftlichen Institutionen effektiv wirken 
zu können, wurden für zahlreiche Disziplinen Sektionen eingerichtet. Hier 
waren neben Akademiemitgliedern Multiplikatoren und Praktiker aus 
Wirtschaft, Wissenschaft, Behörden und dem Parteiapparat zusammenge-
fasst. Die Sektionen dienten neben der Information und Koordination auch 
der wissenschaftspolitischen Steuerung. 


Bis Oktober 1949 waren die Akademieinstitute in West-Berlin geräumt 
und meistenteils in das neue Akademiegebäude am Gendarmenmarkt 
übergesiedelt. In dieser Phase des Kalten Krieges war es den Akademie-
mitgliedern unmöglich, ihrem doppelten Anspruch und Auftrag gerecht zu 
werden, nämlich einerseits die Forschung in der DDR anzuleiten und zu 
koordinieren, andererseits die bedeutendste gesamtdeutsche, Gelehrtenge-
sellschaft zu sein. Die Zuwahlen vom Sommer 1949 fanden in direkter 
Absprache zwischen dem Präsidium und dem Präsidenten der Deutschen 
Verwaltung für Volksbildung, Paul Wandel, statt. Wandel zeigte sich bei 
der Beratung der Vorschläge der fünf Klassen - Härtung hatte durchge-
setzt, dass die Gesellschaftswissenschaften keine Anträge stellten - sehr 
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konziliant. Nur in einigen Fällen bat er um Verschiebung der Wahl. Falls 
allerdings ein Kandidat „bei der Dahlemer Universitätsgründung" mitwir-
ken sollte (Kappen) oder gar ein Ordentliches Mitglied an die Freie Uni-
versität übergetreten war (Heubner), so seien sämtliche Beziehungen - bis 
auf die formale Mitgliedschaft, die bestehen bleiben konnte - zu kappen.4 


In der Gesellschaftswissenschaftlichen Klasse, die mit vier regelmässig 
teilnehmenden Mitgliedern kaum handlungsfähig war und dem politi-
schen Druck am stärksten ausgesetzt war, nahm man im Frühjahr 1950 
den Antrag Baumgartens, Karl Polak, einen der führenden jungen Marxi-
sten* Leninisten im Rechtssystems der DDR, als Abteilungsleiter beim 
Institut für Rechtsphilosophie einzustellen, an. Andererseits hatte man ein 
formelles Stillhalteabkommen geschlossen: 


Herr Rörig teilt mit, dass er mit den HH Baumgarten und Härtung in 
eingehender Beratung zu der Überzeugung gelangt sei, es könnten unter 
den gegenwärtigen Umständen keine ausreichend begründeten Anträge 
für Zuwahlen auf dem Gebiet der Gesellschaftswissenschaften einge-
bracht werden.5 


Dieser Versuch, die innerakademische Entwicklung einzufrieren, führ-
te im März 1950 zum Beschluss des Präsidiums, keine Leibniz-Medaille 
zu vergeben und einstweilen davon Abstand zu nehmen, neue Ordentliche 
Mitglieder zu wählen.6 Schließlich wurde festgelegt, nur ausländische 
Korrespondierende Mitglieder in Erwägung zu ziehen,7 Inzwischen hatte 
Stroux mit Schreiben vom 20. Dezember 1949 den „Herrn Botschafter 
Puschkin, Berlin-Pankow, Kleines Städtchen", gebeten, ein Schreiben 
„rechtzeitig ans Ziel zu befördern": 


Generalissimus Josef Wissarionowitsch Stalin 


Zum 70sten Geburtstage sendet die Deutsche Akademie der Wissenschaf-
ten zu Berlin dem großen Staatsmann von einzigartiger Autorität, dem 
Freunde aller friedliebenden und freiheitlichen Völker, dem Denker, der in 
die tiefen Gründe des geschichtlichen und staatlichen Lebens mit seheri-
scher Klarheit vorgedrungen und zum Lehrer seines Volkes und der gan-
zenfortschrittlichen Menschheit geworden ist, die ehrerbietigsten Glück-
wünsche. Möge die erhoffte neue Ordnung der Welt und der die Völker 
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versöhnende Friede zu den Zielen führen, die seine Kraft und Weisheit ge-
zeigt hat. Möge Deutschlands Rolle darin nach Stalins Wort die eines 
Garanten des neuen Weltfriedens sein, gestützt auf die von ihm neu 
bestätigte, für immer geschlossene Freundschaft mit den Sowjetvölkern. 
Unter dem Schutz dieser Friedensordnung werden die Wissenschaften und 
Künste eine neue fruchtbare Blütezeit erleben und die Kräfte des fried-
lichen und brüderlichen Wettbewerbes wieder die guten Helfer des Men-
schen und seiner Geistesarbeit sein. 


Johannes Stroux 
Präsident der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu BerlinÄ 


Dieses Telegramm, das Stroux ohne Absprache mit dem Plenum oder Prä-
sidium abgeschickt hatte, blieb in Berlin vorerst unbekannt. Weitaus wich-
tiger waren die Vorbereitungen für die 250-Jahresfeier der Akademie im 
Sommer 1950, die mit sowjetischen Vertretern abgestimmt wurden. Erst 
am 16. März 1950 wurde Stroux auf einer Sitzung des Präsidiums wegen 
seines „Stalin-Telegrammes" zur Rede gestellt. Er bot seinen sofortigen 
Rücktritt an, doch baten ihn die sechs Sekretare, wegen des Akademiejubi-
läums bis zum Ende seiner Wahlzeit im Amt zu bleiben.9 Härtung infor-
mierte Meinecke am 22. April über die Telegrammaffäre.10 Am 30. Juni 
1950 - also ein halbes Jahr nach Stalins Geburtstag und dem Absenden 
des Telegramms, wenige Tage vor der 250-Jahresfeier - gaben die „Pro-
fessoren der Freien Universität und Mitglieder der Akademie" Friedrich 
Meinecke (Akademiemitglied seit 1915), Wolfgang Heubner (seit 1946), 
Walther Löhlein (seit 1949) und Richard Thurnwald (seit 1946) ihren Aus-
tritt aus der Akademie bekannt: 


Wir [...] haben an dieser Mitgliedschaft bisher der Form nach festgehalten. 
Denn wir haben an der Tätigkeit dieser Akademie - soweit sie der Verant-
wortung der satzungsgemäss entscheidenden Instanz, nämlich des Plenums, 
untersteht - während der Zeit unserer aktiven Mitgliedschaft und auch spä-
terhin nichts wahrgenommen, was ihrer hohen wissenschaftlichen Aufgabe 
zuwidergelaufen wäre. Wir fühlen uns femer mit einer Anzahl der dem 
Plenum angehörigen Mitglieder wissenschaftlich und geistig dauernd ver-
bunden und sehen auch heute keinen Grund, uns dieses Gefühls zu schämen. 
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Von dem unwürdigen Akt des Präsidenten der Akademie, nämlich der ei-
genmächtigen Absendung des Telegramms zu Stalins 70-jährigem Geburts-
tag ohne Befragung des Plenums haben wir alle erst nach mehrmonatiger 
Verzögerung zufällig Kenntnis erhalten. Nachdem dieses beschämende 
Ereignis jetzt durch Herrn Nachtsheim [vormaliger Direktor des Akademie-
Instituts flir Genetik] vor dem internationalen Forum des Kongresses für 
kulturelle Freiheit zur Sprache gebracht wurde, müssen wir besorgen, dass 
unsere - wenn auch seit längerer Zeit nur formale - Zugehörigkeit zur 
Akademie in weiten Kreisen falsch gedeutet werden könnte. Damit Niemand 
glaube, wir billigten Vorkommnisse und Entwicklungen, die einem freien 
Geiste nicht anstehen, lösen wir nun diese formale Verbindung." 


Nun war Meinecke - trotz seines hohen Alters Gründungsrektor der Freien 
Universität Berlin - sicherlich sehr exponiert, und eine gleichzeitige Mit-
arbeit oder Mitgliedschaft an der Freien Universität und der Akademie, 
also einer aus antikommunistischem Impuls gegründeten und einer an Sta-
lin Geburtstagsgrüße sendenden Institution, waren kaum vereinbar. Zu-
dem lebte er in seinem Haus in Dahlem im amerikanischen Sektor der 
Stadt. Doch kann man nur vermuten, was ihn zu diesem Schritt bewogen 
hat: die Widersprüchlichkeit der gleichzeitigen Mitgliedschaft, Druck des 
Magistrats oder vielleicht seine Befürchtung, wie 1933 noch einmal durch 
Anpassung, Kompromißbereitschaft und entsprechendes Verhalten einer -
wenn auch durchaus anderen - Diktatur Handlangerdienste zu leisten und 
Respektabilität anzudienen,12 Heubners Schreiben an Stroux weist eher 
auf behördlichen Druck hin: 


Zu meinem Bedauern sehe ich mich genötigt, meine Mitgliedschaft bei 
der Akademie aufzugeben, und ich bitte Sie daher, meinen Namen in der 
Mitgliederliste zu streichen.13 


Die drei West-Berliner Hermann Grapow, Fritz Härtung und Wilhelm 
Unverzagt nahmen weiterhin an der Arbeit der Akademie teil, während die 
beiden Ordinarien an der Freien Universität Max Vasmer und Fritz Neu-
bert jeden Kontakt zur Akademie mieden, ohne jedoch auszutreten.14 Noch 
vor dem Jubiläum hatte das Präsidium beschlossen, mehrere aus verschie-
denen Gründen ungeklärte Mitgliedschaften neu festzulegen: 
• der Physiker Erwin Schrödinger, der 1940 als „Nichtarier" gestrichen 


worden war, 
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• der Altphilologe Werner Jaeger, der seit seiner Emigration 1936 als 
Auswärtiges Ordentliches Mitglied geführt wurde 


• der Geophysiker Albert Defant, seit 1945 in Innsbruck und 
• der Germanist Julius Schwietering, seit 1946 in Frankfurt am Main, 


beide Ordentliche Mitglieder, die als NSDAP-Mitglieder nach 1945 
nicht bestätigt worden waren, und 


• der Göttinger Aerodynamiker Ludwig Prandtl, der 1937 die Wahl zum 
Ordentlichen Mitglied abgelehnt hatte und daher als Auswärtiges Mit-
glied geführt wurde: 


sie alle waren nunmehr Ordentliche Mitglieder,'5 


Im Mai 1950 wurde zum ersten Mal von der Notwendigkeit, die Arbeit 
der Akademie in den Fünf Jahres-Plan einzubeziehen, gesprochen.16 Die 
daraus resultierenden Irritationen versuchte Naas auszuräumen, indem er 
darauf hinwies, dass die „Akademie-Institute prüfen (sollten), wie weit sie 
sich einschalten können",17 Damit waren - soweit das in der Macht der 
Akademie stand - sämtliche Störfaktoren des 250-jährigen Jubiläums der 
Gründung der Churfürstlich-Brandenburgischen Sozietät der Wissen-
schaften bereinigt worden. 


Zu den Vorbereitungen zählte auch das Wiederbetreten des internatio-
nalen Parketts. Über die sorgfältig zwischen Wissenschaftlern aus westli-
chen, östlichen und neutralen Ländern austarierten 28 Vorschläge für Kor-
respondierende Mitglieder wurde am 29. Juni 1950 en bloc abgestimmt: 
24 Ordentliche Mitglieder stimmten bei einer Enthaltung zu. Unter den 
Gewählten befand sich auch der Mathematiker Joh(an)n von Neumann. 
Der geborene Budapester war Privatdozent an der Universität in Berlin 
gewesen und hatte - angesichts der miserablen Karrierechancen in 
Deutschland - 1932 eine Gastprofessur an der Princeton University ange-
nommen. Von dort kehrte er aber nicht nach Berlin zurück, sondern wech-
selte an das gerade gegründete Institute of Advanced Studies in Princeton, 
New Jersey - gewissermaßen ein modifiziertes, nämlich interdisziplinäres 
Kaiser-Wilhelm-Institut.18 


Die Jubiläumsfeier fand vom 10. bis 14. Juli - also vom Montag bis 
Freitag - 1950 in festlichem Rahmen statt. Laut Jahrbuch 1950/51 der 
DAW „ist das Akademie-Jubiläum eine Nationalfeier mit großer interna-
tionaler Auswirkung geworden. Es war ein Fest der deutschen Wissen-
schaft, in dem besonders das bedeutsame wissenschaftliche Erbe unseres 
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Volkes erneut lebendig wurde."19 Und Naas, der Direktor der Akademie, 
fuhr fort" Ein markanter Wesenszug des Jubiläums äusserte sich in einem 
neuartigen Verhältnis der Akademie zu den werktätigen Schichten des Vol-
kes, wodurch sich eine neue Verbundenheit zwischen Wissenschaft und 
Volk in der Deutschen Demokratischen Republik ausdrückte." Die zuvor 
angekündigten Haushaltskürzungen um 30% für 1950 waren inzwischen 
weitgehend zurückgenommen worden, die Regierung gewährte zusätzlich 
DM (Ost) 750.000,00 für die Feierlichkeiten. Naas schrieb auch im Jahr-
buch, daß „das Akademie-Jubiläum ebenso deutlich die Weltöffentlichkeit 
mit der Tatsache bekannt (machte), dass die Wissenschaften in der 
Deutschen Demokratischen Republik eine ganz hervorragende Stellung 
einnehmen und dementsprechend im besondren Masse gefördert werden." 
Die Liste der „Vertreter ausländischer Akademien, Universitäten, wissen-
schaftlicher Gesellschaften sowie gelehrter Einzelpersönlichkeiten" liest 
sich allerdings nicht ganz als Repräsentation der Weltöffentlichkeit: Dele-
gationen kamen nur aus Staaten der volksdemokratischen Welt sowie aus 
Österreich. Aus der westlichen und neutralen Welt erschienen lediglich 
Einzelpersonen, davon einige aus politischer Sympathie mit der DDR, Aus 
dem Westen Deutschlands, der damals in der DDR-Terminologie nicht als 
„Ausland" galt, erschien niemand. Doch verlief das Protokoll glatt und 
feierlich. Selbst Härtung war mit den Veranstaltungen zufrieden; er mo-
nierte lediglich, dass sich der angekündigte Fackelzug der Studenten als 
Veranstaltung der FDJ herausstellte. Aber als Resumß stellte er fest: 


Der Westen hat uns leider völlig im Stich gelassen. Auch Meinecke hat, 
obwohl er das Corpus delicti, das Telegramm von Stroux an Stalin seit et-
wa 4 Monaten kannte, unmittelbar vor dem Jubiläum seine Mitgliedschaft 
aufgegeben. Ich finde, daß die zahlreichen Mitglieder der Akademie, die 
im Westen wohnen, sich die Sache nicht so einfach machen sollten. Sie hät-
ten es in der Hand gehabt, durch einen gemeinsamen Schritt Stroux zum 
Rücktritt zu veranlassen. Wir in Berlin mussten vorsichtiger operieren, da-
mit nicht der Anschein entstand, wir nähmen gegen die Besatzungsmacht 
Stellung. 


Schließlich schwäche ,jeder Austritt eines angesehenen Gelehrten die 
Position derjenigen [...], die noch an der alten Tradition festhalten wol-
len."20 


John von Neumann dankte Stroux zwar am 19. September für das Ver-
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trauen, das sich in seiner Wahl zum Korrespondierenden Mitglied aus-
drücke, fugte jedoch hinzu: 


Leider ist aber der gegenwärtige Zustand der Welt derart, daß meine 
Annahme dieser Auszeichnung ein politischer Akt wäre, der auch andere 
Deutungen veranlassen würde, als die gegenwärtige Wertschätzung von 
Kollegen. Er würde insbesondere meine Stellungnahme für Dinge andeu-
ten, die ich ablehne. [...] [l]ch möchte Sie versichern, daß ich eine sehr 
ernste Gewissensfrage auf die mir einzig richtig scheinende Weise ent-
schieden habe {...}.21 


Von 28 zugewählten Korrespondenten nahmen nur zwei, Neumann und 
der Mathematiker Richard von Mises, bis 1933 Berlin, jetzt Harvard Uni-
versity, die Wahl nicht an; wahrscheinlich dürfte neben der eigenen politi-
schen Einschätzung eine Anfrage im State Department zu dieser Ent-
scheidung beigetragen haben, ganz abgesehen von dem damals in der 
amerikanischen Akademikerschaft grassierenden McCarthyismus. 


Statutengemäß endeten die Amtszeiten von Präsident Stroux und Vize-
präsident Stille am 1, August 1950. Auf der Gesamtsitzung am 27. Juli 
erklärte Stroux, dass sein Versuch, Minister Wandel über die Situation zu 
informieren, wegen dessen Erkrankung nicht möglich gewesen sei. Er 
hätte jedoch ein Schreiben des Ministers erhalten, wonach dieser es für 
erforderlich halte, „dass der Präsident und der Vizepräsident bis zur Ein-
führung der geänderten Satzung die Geschäfte weiterführen."22 So amtier-
ten Stroux und Stille weiter. 


Im Frühjahr 1951 zog Stroux von Lichterfelde-West, Bezirk Steglitz im 
amerikanischen Sektor, nach Niederschönhausen, Bezirk Pankow im so-
wjetischen Sektor Berlins. 


Das Akademie-Jubiläum in Ost-Berlin war natürlich den Stellen auf der 
anderen Seite nicht verborgen geblieben, und das Nichterscheinen west-
deutscher Vertreter dürfte kein Zufall gewesen sein. Denn Ende Juli 1950 
informierte der Staatssekretär des Innern im Bundeskanzleramt, Heinrich 
Globke, sämtliche Bundesminister über eine Mitteilung des Bevollmäch-
tigten von Gross-Berlin, in diesem Falle also von West-Berlin, beim Bund: 


Wie dem Herrn Oberbürgermeister von Groß-Berlin aus zuverlässiger 
Quelle bekannt geworden ist, beabsichtigt die Deutsche Akademie der 
Wissenschaften, die im Ostsektor von Berlin von dem sowjetdeutschen 
Kulturministerium unterhalten wird, nach der Jubiläumsfeier aus Anlaß 
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des 200-jährigen [sie] Bestehens der Akademie eine große internationale 
wissenschaftliche Tagung im Spätsommer oder Herbst in Berlin abzuhal-
ten. Es muß damit gerechnet werden, daß zu dieser Tagung auch Einla-
dungen an Wissenschaftler der westlichen Länder und der Bundesrepublik 
ergehen werden. Der Herr Oberbürgermeister macht deshalb auf den be-
sonderen politischen Charakter dieser Veranstaltung aufmerksam, der es 
u.E. erforderlich erscheinen lässt, die in Betracht kommenden Vertreter 
der westlichen Nationen und des Bundes vor der Teilnahme an dieser Ta-
gung zu warnen. 


Die sogenannte „Deutsche Akademie der Wissenschaften" im Ostsektor 
von Berlin nimmt zu Unrecht für sich in Anspruch, die Tradition der ehe-
maligen „Preußischen Akademie der Wissenschaften" fortzusetzen. In 
Wahrheit ist sie längst unter dem Einfluß der SED und der hinter ihr ste-
henden Besatzungsmacht zu einem Instrument sowjet-deutscher Politik auf 
wissenschaftlichem Gebiet geworden. Daran wird auch nichts durch die 
Tatsache geändert, daß noch heute einzelne Wissenschaftler West-
deutschlands dieser Akademie angehören; sie werden voraussichtlich in 
Kürze den Austritt aus der Akademie erklären. Es liegt im Zuge der kom-
munistischen Politik, durch Beteiligung ausländischer Wissenschaftler 
einer solchen Tagung den Anstrich internationaler Anerkennung zu geben 
und die Namen bekannter ausländischer Wissenschaftler für ihre politi-
schen Zwecke in Anspruch zu nehmen, [...p-


Dieser Intervention folgten allerdings keine juristische Schritte - das 
dauerte noch 40 Jahre. 


Das Jubiläum zeigte einerseits die beginnende öffendiche Ritualisie-
rung der einvernehmlichen Beziehungen von Staat und Akademie, ande-
rseits den Grad der internationalen Isolation und - was vielleicht am 
bedeutendsten war, die mangelnde Bereitschaft im Westen, der Akademie 
- und sei es nur probeweise - die Funktion eines „neutralen" Scharniers, 
eines Forums in den Wissenschaften zuzugestehen. Im Kalten Krieg mobi-
lisierte die Akademie ihre etwas retuschierte Tradition, um ihre Reputation 
abzusichern. Doch eben diese Argumentation sprach die auf ostentative 
Distanz angewiesene West-Berliner Senatsspitze der Akademie ab. In 
jedem Kompromiss, jeder Neutralisierung sah West-Berlin eine Unter-
wanderung oder Täuschung, während die Akademie gerade durch derarti-
ge Kompromisse und Neutralisierungen ihr Überleben im Einverständnis 
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mit der Staatsmacht selbst zu regeln trachtete. Die Partei- und Staats* 
fuhrung sah in den Rücksichtnahmen auf die Akademietraditionen stets 
nur ein „noch nicht ganz", ein Zögern auf dem korrekten Weg in die sozia-
listische Zukunft. Insofern spiegelt das Akademie-Jubiläum von 1950 die 
gebrochenen Interessenlagen in Ost und West ungewöhnlich klar und 
deutlich wider. 


Fußnoten 


1 Die Verordnung ist veröffentlicht im ZentralverordiumgsbltM, Teil I, Nr. 28, 21. April 
1949, S. 227-232. 


2 Tagebuchähnliche Notizen. SBB, NL Härtung, 36, 1. 
3 Die Satzung von 1946 sah die Möglichkeit der Bildung neuer Klassen vor. Ein derartiges 


Bedürfnis bestand allerdings bei den Akademiemitgliedern vorerst nicht. Eine Skizze zur 
Reorganisation der Akademie von Naas vom 8. März 1949 hatte noch neue Klassen für 
Landwirtschaft, Technik, Medizin, Gesellschafts-Wissenschaften sowie Bauwesen vorge-
sehen. AABBAW, AKL, Akademie (allg.).., Grundsätzliches, 662. 


4 Zu den verständlichen Gründen zählen: Gefahr der Überalterung, zu starke Vertretung 
einer Disziplin, Abwarten bis zur Besetzung eines Berliner Lehrstuhls, gesamtdeutsche 
Bedenken, fehlende Unterlagen über einen Kandidaten. Aktenvermerk über die Bespre-
chung zwischen dem Präsidium ... und Wandel, 15. Juni 1949. AABBAW, AKL, Akad. 
(allg.)..., Grundsätzliches, 662. 


5 AABBAW, Protokoll der Phil.-hist. Klasse, 2. Juni 1949. Am 2. Juli 1949 vereinbarten 
Baumgarten. Härtung, Rörig und Unverzagt in Rörigs Wohnung, keinen Antrag für Alfred 
Meusel, den Baumgarten und Rörig favorisierten, zu stellen und erst später nach besse-
rer Vorbereitung die Erweiterung der Klasse zu versuchen. (Tagebuchähnliche Notizen, 
SBB, NL Härtung, 36, 1). Diese Hinhaltetaktik war jedoch nur kurzfristig erfolgreich, 
denn bereits im Frühjahr 1953 wurde Meusel, Direktor des Museums für Deutsche Ge-
schichte im Berliner Zeughaus, Mitglied des ZK der SED und Koordinator des Aufbaus 
einer marxistisch-len in istischen Geschichtswissenschaft in der DDR, zum Ordentlichen 
Mitglied gewählt. 


6 Goldene und Silberne Leibniz-Medaillen vergab die Preußische Akademie der Wissen-
schaften von 1907 bis 1944, Silberne die Deutsche Akademie der Wissenschaften seit 
1953. 


7 Protokoll der Gesellschaftswissenschaftlichen Klasse, 9. März 1950; Protokoll der Ge-
sellschaftswissenschafdichen Klasse, 8. Juni 1950. 


8 AA, AKL, Beziehungen ..., UdSSR, 449, Bll. 21 und 7. 
9 Erklärung des Vizepräsidenten [Sülle] vom 5. April 1950, für die westdeutschen Aka-


demien des (ehemaligen) Kartells und die in Westdeutschland wohnenden Ordentlichen 
Mitglieder und Korrespondierenden Mitglieder besümmt. SBB, NL Härtung, 36,6. 


10 SBB, NL Härtung, 36, 1. 
11 Archiv zur Geschichte der Max-Planck-Geseilschaft, 1A 9t 1,3/49- 3/12.50. (Abschrift). 


Der Kongress für kulturelle Freiheit war die wesüiche Gegenveranstaltung zu dem Kul-
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ropäische fellow-travellers dem Aufbau des Sozialismus ihre Reverenz erwiesen hatten. 
Der Biologe und Genetiker Hans Nachtsheim (1890-1979) hatte seine Abteilung des vor-
maligen Kaiser-Wilhelms-Instituts für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eugenik 


nach Buch wurde vorbereitet. Da er sich mit der Genetik Lyssenkos nicht anfreunden 
konnte, bekam er Schwierigkeiten, so dass er Anfang 1949 an die Freie Universität wech-
selte. 


12 Mei necke, damals einer der geachtetsten deutschen Historiker, war 1933-1935 trotz sei-
ner antinazistischen Haltung - „um Schlimmeres zu verhindern" - eine Reihe von perso-
nellen und politischen Kompromissen eingegangen, die schliesslich zu seiner Ausschal-
tung führten, die wiederum den NS-nahen Historikern die (allerdings schlecht genutzte) 
Möglichkeit gab, die Geschichtsforschung in Deutschland auf Parteilinie zu bringen. 


13 Heubner an Stroux, 30. Juni 1950, AABBAW, AKL, Personalia, 178. 
14 Unverzagt war am 22. Juni 1939 zum Ordentlichen Mitglied gewählt, aber von Reichs-


minister Rust nicht bestätigt worden. Seine erneute Wahl erfolgte erst am 24. Februar 
1949, da er erst entnazifiziert werden tnusste. In der Akademie wurde die Mitgliedschaft 
von Neubert, Vasmer und Ludin intern als „ruhend" bezeichnet, was allerdings durch kei-
ne der Satzungen/Statuten gedeckt war. 


15 Beschluss des Präsidiums vom 14. Februar 1950. Die Akademie hatte sich seit dem Früh-
jahr 1946 darauf verständigt, die in der NS-Zeit erfolgten Austritte und Ausschlüsse als 
nichtig zu betrachten. Dementsprechend wurden diese Gelehrten wieder in ihre Mitglied-
schaften eingesetzt, sofern sie das wünschten, bzw. Nachrufe im Jahrbuch veröffentlicht. 


16 AABBAW, Protokoll des Plenums, 25. Mai 1950, S. 1057. 
17 Handschr. Notiz von Härtung, 8. Juni 1950. SBB, NL Härtung, 36,2. 
18 Im Vorlesungsverzeichnis der Friedrich-Wilhelms-Universität zu Berlin findet man Neu-


mann unter Johann Neumann von Margitta. 
19 JbDAW 1950/1951, S. 51. 
20 Härtung an Dehio, 14, Juli 1950. SBB, NL Härtung, 37, 1. 
21 AABBAW, AKL, Personalia, 334. 
22 Protokoll der Sitzung der Gesamt-Akademie, 27. Juli 1950, AA, P 1/2. 
23 BA Koblenz, B 138/1781. Datiert auf Ende Juli 1950. 


tur- und Friedenskongress in Breslau/Wroclaw 1948, auf dem auch zahlreiche westeu-


Anfang Januar 1947 als eigenes Institut in dieDAW eingebracht; der Umzug von Dahlem 
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Werner Scheler 


Die Akademie im Spannungsfeld der Wirtschafts- und 
Deutschlandpolitik der 50er und 60er Jahre 


In meinem Beitrag zum letzten wissenschaftshistorischen Kolloquium 
befaßte ich mich mit der naturwissenschaftlich-technischen Forschungs-
politik der DDR und ihrem Einfluß auf die Akademie bis etwa Mitte der 
50er Jahre [1]. Zu diesem Zeitpunkt hatte sich die Akademie durch Zu-
ordnung und Gründung von Forschungsinstituten bereits weit vom Bild 
der klassischen Gelehrtengesellschaft entfernt, befand sich nach den 
Empfehlungen des Ministerpräsidenten der DDR vom Mai 1955 [2] im 
Aufstieg zur zentralen wissenschaftlichen Institution des Landes und war 
in die politischen und gesellschaftlichen Strukturen der DDR hineinge-
wachsen. 


Bei der Gründung der Forschungsgemeinschaft im Juli 1957 [3-5] ver-
stand sich die Akademie - bei allen Einschränkungen, die zu machen wa-
ren - noch als gesamtdeutsche Institution. Im Statut von 1963 hielt sie for-
mal weiterhin an dieser Option fest, um sie aber mit ihrem Statut von 1969 
entgültig aufgeben zu müssen. 1972 wurde die Akademie dann auch von 
ihrem Namen her die nationale Akademie der DDR. Die UdSSR und die 
Westmächte, wie die internationale Staatengemeinschaft insgesamt, waren 
sich einig, den Status quo der deutschen Teilung als politische Realität zu 
akzeptieren, wie das die Aufnahme beider deutscher Staaten in die UNO 
dokumentierte. 


Zwischen den Veränderungen ihres Status als gesamtdeutsche Einrich-
tung, ihres wissenschaftlichen Auftrages und ihrer Organisationsstruktur 
gab es sichtbare Korrelationen. Die angewandte naturwissenschaftliche 
und technische Forschung der Institute bekam deutliche DDR-Spezifik, 
währenddessen das wissenschaftliche Leben der Gelehrtengesellschaft 
und die erkundende Grundlagenforschung eine solche Prägung grundsätz-
lich nicht aufwiesen. Die Bildung der Forschungsgemeinschaft war nicht 
zuletzt auch eine Konsequenz aus dieser divergenten Entwicklung. 
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Wesentliche Impulse gingen dabei von der Klasse für Mathematik, Physik 
und Technik aus. 


Bei der Bildung der Forschungsgemeinschaft trafen mehrere Optionen 
zusammen: Erstens wurden die einschlägigen Institute unter einheitlicher 
Leitung zusammengefaßt, um ihre Forschung gezielter auf die Erforder-
nisse der Volkswirtschaft auszurichten und die Zusammenarbeit zu för-
dern. 


Zweitens ging es auch darum, die Institute und deren Forschung aus der 
Bindung an die Klassen der formal noch gesamtdeutschen Gelehrtenge-
sellschaft herauszunehmen [6], Angesichts des kalten Krieges, der um die 
Wissenschaft und die Akademie keinen Bogen machte, schien es geboten, 
die auf die DDR-Wirtschaft bezogenen Forschungspläne und -ergebnisse 
nicht in den Klassen offenzulegen. Partei- und Staatsführung waren sich 
der politischen Loyalität nicht aller Akademiemitglieder sicher, Befürch-
tungen über einen möglichen Mißbrauch der wissenschaftlichen Verbin-
dungen der Akademie zu westdeutschen Wissenschaftlern und Institutio-
nen finden sich z. B. schon in einem Brief des Leiters des Büros des För-
derungsausschusses für die deutsche Intelligenz beim Ministerpräsidenten 
der DDR vom 12, November 1952 [7], In ihm schlug er der Zentralen 
Kommission für Staatliche Kontrolle u. a, die Überprüfung des Charakters 
und des Ausmaßes der Verbindungen der Akademie nach Westdeutschland 
vor, speziell zu den westdeutschen Monopolen (IG-Farben Leverkusen, 
Bonner Wirtschaftsministerium), Wörtlich: „Es ist bekannt, daß der an der 
DAW vorhandene alte Stamm von Wissenschaftlern auch heute noch sehr 
geneigt dem Westen gegenüber ist und der Feind daher mit Recht die 
Auffassung haben kann, daß sie morgen sicher wieder, wenn es anders 
herumgeht, mitmachen werden". 


Drittens räumte das Kuratorium der Forschungsgemeinschaft den Ver-
tretern der Wirtschaft und des Staates wesentlichen Einfluß auf die Grund-
richtungen der wissenschaftlichen Arbeit ein. 


Die Akademie baute danach die Naturwissenschaften weiter aus. Als 
1958 in Durchführung des Gesetzes über die Vervollkommung und Verein-
fachung der Arbeit des Staatsapparates sechs Institute aus der chemischen 
und Montanindustrie der Forschungsgemeinschaft zugeordnet wurden [8], 
bedeutete dies eine erneute Richtungsentscheidung zum Profil und 
Charakter der Akademie. Die Praxisbezogenheit ihrer wissenschaftlichen 
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Arbeit nahm zu, ihre Verbindungen zur Industrie verbreiterten sich. An-
dererseits wurde mit der Umsetzung dieser Institute die industrieeigene, 
zweigspezifische Forschung geschwächt. Die Überführung von For-
schungsergebnissen in die industrielle Entwicklung und Produktion blieb 
ein unverändert kritisches Element, wohl aber sah sich die Akademie zu 
höherer Industriekompatibilität ihrer Leistungen genötigt. Dabei zeigte 
sich, daß in der Akademie die technischen Wissenschaften als Mittler zwi-
schen Naturwissenschaften und Industrie zu schwach vertreten waren. 


Der Vorsitzende der Forschungsgemeinschaft, Hans Frühauf, mahnte des-
wegen auf dem Leibniztag 1960 die Mehrung der technischen Wissen-
schaften an [9]: „Wenn unsere Akademie im Bereich der Naturwissenschaf-
ten das Primat erhalten und festigen will, das höchste wissenschaftliche 
Organ unseres Staates zu sein, dann müssen die in den verschiedensten 
Bereichen unserer Volkswirtschaft vertretenen Gebiete der technischen 
Praxis in der Grundlagenforschung eine reale Widerspiegelung erfahren, und 
darüber hinaus müssen die Ergebnisse ihrer wissenschaftlichen Forschungen 
Möglichkeiten für die Erschließung neuer praktischer Anwendungen in 
Aussicht stellen. Nun sind aber im Bereich der Forschungsgemeinschaft... 
die technischen Wissenschaften zur Zeit noch sehr schwach vertreten. Diese 
Tätsache hat den Vorstand der Forschungsgemeinschaft veranlaßt, diese 
Frage erneut, ... in Anwesenheit von Wissenschaftlern, Praktikern und 
Vertretern aus dem Staatsapparat zu behandeln". 


Die Akademie war in der Folgezeit bestrebt, bestimmte technische Wis-
senschaftsrichtungen an den Instituten zu etablieren. Dabei wurden die 
technischen Wissenschaften im engen Verbund mit den Naturwissen-
schaften entwickelt. Prototypisch hierfür war etwa das Gebiet der Werk-
stofforschung, das in der Akademie einen hohen Stellenwert besaß und 
ausgezeichnetes wissenschaftliches Niveau erreichte. Es war in der 
Grundlagenforschung fest verankert und reichte hinüber bis in die Techno-
logie. Dieser Grundcharakter ihrer wissenschaftlichen Arbeit - Erkun-
dungsforschung bis hin zu technischer Prinziplösung und applikativer 
Testung - wurde generelles Wesensmerkmal der Akademieforschung, wo-
bei die Akademie mit der Schaffung leistungsfähiger Technika (und später 
einzelner Akademie-Industrie-Komplexe) adaptiv auf die Realitäten der 
Wirtschafts struktur der DDR mit ihren großen Kombinaten und fehlenden 
mittleren und kleineren innovationsfreudigen Betrieben reagierte. 
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Der wissenschaftliche Ausbau der Akademie vollzog sich im Rahmen der 
übergeordneten Wissenschafts- und Wirtschaftspolitik des Staates, der 
1957 mit der Bildung des Forschungsrates der DDR [10] eine neue Etappe 
einleitete. Die Koinzidenz der Bildung von Forschungsrat und For-
schungsgemeinschaft war gewiß kein Zufall. Die zentral geleitete Wirt-
schaft bedurfte angesichts des schnellen internationalen wissenschaftlich-
technischen Fortschritts einer wissenschaftlich-strategischen Führung, die 
über das hinausging, was bis dahin mit dem Beirat für Forschung und 
Technik der Staatlichen Plankommission und den wissenschaftlich-techni-
schen Räten der Industrie versucht worden war. Der Forschungsrat sollte 
diese Aufgabe als Instrument des Ministerrates wahrnehmen. Und für den 
Forschungsrat stellte die Akademie mit ihrer Forschungsgemeinschaft ein 
wichtiges wissenschaftliches Reservoir dar, um einer solchen Führungs-
funktion nachkommen zu können. Nicht ohne Grund waren beide Lei-
tungen personell eng verflochten, und nicht von ungefähr erhielten die 
Sektionen an der Akademie den Status von Zentralen Arbeitskreisen des 
Forschungsrates für die vorausschauende Grundlagenforschung. 


Die Tätigkeit des Forschungsrates wirkte sich fördernd auf die Wirt-
schaft aus. Forschung und technische Entwicklung erhielten in der In-
dustrie wieder höheren Stellenwert. Produktivität und Innovationsrate 
nahmen in wichtigen Wirtschaftszweigen zu. Gemessen an den Erforder-
nissen der Gesellschaft reichte aber schon wenige Jahre später das Ent-
wicklungstempo nicht mehr aus. Anfang der 60er Jahre kam es zu Stag-
nationserscheinungen im Wirtschaftsprozeß, zumal über die offene Gren-
ze zu Westberlin und durch den illegalen Wechselkurs ein ständiger per-
soneller und ökonomischer Abfluß stattfand. Hinzu kamen, nach Ein-
schätzung des Politbüros, Unzulänglichkeiten in der perspektivischen Pla-
nung der Hauptrichtungen von Forschung und Entwicklung, ihrer Koor-
dinierung und komplexen Durchführung, sowie bei der Einführung wis-
senschaftlich-technischer Ergebnisse in die Produktion. Diese Mängel 
veranlaßten das Politbüro am 16. Mai 1961 [11], die Probleme zu beraten 
und der Regierung geeignete Maßnahmen vorzuschlagen. 


Am 31. Mai 1961 übermittelte der Leiter der Abt. Wissenschaften des 
ZK dem Leiter des Sekretariats des Ministerrats den diesbezüglichen 
Beschlußvorschlag des Politbüros [12], In diesem wurde bestimmt, dem 
Forschungsrat Vollmachten zur Koordinierung und Lenkung der For-







D I E A K A D E M I E I M S P A N N U N G S F E L D . 2 1 


schungs- und Entwicklungsarbeiten aller naturwissenschaftlichen und 
technischen Institute, Forschungsstellen und Laboratorien der Deutschen 
Akademie der Wissenschaften und der anderen Akademien, der Univer-
sitäten, Hochschulen, Vereinigungen Volkseigener Betriebe und der Groß-
betriebe der DDR zu erteilen. Zur Lösung dieser Aufgaben sei ein haupt-
amtlicher Apparat zu schaffen, der von einem Staatssekretär geleitet wer-
den solle. Dieser sei zugleich als erster Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Forschungsrates zu berufen. Als Termin wurde der 15. Juni 1961 vorgege-
ben. 


Auf die Regierung kamen indessen mit der Grenzschließung zu West-
berlin am 13. August 1961 weit dringendere Probleme zu, so daß sich die 
staatliche Umsetzung des Politbüro-Beschlusses verzögerte. Allerdings 
löste die Regierung noch 1961 [13, 14] das bisherige Zentrale Amt für 
Forschung und Technik auf und schuf an seiner Stelle ein Staats Sekretariat 
für Forschung und Technik beim Ministerrat der DDR. Sie berief zunächst 
Hans Frühauf, bis dahin Vorsitzender der Forschungsgemeinschaft, zum 
Staatssekretär. Im Januar 1962 [15] erließ der Ministerrat schließlich die 
vom Politbüro vorgeschlagene „Ordnung über die zentrale Planung und 
Organisation der wissenschaftlich-technischen Arbeit in der Deutschen 
Demokratischen Republik". Mit ihr wurden der Staatlichen Plankommis-
sion und dem Forschungsrat umfassende Kompetenzen übertragen. Zum 
Ziel hieß es: .»Dieses System muß eine klare Ordnung gewährleisten, die 
... die Tätigkeit des Forschungsrates mit den Aufgaben der staatlichen 
Leitung unmittelbar verbindet". Im gleichen Jahr wurde Herbert Weiz, ein 
erfahrener Industrieökonom, als Staatssekretär und Nachfolger von Früh-
auf berufen. Unter seiner Leitung wurde ein arbeitsfähiges Staatssekre-
tariat geschaffen. 


Die neue Ordnung schränkte die Verantwortung der akademischen Ein-
richtungen für die Selbstbestimmung ihrer Forschung (weiter) ein. Die 
Akademie mochte das beklagen, allerdings waren die Maßnahmen der 
Partei- und Staatsführung durchaus folgerichtig, denn mit dem zentral 
gesteuerten Ausbau der Wirtschaft und der wissenschaftlich-technischen 
Durchdringung der Produktion erwies es sich als immer zwingender, die 
Forschung sowohl inhaltlich wie organisatorisch enger mit dem Produk-
tionsbereich zu korrelieren, wobei stets auch die Erkenntnisse aus der 'rei-
nen' Grundlagenforschung zu berücksichtigen waren. Insofern war es nur 
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konsequent, daß der Staat sein administratives Instrumentarium, den 
'Staatsplan Forschung und Technik', einsetzte, um die wissenschaftlich-
technische Arbeit und die Ressourcen auf die wirtschaftsstrategischen 
Hauptlinien und Schwerpunkte zu lenken. Die Akademieforschung hatte 
sich entsprechend zu orientieren und einzuordnen. 


Aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang die Rede Max Steenbecks 
auf der Hauptversammlung der Akademie am 14. Mai 1964 [16], in derer 
sich mit den in der Akademie schwelenden Vorbehalten gegen die For-
schungsplanung auseinandersetzte. Steenbeck war zu diesem Zeitpunkt 
Vizepräsident der Akademie und Stellvertretender Vorsitzender des 
Forschungsrates. Drei Aspekte aus seinen Darlegungen greife ich heraus: 
Erstens verlange die planmäßige Entwicklung der Volkswirtschaft eine 
wissenschaftliche Vorausschau und die Aufbereitung der strategischen 
Richtungen durch einen planmäßigen Forschungsvorlauf. 


Zweitens gehöre die Planung der Hauptrichtungen der Forschung in die 
Hände der Wissenschaftler selbst. Dazu erklärte er: „Was bei einem Vor-
stoß ins Unbekannte herauskommen wird, das weiß man vorher nicht ge-
nau; aber was man vorher wissen kann und wissen muß, ist die Richtung, 
in der man forschen will, und mehr will unsere Planung gar nicht". 


Drittens sei die Planung der Forschung keine neue Erfindung, sondern 
international üblich. Noch einmal Steenbeck wörtlich: „Wissenschaftliche 
Arbeit braucht Menschen und braucht Geld.... Die richtige Verteilung ist 
das große Problem.... nirgendwo in der Welt - auch nicht in den Ländern 
mit der freiesten der sogenannten 'freien Marktwirtschaft' - überläßt man 
diese Verteilung dem 'freien Spiel der Kräfte'". 


Das Wechselverhältnis von Selbst- und Fremdbestimmung in der For-
schung ist etwas ganz Normales und Notwendiges. Auch heute genügt 
dazu nur ein Blick auf die staatlichen Förderprogramme der USA, Frank-
reichs oder der BRD für strategisch wichtige Forschungsgebiete und 
Projekte. In der DDR war das prinzipiell nicht anders, nur erstreckte sich 
die staatliche Forschungsplanung infolge des zentralisti sehen Wirtschafts-
systems auf alle volkswirtschaftlich relevanten Gebiete und nicht nur auf 
bestimmte prioritäre Vorhaben. 


Nach der Grenzschließung und im Prozeß der 'Unabhängigmachung' 
der DDR-Industrie von westdeutschen Verbindungen nahmen die Proble-
me in der Wirtschaft zu. In dieser Lage faßte der Ministerrat am 22. No-
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vember 1962 [17] den „Beschluß über die Unterstützung der volkseigenen 
Industriebetriebe durch die nicht nach den Grundsätzen der wirtschaftli-
chen Rechnungsführung arbeitenden naturwissenschaftlich-technischen 
Institute". Dazu gehörten die einschlägigen Einrichtungen der Akademie 
und des Hochschulbereichs. Sie wurden verpflichtet, den Betrieben 
Produktionsunterstützung zu geben und Leistungsverträge abzuschließen. 
Der Vorstand der Forschungsgemeinschaft der Akademie veranlaßte dazu 
die erforderlichen Maßnahmen [18]. Die Akademieforschung wurde mit 
dieser Orientierung weiter auf Praxisbezogenheit ihrer Arbeiten gedrängt. 


Partei- und Staatsführung reagierten in den 60er Jahren mit weiteren 
Beschlüssen zur Planung und Organisation der Forschung sowie ihrer 
Kooperation mit der Wirtschaft. Die vorliegenden Dokumente lassen kei-
nen Zweifel an der Zielstrebigkeit und Ernsthaftigkeit des Bemühens um 
effektivere Formen zur Steuerung der Prozesse; ihre Vielzahl und manche 
formalistischen Bestimmungen erwecken aber zugleich den Anschein 
eines gewissen Aktionismus. Ein solcher war zunächst als Reaktion auf 
die wirtschaftlichen Probleme der Grenzschließung vielleicht verständ-
lich. Indessen verweisen die vorausgegangenen wie auch die späteren zen-
tralen Beschlüsse und Maßnahmen auf eine viel tiefer liegende Pro-
blematik: In wichtigen Wirtschaftsbereichen blieben Tempo, Effektivität, 
Qualität und Innovationsrate der Produktion hinter dem fortgeschrittenen 
internationalen Niveau zurück. Die Überleitung von Ergebnissen aus For-
schung und Entwicklung in die Produktion erwies sich als besonderes 
Schwachglied, was oft mehr den 'subjektiven Faktoren' als den unzurei-
chenden investiven und materiell-technischen Möglichkeiten angelastet 
wurde. Hinzu kamen die Auswirkungen des Technologieembargos durch 
den Westen. Das Kardinalproblem war jedoch: Das zentralistische 
Wirtschaftssystem brachte keinen ausreichenden, von den Betrieben aus-
gehenden ökonomischen Innovationssog hervor, Mechanismen der ökono-
mischen Selbstregulation waren außer Kraft gesetzt. Steigende Produk-
tionsauflagen für die Betriebe verdrängten Forschung und Entwicklung 
häufig auf einen Nebenplatz, die Erzeugnis- und Technologie-Erneuerung 
kam zu kurz. So folgten immer neue Versuche, mittels Weiterer admini-
strativer 'Optimierung* von Planung, Organisation und Leitung des Wirt-
schaftsprozesses zu 'noch' höherer Wirksamkeit zu gelangen. Und die 
zentrale Forschungsplanung hatte sich dem anzupassen. 
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Ich kann hier nicht ausführlicher auf die Vielzahl der Verordnungen und 
Maßnahmen in der betrachteten Zeitspanne bis etwa 1970 eingehen, ich 
will nur auf wenige markante Punkte verweisen: 


(1) Der 1963 begonnene Versuch, mit dem 'Neuen Ökonomischen 
System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft' [19] von einer 
administrativen zu einer gewissen ökonomischen Steuerung der Wirt-
schaft überzugehen. In diesem Zusammenhang wurde für die Wis-
senschaft mit der 3. Durchführungsverordnung zum Vertragsgesetz vom 
25. Februar 1965 [20] der Abschluß von Wirtschaftsverträgen als Mittel 
zur Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts gesetz-
lich geregelt. 


(2) Die Regierungsneubildung 1967 nach dem VII, Parteitag der SED, 
bei der der bisherige Staatssekretär für Forschung und Technik, Herbert 
Weiz, zum Stellvertreter des MinisteiratsVorsitzenden berufen und das 
Staatssekretariat zu einem Ministerium für Wissenschaft und Technik 
umgebildet wurde. Minister wurde der Chemiker Günter Prey. Einer sei-
ner Stellvertreter zeichnete für die Verbindung zum Forschungsrat ver-
antwortlich. Weiz schuf sich 1968 eine ständige Arbeitsgruppe für Wis-
senschaftsorganisation, der auch der Akademiepräsident angehörte. 


(3) Die Anordnung des Ministers für Wissenschaft und Technik über 
die auftragsgebundene Finanzierung wissenschaftlich-technischer Auf-
gaben vom 30. September 1968 [22], Sie überwies die Finanzierung der 
naturwissenschaftlich-technischen Forschung von Akademie und Hoch-
schulen an die Industrie, währenddessen der Minister für Wissenschaft 
und Technik sich die Auftraggeberschaft für die Grundlagenforschung 
selbst vorbehielt. 


(4) Die Beschlüsse und Maßnahmen zur Einführung der 'Sozialisti-
schen Wissenschaftsorganisation', verbunden mit breiter Anwendung von 
Heuristik, umfassender Prognostik, Schaffung von Großforschungs-
zentren, sozialistischen Großforschungsvorhaben, Großforschungsverbän-
den und mit dem Einsatz von Netzwerktechnik und EDV zur exakten Er-
gebnis- und Terminplanung der Forschungsvorhaben (vgl, [21]). 


(5) Die 3. Hochschulreform und die Akademiereform Ende der 60er 
Jahre im Zuge der Ausformung des 'entwickelten gesellschaftlichen Sy-
stems des Sozialismus'. 


In die gleiche Zeit fiel im übrigen mit Beschlüssen des Politbüros vom 
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Oktober 1968 [23, 24] die Zentralisierung der Planung der gesamten 
Gesellschaftswissenschaften der DDR. 


Während die Akademie Anfang der 50er Jahre sich mit ihrer Forschung 
mehr und mehr auf die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung 
der DDR orientierte, versuchte sie vorerst ihre wissenschaftlichen Kon-
takte und die gemeinsamen Unternehmungen mit den Wissenschaftsaka-
demien in der Bundesrepublik Deutschland weiter zu pflegen. Sie wurde 
darin von der Regierung der DDR bestärkt, die hier eine gewisse Mög-
lichkeit sah, der zunehmenden Eingliederung der BRD in das westliche 
Bündnissystem entgegenzuwirken. 


Demgegenüber tat die Regierung der Bundesrepublik - gemäß 
'Hallstein-Doktrin' - alles, um die Institutionen der DDR-Wissenschaft an 
einer gleichberechtigten Teilnahme am internationalen wissenschaftlichen 
Leben zu hindern. Am 3. Oktober 1954 erklärten die Regierungen der 
USA, des Vereinigten Königreichs und Frankreichs in der Schlußakte zur 
Londoner Neunmächtekonferenz, daß „sie die Regierung der Bundes-
republik Deutschland als die einzige deutsche Regierung betrachten, die 
frei und rechtmäßig gebildet wurde und daher berechtigt ist, für 
Deutschland als Vertreter des deutschen Volkes in internationalen Ange-
legenheiten zu sprechen". Am 23. Oktober 1954 billigten alle NATO-
Mächte die Erklärung. Die Bundesregierung sah sich in ihrem 'Alleinver-
tretungsanspruch' bestätigt. 


Das Allied Travel Office in Westberlin wurde eines der Instrumente zur 
Durchsetzung dieses Anspruchs. Es war u. a. für die Genehmigung von 
Reisen der DDR-Wissenschaftlern in die westlichen Staaten zuständig. 
Als 'Presumed Germans' erhielten sie Reiseerlaubnis und Visum nur als 
'wissenschafüiche Einzelindividuen', wenn sie nicht auf eine Anerken-
nung als DDR-Bürger bestanden. 


Die Regierung der DDR schuf in jenen Jahren ihrerseits administrative 
Regelungen, ihre politische Positionen bei Auslandsreisen durchzusetzen. 
Für die wissenschaftlichen Einrichtungen war zunächst die 'Koordinie-
rungs- und Kontrollstelle für Unterricht, Wissenschaft und Kunst' zuständig, 
die Minister Paul Wandel zugeordnet war (vgl. Schriftverkehr der DAW 
[25]). Später erfolgte die Bildung des Büros für Auslandsdienstreisen beim 
Ministerrat. Ihm oblag die Kontrolle u. a. darüber, inwieweit die rechtlichen 
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Vorschriften der DDR in den Reiseanträgen beachtet wurden und ob der 
Reisende seine DDR-Staatsbürgerschaft zum Ausdruck gebracht hatte. Die 
internationale Kommunikation der DDR-Wissenschaft unterlag dem politi-
schen Konflikt zwischen den Bedingungen des Allied Travel Office und 
dem Reglement des Büros für Auslandsdienstreisen der DDR. 


Als Repräsentantin der DDR-Wissenschaft verspürte die Akademie die 
Widerspriichlichkeit der Lage besonders, stand sie doch im Spannungsfeld 
zwischen der Internationalität der Wissenschaft und ihrer Loyalität 
gegenüber dem Staat. Sie versuchte beides zu verbinden und strebte nach 
gleichberechtigter Mitgliedschaft in den internationalen wissenschaftli-
chen Vereinigungen, insbesondere im International Council of Scientific 
Unions (ICSU) und in der Internationalen Akademischen Union (UAI). 
Diesen Bemühungen widersetzten sich die westdeutschen Vertreter in die-
sen Gremien. 


Ein Beispiel solcher Restriktion waren die Aktivitäten der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) in der BRD, um die Mitgliedschaft der 
Akademie im ICSU zu verhindern. Gegen einen erneuten Aufnahmeantrag 
der Akademie wandte sich der Präsident der DFG, Gerhard Hess, am 12. 
Oktober 1960 mit einem Brief an den Präsidenten des ICSU und ersuchte 
ihn, die Aufnahme einer „selbständigen Vertretung aus der sogenannten 
DDR" in den ICSU nicht zuzulassen [26]: „Seit einiger Zeit ist... zu beob-
achten, daß die Wissenschaftler in der Ostzone veranlaßt werden, sich 
unter Lösung aus einer gesamtdeutschen Vereinigung um die selbständige 
Vertretung in internationalen Organisationen zu bemühen. Diese Anträge 
dienen offensichtlich politischen Zielen und sind geeignet, die internatio-
nale wissenschaftliche Zusammenarbeit zu stören. Wenn demgegenüber 
von unserer Seite immer wieder die gesamtdeutsche Lösung für die deut-
sche Vertretung in internationalen Organisationen angestrebt wird, dient 
dies der Entpolitisierung der Wissenschaft und entspricht der von Inter-
national Council of Scientific Unions geforderten 'Policy of political non-
discrimination'. Meine Bitte an den Exekutivrat des International Council 
of Scientific Unions geht also dahin, eine separate Aufnahme der Ost-
berliner Akademie als 'Nationales Mitglied' abzulehnen und der Akade-
mie und der Deutschen Forschungsgemeinschaft aufzutragen, eine ge-
meinsame Vertretung zu bilden, die Deutschland als nationales Mitglied 
im International Council of Scientific Unions vertritt." 
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Ungeachtet dieses Einspruchs stimmte das Büro des International Council 
of Scientific Unions 1960 dem Aufnahmeantrag der Akademie zu (siehe 
[27]). Bezüglich des Erwerbs der Mitgliedschaft der Akademie in der 
Internationalen Akademischen Union spielten sich ähnliche Vorgänge ab 
[28]. Das Bestehen auf 'gesamtdeutsche' Vertretungen in den internatio-
nalen Wissenschaftsorganisationen seitens der westdeutschen wissen-
schaftlichen Körperschaften war - angesichts der Fragwürdigkeit der 
'Hallstein-Doktrin* im Kreise der internationalen Wissenschaft - der be-
wußte Versuch, der Repräsentanz einer eigenständigen DDR-Wissenschaft 
in der internationalen Wissenschaftsgemeinschaft entgegenzuwirken. 


Trotz der ständigen politischen Behinderungen der DDR-Wissen-
schaftler durch Behörden und Institutionen der BRD und der Westmächte 
trafen sich die Akademiepräsidenten aus beiden deutschen Staaten und 
Österreichs in den 50er Jahren periodisch, um über gemeinsame wissen-
schaftliche Anliegen zu beraten. Die Jahrbücher der Akademie geben 
Auskunft, wie, trotz diametraler Interessen beider deutscher Staaten und 
trotz immer erneuter Reisebehinderungen von Akademie Wissenschaftlern 
durch das Travel Office, versucht wurde, die schwachen Brücken der wis-
senschaftlichen Zusammenarbeit nicht abreißen zu lassen. Das letzte die-
ser Treffen fand am 7. Juli 1961 in Zeuthen bei Berlin statt. Wenige 
Wochen danach, am 13. August 1961, änderte sich die politische Lage in 
Mitteleuropa grundsätzlich. 


Mit der Schließung der Grenze der DDR zu Westberlin und der Ver-
stärkung des Grenzregimes zur BRD schrieb die UdSSR die Schaffung 
eines einheitlichen neutralen deutschen Staates als realpolitisches Ziel ab. 
Von diesem Zeitpunkt an ging es um den (weiteren) Ausbau der Eigen-
staatlichkeit der DDR und um die Abgrenzung von der Bundesrepublik 
Deutschland. 


Für die Akademie begann in bezug auf ihre Verbindungen nach 
Westdeutschland eine geistige und administrative Umorientierung. Sie 
machte sich nach der Grenzschließung ad hoc in einer Einschränkung des 
Reiseverkehrs und einer straffen Kontrolle der Reiseanträge bemerkbar. 
Das Präsidium des Ministerrats hatte mit Beschluß vom 22. August 1961 
[25] u. a. verfügt: „Durch alle Ministerien und wissenschaftlichen Ein-
richtungen ist zu sichern, daß bis zum Abschluß eines Friedensvertrages... 
Wissenschaftler der DDR nicht Gastvorlesungen in Westdeutschland hal-
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ten, an keinen wissenschaftlichen Tagungen in Westdeutschland teilneh-
men und keine Dienst- und Berufsreisen nach Westdeutschland unterneh-
men." Für Reisen in das kapitalistische Ausland wurden modifizierte 
Festlegungen getroffen, wobei aber bestimmt wurde: „Es können nur sol-
che Wissenschaftler fahren, die die Gewähr dafür geben, daß sie die Be-
lange der DDR allseitig vertreten." Die Akademieleitung und das Prä-
sidium veranlaßten am 31. August und am 7. September 1961 [29] die 
geforderten Maßnahmen. Natürlich mußten diese später wieder revidiert 
werden. 


Immerhin war von diesem Zeitpunkt an ein offener Wandel in der 
Haltung derAkademiezuden Beziehungennach Westdeutschland erkenn-
bar. Eine für Dezember 1961 vorgesehene Beratung der Akademien fiel 
nach den Ereignissen vom August aus, und an der am 1. März 1962 in 
Mainz durchgeführten Besprechung der Akademien beteiligten sich die 
Berliner und die Leipziger Akademie nicht. Die Österreichische Akademie 
der Wissenschaften führte am 23. Mai 1962 nochmals die west- und ost-
deutschen Akademien zu einer gemeinsamen Beratung zusammen, ohne 
daß indessen neue Ansätze für ein weiteres offizielles Zusammenwirken 
oder neue Unternehmungen erreicht wurden. In einem Bericht der Aka-
demie heißt es dazu: „Die Österreichische Akademie gab ihre bisherige 
vermittelnde Rolle... auf, wahrscheinlich, weil sie andernfalls objektiv die 
Zusammenarbeit aus der alten Kartell Vorstellung auf das Niveau einer 
Internationalisierung unter der Beteiligung von drei Staaten gehoben 
hätte" [28]. 


Noch zögerte die Akademie, sich offiziell von ihren früheren gesamt-
deutschen Ambitionen loszusagen. Das Statut von 1963 läßt diese Zwie-
spältigkeit erkennen. Aber mit jedem Jahr wurde das Illusionäre dieser 
Position deutlicher. Am 27. September 1966 [30] beschloß deshalb die 
Akademie eine 'Direktive für die Ausarbeitung einer politisch-ideologi-
schen Konzeption der nationalen Arbeit der DAW*, mit welcher da-
rauf orientiert wurde, die Beziehungen zu westdeutschen und Westberliner 
Institutionen und Persönlichkeiten neu zu bestimmen: „Die wissenschaft-
lichen Verbindungen der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu 
Berlin zu Institutionen und Persönlichkeiten in Westdeutschland und 
Westberlin sind Bestandteil der Wissenschaftspolitik der Akademie. Sie 
dienen der Lösung der politischen, ökonomischen, wissenschaftlichen und 
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kulturellen Hauptaufgaben der DDR und müssen dementsprechend mit 
den Prinzipien der nationalen Politik und einheitlichen Wissenschafts- und 
Außenpolitik der DDR übereinstimmen und geeignet sein, das Ansehen 
und die nationale Rolle der Akademie zu erhöhen". 


Die Akademie versuchte sich auf die Prozesse der weiteren politischen 
Abgrenzung der DDR und auf die Überwindung von 'gesamtdeutschen* 
Relikten einzustellen. Für viele Angehörige der Akademie, insbesondere 
solche Wissenschaftler und Mitglieder der Gelehrtengesellschaft, die wis-
senschaftliche und zum Teil auch persönliche Kontakte zu westdeutschen 
Kollegen unterhielten, rief diese Umorientierung verständlicherweise 
Konflikte hervor, zumal sie sich noch wenige Jahre zuvor ermuntert sahen, 
die wissenschaftlichen Verbindungen nach Westdeutschland in jeder Hin-
sicht zu pflegen. 


Die Ungewißheiten und Widersprüche in den wissenschaftlichen und 
künstlerischen Bereichen veranlaßten das Sekretariat des ZK der SED am 
5. April 1967 [31] „Richtlinien für die Gestaltung der Arbeit im Bereich 
der Wissenschaft und Kultur der DDR nach Westdeutschland sowie nach 
Westberlin" zu beschließen. Begründet wurden sie mit der Zuspitzung der 
politischen Beziehungen: „Entsprechend der neuen Lage in Westdeutsch-
land und der verschärften Revanchepolitik der Regierung Kiesinger/ 
Strauß gegen die DDR, die in der zugespitzten Alleinvertretungsan-
maßung ihren Ausdruck findet, ist es erforderlich, die politischen Maß-
stäbe für Reisen in die westdeutsche Bundesrepublik sowie nach West-
berlin und für die Tätigkeit der wissenschaftlichen sowie literarisch-künst-
lerischen Gesellschaften, Akademien, Vereinigungen und Vereine zu über-
prüfen und notwendige Veränderungen vorzunehmen...." 


Betroffen waren damit auch die Verbindungen der Akademie zu west-
deutschen Partnerinstitutionen. Die Richtlinien bestimmten: „Vereinba-
rungen und Verträge zwischen Akademien, wissenschaftlichen Gesell-
schaften ... der DDR und solchen Westdeutschlands oder 'gemeinsame 
Erklärungen' können nicht abgeschlossen bzw. abgegeben werden, da das 
geregelte, gleichberechtigte Beziehungen zwischen den Regierungen der 
beiden deutschen Staaten voraussetzt. Vorhandene Verträge sind zu über-
prüfen. Dabei ist festzulegen, wie sie annulliert, bzw. welche anderen 
Lösungswege beschritten werden können". 


Eine weitere Festlegung besagte: „Es ist nicht zulässig, daß wissen-
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schaftliche Einrichtungen der DDR Forschungsvorhaben mit westdeut-
schen Einrichtungen abstimmen bzw. über laufende Forschungsvorhaben 
Erfahrungen austauschen". Für besondere Fälle war die Genehmigung der 
zuständigen zentralen staatlichen Organe erforderlich. 


Diese und weitere Regelungen in dem umfangreichen Material sahen 
auch für die Akademie die strikte Kontrolle und Überwachung der dienst-
lichen Kontakte und Beziehungen zu westdeutschen wissenschaftlichen 
Einrichtungen und offiziellen Persönlichkeiten vor. Im Beschluß des Se-
kretariats des ZK wurde bestimmt: „Beim Ministerrat ist zur Durchset-
zung der Richtlinie eine Kommission unter der Leitung eines Stell-
vertreters des Vorsitzenden des Ministerrates zu bilden" ... .Jeder Einzel-
fall ist mit den zuständigen Abteilungen im ZK der SED zu prüfen und dif-
ferenzierte Lösungswege festzulegen. Politisch wichtige Entscheidungen 
sind dem Sekretariat des ZK der SED einzureichen". 


Die Akademie wurde gemäß Anlage 1 zu dieser Vorlage in deren Gül-
tigkeitsbereich einbezogen. Damit lagen vorerst die letzten Wissenschafts-
beziehungen der Akademie zu den bundesdeutschen Einrichtungen auf 
Eis. 


Es bedurfte erst der grundsätzlichen politischen Veränderungen im 
Zuge der Entspannungspolitik zwischen den Großmächten, des Viermäch-
teabkommens und des Abschlusses des Grundlagenvertrages Ende 1972, 
bis es wieder zur allmählichen Belebung der Wissenschaftskontakte kam. 
Doch erst 1987, nach dem Honecker-Besuch in der Bundesrepublik, dem 
Abschluß eines Kulturabkommens und eines Abkommens über die wis-
senschaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten sowie 
einer Vereinbarung der Akademie mit der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft im Jahre 1988, begann für kurze Zeit und schrittweise 
Normalität in die zwischendeutschen Wissenschaftsbeziehungen einzuzie-
hen. 
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Heinz Kautzleben 


Das Zentralinstitut für Physik der Erde und die in ihm 
aufgegangenen Institute der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin im Zeitraum von 1950 
bis 1973* 


1. Vorbemerkung 


Am 31. Dezember 1991 wurde das Zentralinstitut für Physik der Erde mit 
Sitz in Potsdam auf dem Telegraphenberg wie alle Institute und Einrich-
tungen der Akademie der Wissenschaften der DDR aufgelöst. 


Damit endete die Tätigkeit einer wissenschaftlichen Einrichtung, die 
sich seit ihrer Bildung im Rahmen der damaligen Deutschen Akademie 
der Wissenschaften zu Berlin durch bedeutende wissenschaftliche Lei-
stungen innerstaatliche und internationale Anerkennung erworben hatte, 
Teilnehmer und Organisator einer umfangreichen internationalen wissen-
schaftlichen Kooperation war und wichtige Leistungen für die Volks-
wirtschaft der DDR erbracht hatte. Die Abkürzung Z1PE war und ist noch 
heute in der Fachwelt ein wohlbekannter Begriff. 


Das Vermögen des ZIPE wurde dem neugegründeten Geo-Forschungs-
Zentrum Potsdam (abgekürzt GFZ) übergeben, das am 1. Januar 1992 
seine Tätigkeit auf dem Telegraphenberg in Potsdam aufnahm. Viele tech-
nische Mitarbeiter des ZIPE und ein beträchtlicher Teil der wissenschaft-
lichen Mitarbeiter erhielten im GFZ eine neue Anstellung. Ausgeschlossen 
blieben die leitenden Wissenschaftler des ZIPE. Unvoreingenommene 
Beobachter bestätigen, daß das wissenschaftliche Profil des neuen GFZ 
dem Profil des geschlossenen ZIPE sehr ähnlich ist. Hauptsächlich bei 
ihren Auftritten im Ausland erklären die Vertreter des GFZ stets, daß das 
Geo-Forschungs-Zentrum Potsdam die wissenschaftlichen Traditionen 
des ZIPE und der in ihm aufgegangenen Institute fortführt. 


* Beitrag zum Kolloquium der Leibniz-Sozietät e, V. am 5. September 1998 in Berlin zum 
Thema „Die Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Berlin 1950 bis 1972" 
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2. Die Bildung des Zentralinstitutes für Physik der Erde 
im Rahmen des Forschungsbereiches Kosmische Physik 
der DAW 


2.1 Das Zentralinstitut für Physik der Erde der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin wurde rechtswirksam zum I. Februar 1969 ge-
bildet. Zum Direktor des ZIPE wurde der Geophysiker Heinz Stiller beru-
fen, zu seinem Stellvertreter der Geophysiker Heinz Kautzleben, 


Das ZIPE entstand gleichzeitig mit dem Forschungsbereich Kosmische 
Physik der DAW und in dessen Rahmen. Zum Leiter des Forschungs-
bereiches und damit auch zum Mitglied des Präsidiums der DAW wurde 
der Physiker Hans-Jürgen Treder, Ordentliches Mitglied der DAW (OM), 
berufen. Ebenfalls zu diesem Zeitpunkt erfolgten die Bildung des Zen-
tralinstitutes für Astrophysik (ZIAP) der DAW, Direktor wurde OM Tre-
der, und des Zentralinstitutes für Solar-terrestrische Physik (ZISTP) der 
DAW. Direktor wurde der Ionosphärenphysiker OM Ernst-August Lauter, 
seinerzeit Generalsekretär und Erster Stellvertreter des Präsidenten der 
DAW. 


Dem Forschungsbereich Kosmische Physik wurden weiterhin das 
Institut für Meereskunde der DAW in Rostock-Warnemünde (Direktor: 
Klaus Voigt) und das Geographische Institut der DAW in Leipzig 
(Direktor: OM Edgar Lehmann) unterstellt. 


2.2 Zu den Zentralinstituten wurden jeweils mehrere Institute und Ein-
richtungen zusammengefaßt, die bis dahin im Rahmen der DAW selbstän-
dig waren. Im Zentralinstitut für Physik der Erde (ZIPE) gingen auf: das 
Institut für Geodynamik in Jena (Direktor: Heinz Stiller), das Geodätische 
Institut in Potsdam (Direktor: [komm.] Heinz Kautzleben), der größte Teil 
des Geomagnetischen Instituts in Potsdam und Niemegk (Direktor: Ger-
hard Fanselau), das Geotektonische Institut in Berlin (Direktor: Karl-
Bemhard Jubitz) und die Arbeitsgruppe für extraterritoriale geodätische 
und geophysikalische Forschungen in Potsdam (Leiter: Bodo Tripphahn). 
Zum ZIPE gehörte für kurze Zeit auch das Institut für physikalische 
Hydrographie in Berlin (Direktor: OM Hans Eitel); es wurde schon 1971 
an das Institut für Meereskunde übergeben. 
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2.3 In den neuen Zentralinstituten wurde die Gliederung nach den bishe-
rigen Instituten aufgegeben und eine neue strukturelle Gliederung in Be-
reiche eingeführt. 


2.4 Mit der Bildung des Forschungsbereiches Kosmische Physik wurden 
die Geo- und Kosmoswissenschaften in der DAW als eigenes Wissen-
schaftsgebiet etabliert. Es wurde in die Teilgebiete Astrophysik, Physik 
des Erdkörpers (mit Einschluß der Geologie), Solar-terrestrische Physik, 
Meeresforschung und Geographie gegliedert. 


2.5 Die Bildung des Forschungsbereiches Kosmische Physik und der drei 
Zentralinstitute erfolgte während der damals so genannten „Umgestaltung 
der Akademie der Wissenschaften zur Forschungsakademie der sozialisti-
schen Gesellschaft in der DDR" und folgte den dafür formulierten Grund-
sätzen, Gleichzeitig sollten die Probleme gelöst werden, die speziell im 
Bereich der Geo- und Kosmoswissenschaften herangereift waren. Drin-
gend erforderlich war die Anpassung der Forschungsprofile und -Organi-
sation an die internationale Wissenschaftsentwicklung. Und es sollten die 
Personalfragen entschieden werden, die mit dem anstehenden Gene-
rationswechsel der leitenden Wissenschaftler verbunden waren (in mehre-
ren Instituten hatten die Direktoren die Altersgrenze erreicht bzw. über-
schritten). 


2.6 Für die Beziehungen des Forschungsbereiches Kosmische Physik zur 
Gelehrtengesellschaft der DAW wurden die neuen problembezogenen 
Klassen Physik (Vorsitzender: OM Robert Rompe) und Umweltschutz/ 
Umweltgestaltung (Vorsitzender: OM Edgar Lehmann) wichtig. 


Die bisherigen Gremien für die innerstaatliche Koordinierung der 
Grundlagenforschung, die Sektionen bei der DAW, stellten ihre Tätigkeit 
ein. 


3. Beziehungen zur Hochschulreform 


Die „Akademiereform" wurde kurz nach der sog. 3. Hochschulreform der 
DDR durchgeführt. Diese führte auf dem Gebiet der Geowissenschaften in 
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den Universitäten und Hochschulen zumeist zu Einschränkungen. Tiefere 
Ursache dafür war die wirtschaftspolitische Zielstellung, die Mitte der 
sechziger Jahre von der Führung der DDR verfolgt wurde: Die Erschlie-
ßung und Nutzung der einheimischen mineralischen Ressourcen sollte 
beschränkt, zur Hauptaufgabe die Veredlung importierter mineralischer 
Rohstoffe werden. Diese Zielstellung wurde Anfang der siebziger Jahre 
aufgegeben, zumindest stark modifiziert. 


Die angestrebten Einschränkungen wurden in den Universitäten nicht 
mit aller Konsequenz durchgeführt. Einige wurden vom ZIPE aufgefan-
gen. 


4. Die auftragsgebundene Forschung 


4.1 Gleichzeitig mit der Neuorganisation der Forschung in der DAW 
wurde die sog. auftragsgebundene Forschung eingeführt. 


Zu Auftraggebern aus der Wirtschaft für das ZIPE wurden das Zentrale 
Geologische Institut, das Kombinat für Erdöl-Erdgas Gommern u, a. 


Den Auftrag für die geophysikalische, geodätische und geologische 
Grundlagenforschung erteilte das Ministerium für Wissenschaft und 
Technik der DDR in Form der sog. Wissenschaftskonzeption (Wk) „Phy-
sik des Erdkörpers". Hauptauftragnehmer wurde das ZIPE. An dieser WK 
wurden auch alle damals bestehenden Sektionen (bzw. Fachbereiche) für 
Geologie, Geophysik und Geodäsie der Universitäten Berlin, Dresden, 
Greifswald, Halle, Leipzig und der Bergakademie Freiberg beteiligt. Die 
WK „Physik des Erdkörpers" hat wesentlich dazu beigetragen, daß die mit 
der oben erwähnten wirtschaftspolitischen Zielstellung verbundenen Ein-
schränkungen der Geowissenschaften gemildert wurden, 


4.2 Die neue Finanzierung sform führte sehr schnell zu großen Problemen, 
Daraufhin wurden im Jahre 1973 die Wissenschaftskonzeptionen als Basis 
für die Finanzierung der Grundlagenforschung abgeschafft; statt dessen 
wurden die sog. Forschungsprogramme eingeführt und zugehörige 
Wissenschaftliche Räte als Gremien für die innerstaatliche Koordinierung 
gebildet. Dabei entstand auch das Forschungsprogramm Geo- und Kos-
moswissenschaften. In diesem Programm wurde die Physik des Erd-
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körpers, mit Einschluß der Geologie, als Hauptrichtung festgeschrieben; 
verantwortlich dafür wurde der Direktor des ZIPE. (Erwähnt sei, daß in 
dieser Zeit OM Lauter aus allen wissenschaftsleitenden Funktionen aus-
schied.) 


5. Das wissenschaftliche Programm und die wissenschafts-
organisatorischen Aufgaben des ZIPE 


Mit der Konzeption zur Bildung des Zentralinstituts für Physik der Erde 
wurde vom Präsidium der DAW das wissenschaftliche Programm des 
ZIPE bestätigt. Es umfaßte als komplexes Ziel die Untersuchung der Phy-
sik des Erdkörpers (mit Einschluß der Geologie) mit folgenden Teil-
aufgaben: 
a) die Durchführung der geodätisch-geophysikalischen Observatoriums-


programme, von geologischen und geophysikalischen Feldaufnahmen 
sowie von Laboruntersuchungen zur Physik von Erdkruste und oberem 
Erdmantel; 


b) die Bearbeitung, Auswertung und Interpretation der eigenen und der 
durch Kooperation erhaltenen Beobachtungsdaten im Hinblick auf die 
Strukturen des Erdinnern, speziell von Erdkruste und oberem Erd-
mantel, und auf die Wechselwirkung der geologisch-geophysikalischen 
Phänomene; 


c) methodische Untersuchungen und theoretische Studien zur Physik des 
Erdkörpers und des Erdinnern; 


d) wissenschaftlich-technische Entwicklung und Fertigung der erforderli-
chen Geräte und Anlagen; 


e) Ausführung von speziellen Dienstaufgaben auf der Basis der Obser-
vatoriumsprogramme. 


Als wissenschaftsorganisatorische Aufgaben wurden dem ZIPE übertra-
gen: 
a) Aufbau und Koordinierung der relevanten innerstaatlichen Zusammen-


arbeit, 
b) Repräsentanz in der internationalen wissenschaftlichen Zusammen-


arbeit; 
c) Betreuung von extraterritorialen geodätisch-geophysikalisch-geologi-


schen Arbeiten. 
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Die wissenschaftliche Leistungskraft des ZIPE war von Anfang an be-
trächtlich. Das Spektrum der wissenschaftlichen Arbeiten war weit. Bei 
aller Konzentration auf die Hauptrichtungen gab es immer noch Spielraum 
für Initiativforschungen. 


6. Zur weiteren Entwicklung des Forschungsbereiches 


6.1 Parallel zur Einführung des Forschungsprogramms Geo- und Kos-
moswissenschaften und der Bildung des zugehörigen Wissenschaftlichen 
Rates im Jahre 1973 erhielt der Forschungsbereich Kosmische Physik die 
Bezeichnung „Geo- und Kosmoswissenschaften"; zu seinem Leiter wurde 
Heinz Stiller berufen. Gleichzeitig wurde Heinz Kautzleben zum Direktor 
des ZIPE berufen. 


6.2 Etwa in dieser Zeit wurde innerhalb der Klasse Physik eine Ar-
beitsgruppe Geo- und Kosmos Wissenschaften gebildet. Sie wurde später 
zur (disziplinaren) Klasse Geo- und Kosmoswis sen Schäften (Vorsitzender: 
OM Wolfgang Böhme) aufgewertet. 


63 Das ZIPE nahm im Forschungsbereich immer eine bedeutende 
Stellung ein. Es wurde in den siebziger und achtziger Jahren systematisch 
ausgebaut. Von 1969 bis 1991 wuchs die personelle Kapazität auf das 
Zweieinhalbfache (auf rund 500 Mitarbeiter), Die Richtung Seismologie 
und Physik des Erdinnern und die damit verbundene geophysikalische 
Hochdruckforschung wurden wesentlich verstärkt. Bedeutend verstärkt 
und erweitert wurde die geologische und geochemische Forschung. 


6.4 Die weitere Entwicklung des Forschungsbereiches insgesamt wurde 
vor allem durch den Ausbau der Weltraumforschung unter Nutzung künst-
licher Erdsatelliten, d. h. der Teilnahme am Interkosmos-Programm, und 
die wachsende Bedeutung der Umweltproblematik charakterisiert. 
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7. Die Randbedingungen für die Bildung des ZIPE 


7.1 Das Zentralinstitut für Physik der Erde entstand durch Vereinigung 
von vier bis dahin selbständigen Spezialinstituten der DAW zu einer For-
schungseinrichtung mit komplexer Zielstellung und einheitlicher wissen-
schaftlicher und organisatorischer Leitung. Die Zusammenfassung war 
keine staatliche Willkür, sondern entsprach herangereiften objektiven 
Erfordernissen. 


7.2 Zu beachten war die lange Geschichte der Institute, die im ZIPE auf-
gehen sollten. Die Geschichte von drei Instituten - des Geodätischen, des 
Geomagnetischen und des für Geodynamik - reicht bis in das 19. Jahrhun-
dert zurück. Sie zeigt, daß das ZIPE großen Traditionen gerecht werden 
mußte: Gerade die Anfänge setzten die Maßstäbe. 


Als Blütezeit der Geodäsie und Geophysik in Deutschland betrachtet 
man die Jahrzehnte am Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts. 
Sie wurde durch den 1. Weltkrieg beendet. Die Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen brachte einen gewissen Wiederaufbau, aber auch die Aus-
richtung durch das Dritte Reich. Interessant wäre auch die Entwicklung 
der Geodäsie und Geophysik im 2. Weltkrieg. 


Diese ersten Entwicklungsabschnitte können in diesem Vortrag aber 
nicht eingehend behandelt werden. Am Ende des 2. Weltkrieges stand eine 
Ruinenlandschaft auch im Bereich der Geowissenschaften. 
Die Vorgeschichte des ZIPE beginnt (im engeren Sinne) nach dem Ende 
des 2. Weltkrieges. Sie ist also eng mit der Entwicklung der DAW ver-
bunden. 


7.3 Als Randbedingungen für die institutionelle Entwicklung im Bereich 
der Geowissenschaften gelten generell: a) die internationale Entwicklung 
der wissenschaftlichen Problemstellungen, b) die im Bereich tätigen Per-
sönlichkeiten, c) die Wechselwirkung von Forschung und Lehre und d) die 
wirtschaftliche und staatliche Nutzung der geowissenschaftlichen Ergeb-
nisse; diese erfolgt vor allem in den sog. Diensten. 


7.4 Die internationale Entwicklung der Problemstellungen im betrachteten 
Zeitraum wird sehr deutlich durch die großen internationalen For-
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schungsprogramme charakterisiert. Überragende Bedeutung erlangte in 
den fünfziger Jahren die Kooperation im Internationalen Geophysi-
kalischen Jahr 1957/58. Ähnliches gilt für das Projekt „Oberer Erdmantel" 
in den sechziger Jahren. 


Beim Vergleich damit muß man die wissenschaftlichen Haupt-
richtungen des ZIPE einzeln und im Komplex betrachten. Ihre Stellung 
innerhalb der Geowissenschaften und ihre Beziehungen zueinander änder-
ten und ändern sich aus objektiven und subjektiven Gründen. Besondere 
Bedeutung kommt der Entwicklung des Verhältnisses von Geophysik und 
Geologie zu. 


8. Die Vorgeschichte des ZIPE, die ersten Jahre 
nach dem 2. Weltkrieg 


8.1 In den ersten fünf Jahren nach dem Kriege erfolgten eine erste grobe 
Neuordnung und der Beginn des Wiederaufbaus in Anpassung an die sich 
herausbildenden politisch-staatlichen Bedingungen. 


8.2 Die geologischen, geophysikalischen und geodätischen Dienste des 
Dritten Reiches waren am Ende des Krieges zerschlagen. Sie wurden nach 
den Besatzungszonen aufgeteilt und dort recht bald wieder arbeitsfähig 
gemacht. In der sowjetisch besetzten Zone und nachfolgend in der DDR 
entstanden eigene, selbständige Dienste - teilweise unter Nutzung der drei 
ersten Vorgängerinstitute des ZIPE. 


8.3 Die Situation an den Universitäten war personell und materiell am Ende 
des Krieges ebenfalls katastrophal. Jedoch wurde sehr bald nach Kriegsende 
die Ausbildung von Hochschulkadern wieder begonnen, allerdings mit 
Orientierung auf die Bedürfnisse in den jeweiligen Besatzungszonen. 


Die Geologie war im Gebiet der SBZ und Berlins an allen Universitäten 
und an der Bergakademie Freiberg vertreten gewesen und wurde bald wie-
der arbeitsfähig gemacht. Als bedeutende Hochschullehrer der Geologie in 
dieser Zeit, die auch eng mit der DAW verbunden und ihre Mitglieder 
waren bzw. wurden, wären zu nennen: Hans Stille, Fritz Deubel, Serge 
von Bubnoff, Walter Gothan. 
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Die Geophysik war in Berlin und Leipzig (jeweils in Verbindung mit der 
Meteorologie) und in Freiberg (in Verbindung mit der Geologie) vertreten. 
Die Institute in Berlin und Leipzig waren am Kriegsende zerstört und per-
sonell verwaist. Als einziger Geophysiker und Meteorologe von interna-
tionalem Rang wirkte an der Humboldt-Universität zu Berlin Hans Ertel. 
Er wurde 1949 zum Ordentlichen Akademiemitglied gewählt und hat in 
den fünfziger Jahren als Vizepräsident die Entwicklung der Geo- und 
Astrophysik in der DAW entscheidend geprägt. 


Die Geodäsie war an den Technischen Hochschulen Dresden und 
Berlin-Charlottenburg vertreten; die Verbindung der TH Berlin zu den 
geodätischen Einrichtungen in der SBZ/DDR ging jedoch sehr bald verlo-
ren. 


8.4 Akademie-Institute: Die Entwicklung der Geowissenschaften in 
Deutschland hatte es mit sich gebracht, daß es im Gebiet der SBZ/DDR 
neben den Diensten, der Geologischen Landesanstalt und den Instituten an 
den Universitäten und Hochschulen auch drei staatliche Forschungsinsti-
tute gab: das Geodätische Institut Potsdam, das Geophysikalische Institut 
Potsdam und die Reichsanstalt für Erdbebenforschung in Jena. Diese 
Institute waren am Kriegsende personell nahezu verwaist, ihre Gebäude 
waren zum Teil beschädigt. 


Das Geodätische Institut und die Anstalt für Erdbebenforschung wur-
den schon 1946 der DAW zugeordnet. Das Geophysikalische Institut wur-
de nach Kriegsende mit der Bezeichnung Geomagnetisches Institut Pots-
dam-Niemegk dem Meteorologischen Dienst unterstellt und gelangte 
Anfang 1957 zur DAW. 


Von der DAW selbst wurden in den ersten Jahren nach der Wieder-
eröffnung im Bereich der Geowissenschaften zwei neue Institute (perso-
nenbezogen) gegründet: das Geotektonische Institut - für den damaligen 
Vizepräsidenten, den international hoch geschätzten Geotektoniker Hans 
Stille, es war die erste Forschungseinrichtung der DAW auf dem Gebiet 
der Geologie - und (auf dem Gebiet der Geophysik) das Institut für phy-
sikalische Hydrographie - für Hans Ertel, Nach dem Weggang von Hans 
Stille wurde OM Serge von Bubnoff im Jahre 1950 Direktor des Geo-
tektoni sehen Institutes. 
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9. Die Entwicklung in den fünfziger Jahren 


9.1 In den fünfziger Jahren wurde das Forschungspotential der DAW per-
sonell und materiell zügig ausgebaut. Gleichzeitig wurde die DAW immer 
stärker in das Wissenschaftssystem der DDR einbezogen, und es wurden 
ihr zunehmend gesellschaftliche Aufgaben für die DDR übertragen. 


In diesem Zeitraum waren die Entwicklungswege von Geophysik und 
Geologie in der Akademie noch getrennt. 


9.2 In den fünfziger Jahren wurde das Forschungspotential der DAW auch 
im Bereich der Geowissenschaften zügig ausgebaut. Aus historischen 
Gründen - und sicher auch dank des Wirkens von Vizepräsident Eitel - lag 
dabei das Hauptgewicht auf den Richtungen der Allgemeinen Geophysik 
und der Geodäsie. Die entsprechenden Institute unterstanden der Klasse 
für Mathematik und allgemeine Naturwissenschaften, ab 1954 der Klasse 
für Mathematik, Physik und Technik. Jedoch war, außer Hans Ertel, kei-
ner ihrer führenden Wissenschaftler zu dieser Zeit Akademiemitglied. 


9.3 Im Bereich der Geologie hatte die DAW nur ein recht kleines For-
schungspotential. Es gab um 1950 lediglich das Geotektonische Institut. 
In den fünfziger Jahren wurden noch die Arbeitsstelle für Paläobotanik in 
Berlin (für OM Gothan) gegründet. Diese beiden Einrichtungen waren ab 
1954 der Klasse für Chemie, Geologie und Biologie unterstellt. Ebenfalls 
in den fünfziger Jahren wurden die Arbeitsstellen für angewandte 
Geologie in Jena (für OM Fritz Deubel) und für praktische Geophysik in 
Freibeig (für OM Otto Meißer) geschaffen. Diese waren ab 1957 der 
Klasse für Bergbau, Hüttenwesen und Montangeologie zugeordnet. 


9.4 Im Bereich der Geologie hatten die Universitäten und besonders die 
Bergakademie Freiberg und die Einrichtungen der geologischen Industrie 
ein weit größeres Forschungspotential als die DAW. Einige ihrer führen-
den Wissenschaftler wurden schon frühzeitig zu Akademiemitgliedern ge-
wählt. 


9.5 Es war folgerichtig, daß 1955 bei der Akademie die Sektionen für 
Bergbau bzw. für praktische Geologie und angewandte Geophysik gebil-
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det wurden und 1957 dann die eben erwähnte Klasse für Bergbau, Hüt-
tenwesen und Montangeologie eingerichtet wurde. Beachtlichen Einfluß 
auf die Entwicklung der Geowissenschaften in der DAW erlangte in die-
ser Zeit der Freiberger Geophysiker OM Otto Meißer. 


10. Die Bildung der Forschungsgemeinschaft 


10.1 Die Stärkung der angewandten Geowissenschaften in der DAW stand 
im Zusammenhang mit der Übertragung höherer gesellschaftlicher 
Verpflichtungen für die Entwicklung der DDR an die DAW in den fünfzi-
ger Jahren. 


Eine Maßnahme in dieser Hinsicht war die Ausgestaltung der Sek-
tionen und ihrer Unterkommissionen bei den Klassen der Akademie als 
Gremien zur Koordinierung der Forschung in der DDR. Die Sektionen für 
die angewandte geologische Forschung wurden bereits genannt. Für die 
all gemein-geophysikalische Forschung wurden die Unterkommissionen 
Allgemeine Geophsik und Wellenausbreitung wichtig, die zur Sektion 
Physik gehörten. 


10.2 Einschneidend war die Bildung der Forschungsgemeinschaft der 
naturwissenschaftlichen, technischen und medizinischen Institute der 
DAW im Mai 1957. Damit wurde den Klassen die unmittelbare Leitung 
der genannten Institute entzogen. 


Die Akademie-Institute der Geo- und Astrowissenschaften wurden dem 
Fachbereich Physik Nord der Forschungsgemeinschaft (Leiter: OM Ro-
bert Rompe) zugeordnet und dort im Sektor der geo- und astrophysikali-
schen Institute zusammengefaßt. 


11. Das Internationale Geophysikalische Jahr 1957/58 


11.1 Im Bereich der Geo-und Kosmoswissenschaften war die Stärkung der 
angewandten Geowissenschaften in der DAW nur eine Richtung bei der 
Übertragung höherer gesellschaftlicher Verpflichtungen an die DAW. Von 
großer außenpolitischer Bedeutung war eine weitere Richtung: die selb-
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ständige Teilnahme der Einrichtungen der DDR an der internationalen 
Zusammenarbeit auf allen Gebieten der Geophysik, 


11.2 Die größte Bedeutung hatte die Beteiligung während des Inter-
nationalen Geophysikalischen Jahres (IGJ). Im IGJ vom 01.07.1957 bis 
31.12,1958 und in der Verlängerung in der Internationalen Geophysi-
kalischen Kooperation (IGC) bis Ende 1959 wurden weltweit meteorolo-
gische, ozeanologische, hydrologische, glaziologische, erdmagnetische, 
seismologische und geodätische Untersuchungen durchgeführt, weiterhin 
Arbeiten zur Sonnenphysik, zur Erforschung der kosmischen Strahlung, 
des Polarlichtes und der Hohen Atmosphäre (die unter der Bezeichnung 
solar-terrestrische Physik zusammengefaßt wurden). Der erste Höhepunkt 
des IGJ war der Start des künstlichen Erdsatelliten „Sputnik 1" am 
4,10,1957; damit begann die satellitengestützte Weltraumforschung. 


Die im IGJ begonnene Zusammenarbeit der Geo Wissenschaftler im 
Rahmen von großen internationalen Programmen ist in der Folgezeit im-
mer weiter fortgesetzt worden. 


Weltpolitisch war das IGJ der gelungene Versuch, durch die Aufnahme 
der Forschungskooperation der Geophysiker aus möglichst vielen Staaten 
die politische und militärische Konfrontation von Ost und West aufzuwei-
chen, 


11.3 In der DDR beteiligten sich ca. 65 Stationen an den Vorhaben des IGJ. 
Von der DAW haben 8 Institute mitgewirkt. Zur Förderung der Teilnahme 
am IGJ beschloß die Regierung der DDR umfangreiche Maßnahmen, die 
zusätzliche Mitteln brachten. Bei der DAW wurde ein Nationalkomitee der 
DDR für das IGJ gebildet (maßgebend waren OM Ertel, Prof. Dr. Horst 
Phillips, Leiter des Meteorologischen Dienstes der DDR, u. a.). 


Die Fördermaßnahmen anläßlich des IGJ/IGC haben wesentlich zur 
Modernisierung und zum bleibenden materiellen und personellen Ausbau, 
besonders der relevanten Institute der DAW, beigetragen. 


11.4 Das außenpolitische Ziel der selbständigen Teilnahme von Ein-
richtungen der DDR an der weltweiten internationalen wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit wurde im IGJ/IGC mit starker Unterstützung der 
Akademie der Wissenschaften der UdSSR erreicht. 
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Das IGJ markiert darüber hinaus den Beginn der umfangreichen Zu-
sammenarbeit mit den Geophysikern der UdSSR und der sozialistischen 
Länder. 


11.5 Im Jahre 1956 wurde auch ein Landesauschuß der DDR zur 
Vertretung in der Internationalen Union für Geodäsie und Geophysik (mit 
OM Meißer u. a.) gegründet. Er beantragte 1957 gegen den „Alleinvertre-
tungsanspruch der BRD" die Aufnahme als selbständige Vertretung der 
Geodäten und Geophysiker der DDR in der IUGG. Die selbständige 
Mitgliedschaft wurde 1967 voll bestätigt. 


Der Landesausschuß für die IUGG und das Nationalkomitee für die 
IGC wurden im Jahre 1962 zum Nationalkomitee der DDR für Geodäsie 
und Geophysik (NKGG) vereinigt. 


11.6 Die erfolgreiche Teilnahme am IGJ/IGC und die Aufnahme in die 
IUGG stärkten die Stellung der Geophysiker auch innerhalb der DDR-Wis-
senschaft. Einen großen Aufschwung erreichte besonders die solar-terrestri-
sche Physik, vor allem wegen ihrer intensiven Nutzung der künstlichen 
Erdsatelliten. Als ihr Repräsentant wurde Emst-August Lauter Anfang der 
sechziger Jahre zum Ordentlichen Akademiemitglied (zugehörig zur Klasse 
Physik) gewählt. Hinsichtlich des Einflusses in der DAW trat er in den sech-
ziger Jahren an die Stelle von OM Ertel und auch an die von OM Meißer. 


12. Die allgemeine Entwicklung in den sechziger Jahren 
bis zur Akademiereform. 


12.1 Inhaltlich war mit den Aktivitäten während des IGJ und der IGC ein 
gewaltiger Aufschwung der satellitengestützten Erforschung und Nutzung 
der Hochatmosphäre und des erdnahen Weltraums eingeleitet. Die solar-
terrestrische Physik beherrschte zeitweilig die Entwicklung der Geo- und 
Astrophysik, 


Als Reaktion darauf forderten die Geowissenschaftler in allen Staaten 
und die entsprechenden internationalen Organisationen eine zumindest 
gleichwertige Förderung der Untersuchung der Erde selbst. Besondere 
Bedeutung sollte das internationale Projekt „Oberer Erdmantel" bekom-
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men, das 1960 vom sowjetischen Geophysiker V. V, Beloussow auf der 
Generalversammlung der IUGG vorgeschlagen wurde. 


12.2 In ihrer internationalen Stellung hatten die Einrichtungen der DDR 
auf dem Gebiet der Geo- und Kosmoswissenschaften mit der selbständi-
gen Teilnahme am IGJ und den anschließenden Programmen entscheiden-
de Schritte getan: hinsichtlich der internationalen Anerkennung, der 
Schwächung bzw. Lösung der gesamtdeutschen Verbindungen sowie der 
Aufnahme der tiefen Zusammenarbeit mit Partnern in der UdSSR und den 
anderen sozialistischen Ländern. 


Die wachsende Zusammenarbeit mit den sozialistischen Ländern hatte 
bedeutende Wirkungen auf die Entwicklung der DDR-Institute. Sie wurde 
gefördert zum einen durch die Bildung der KAPG (Abkürzung für Pro-
blemkommission der Akademien für die multilaterale Zusammenarbeit 
zur Planetaren Geophysik) im Jahre 1966 und zum andern durch die etwa 
gleichzeitige Schaffung des Programms Interkosmos (zur Erforschung 
und friedlichen Nutzung des Weltraums mit Hilfe künstlicher Satelliten). 


12.3 Der Bau der ,3erliner Mauer" am 13. August 1961 wirkte sich im 
Bereich der Geowissenschaften insofern aus, als die bereits eingeleitete 
Abgrenzung zu den Fachorganisationen in der BRD und Westberlin verfe-
stigt wurde. Die in Westberlin wohnenden Direktoren des Heinrich-Hertz-
Institutes und des Geotektonischen Institutes gaben ihre Funktionen auf. 
OM Ertel wurde in politische Auseinandersetzungen in Berlin verstrickt 
und mußte sich aus der Leitung der DAW zurückziehen. 


12.4 In der DDR hatten die geologischen, geophysikalischen und geodäti-
schen Dienste am Ende der fünfziger Jahre ihre volle Arbeitsfähigkeit 
erreicht. Sie besaßen jetzt eigene Forschungskapazitäten und waren zum 
Partner und teilweise zum Auftraggeber für die wissenschaftlichen Ein-
richtungen der Akademie und des Hochschulwesens geworden. 


12.5 Die Universitäten und Hochschulen der DDR hatten schon über ein 
Jahrzehnt lang Kader für alle Bereiche in der DDR ausgebildet und jähr-
lich in großer Zahl befähigte Absolventen entlassen, die immer spürbarer 
auf die gesamte Entwicklung Einfluß nahmen. 
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12.6 Auch in den Instituten der DAW drängten junge Wissenschaftler, die 
in Einrichtungen der DDR ausgebildet worden waren, voran und zeigten 
ihre Befähigung, an die Stelle der Wissenschaftler zu treten, die die Insti-
tute in den ersten beiden Jahrzehnten nach dem Kriege wieder- bzw. neu-
aufgebaut und zur Leistungsfähigkeit geführt hatten, nun aber die 
Altersgrenze erreichten. 


12.7 Durch die Zuwahlen von Mitgliedern der DAW wurden in den sech-
ziger Jahren auf dem Gebiet der Geo- und Kosmoswissenschaften haupt-
sächlich die Bereiche der Klassen Bergbau, Hüttenwesen, Montangeo-
logie und Chemie, Geologie, Biologie gestärkt. Ihr Einfluß auf die anste-
hende Entwicklung der Akademie-Institute war gering. Bedeutenden 
Einfluß nahm dagegen Ernst-August Lauter, der, wie erwähnt, Anfang der 
sechziger Jahre auf Vorschlag der Klasse Physik gewählt wurde. 


12.8 Zur Koordinierung der Forschungsarbeiten im Bereich der Geo- und 
Kosmos Wissenschaften in allen Instituten und Einrichtungen der DDR 
waren in der ersten Hälfte der sechziger Jahre die schon genannten Sek-
tionen und Unterkommissionen tätig. Wirksam gefördert wurde die Zu-
sammenarbeit der Geophysiker aller Richtungen auch durch das NKGG 
(sein Präsident war der Dresdener Geodät Prof. Dr. Horst Peschel) und 
dessen Fachgruppen. Zunehmend spürbar wurde die Sonderstellung der 
Forschungsgruppen, die sich am Programm Interkosmos beteiligten. 


13. Die Entwicklung der Institute der DAW 


13.1 In der DAW waren zu Beginn der sechziger Jahre leitungsmäßig alle 
Institute und Einrichtungen auf dem Gebiet der Geo- und Kosmoswis-
senschaften (mit Ausnahme des Heinrich-Hertz-Institutes) im Sektor der 
geo- und astrophysikalischen Institute des Fachbereiches Physik Nord der 
Forschungsgemeinschaft zusammengefaßt. Da OM Ertel sich zurückzie-
hen mußte und OM Meißer stark in der Bergakademie Freiberg und im 
Bereich der angewandten Geowissenschaften engagiert war, fehlte an-
fangs eine Führungskraft aus den Reihen der Geowissenschaftler und As-
tronomen. Für diese Aufgabe konnte Ernst-August Lauter gewonnen wer-







4 8 H E I N Z K A U T Z L E B E N 


den. Als ständiges Beratungsgremium wirkte die Direktorenkonferenz der 
Institute. 


Man kann den Sektor der geo- und astrophysikalischen Institute als Vor-
gänger des Forschungsbereiches Kosmische Physik betrachten. Die gemein-
same Arbeit im Sektor hat spürbar zur Profilierung der späteren Zentral-
institute und Institute und des Forschungsbereiches insgesamt beigetragen. 


13.2 In den einzelnen Instituten des Sektors vollzogen sich in den sechzi-
ger Jahren mehr oder weniger starke Veränderungen. 


13.3 Von den Instituten, die später im ZIPE aufgegangen sind, wurde am 
stärksten das Geomagnetische Institut verändert. Die objektive Ursache 
dafür war, daß das Forschungsgebiet Geomagnetismus sowohl Beiträge 
zur solar-terrestrisehen Physik als auch zur Physik des Erdkörpers liefert. 
Beide Richtungen wurden im Geomagnetischen Institut unter der Leitung 
von Prof. Dr. Fanselau betrieben und haben international anerkannte Lei-
stungen sogar über die engeren Richtungen des Geomagnetismus hinaus 
erbracht, u. a. wurden die Grundlagen zur Entwicklung der geophysikali-
schen Hochdruckforschung geschaffen. Hinzu kam, daß Gerhard Fanselau 
es verstanden hat, mehreren jungen Wissenschaftlern gute Möglichkeiten 
zur Ausbildung ihrer Fähigkeiten zu geben. Durch die Einbeziehung in das 
Programm der solar-terrestrischen Physik zeichnete sich schon bald die 
spätere Eingliederung eines Teils des Geomagnetischen Instituts in das 
ZISTP ab. 


13.4 Stark inhaltlich, weniger strukturell war das Geodätische Institut zu 
verändern, das seit Helmerts Zeiten einen großen internationalen Ruf zu 
verteidigen hatte. Das Institut war mit technischen und Dienstleistungs-
arbeiten überlastet, wogegen wissenschaftliche Forschungen zurückstan-
den. Nach Ablösung des bisherigen Direktors übernahm Prof. Dr. Horst 
Peschel 1963 kommissarisch die Leitung des Institutes. Er hat sie bis 1968 
wahrgenommen. Ihm folgte als kommissarischer Direktor Heinz Kautz-
leben. 


13.5 Eine wechselhafte Entwicklung vollzog sich im Jenenser Institut, 
dessen Hauptrichtung seit seiner Gründung die Erdbebenforschung war 
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und auch weiterhin sein sollte. Mitte der fünfziger Jahre war es in 
„Institut für Bodendynamik und Erdbebenforschung" umbenannt wor-
den. Es war dort längere Zeit nicht gelungen, als Direktor eine starke, 
anerkannte Persönlichkeit zu finden; die Direktoren hatten mehrfach 
gewechselt. Unübersehbar war auch der Einfluß von OM Meißer von 
außen auf das Institut. Neben seiner Tätigkeit in der Bergakademie Frei-
berg Anfang der sechziger Jahre übernahm er für wenige Jahre noch 
selbst das Direktorat, wobei er seine Arbeitsstelle für praktische Geo-
physik mitbrachte. Otto Meißer strebte danach, das wissenschaftliche 
Profil der nun „Institut für Geodynamik" genannten Einrichtung auf die 
geophysikalische Erforschung des tieferen Untergrunds der Erde auszu-
richten. Nach dem Tode Otto Meißers wurde Heinz Stiller 1966 zum 
Direktor des Instituts berufen. Er brachte die geophysikalische Hoch-
druckforschung mit und strebte danach, neben der traditionellen Erdbe-
benforschung die Physik des Erdinnern zur Hauptrichtung des Institus für 
Geodynamik zu entwickeln. 


Die Bildung des ZIPE drei Jahre später bot diesen Absichten dann noch 
bessere Möglichkeiten. 


13.6 Leitungsmäßig umfaßte der Sektor der geo- und astrophysikalischen 
Institute auch die Forschungskapazität der DAW auf dem Gebiet der 
Geologie. Sie hatte eine relativ geringe Bedeutung und spielte eine gewisse 
Sonderrolle. Sie bestand anfangs aus dem Geotektonischen Institut und den 
drei Arbeitsstellen für Paläobotanik, für angewandte Geologie und für prak-
tische Geophysik. Die beiden erstgenannten Arbeitsstellen wurden aber bald 
dem Geotektonischen Institut, die letztere dem Institut für Geodynamik 
zugeordnet. Mitte der sechziger Jahre wurde mit dem Ministerium für Geo-
logie eine Koordinierungsvereinbarung abgeschlossen, die dem Mini-
sterium einen großen Einfluß auf die geologische Forschung in der DAW 
sicherte. 


14. Das Projekt „Oberer Erdmantel" 


14.1 Wie schon erwähnt, wurde 1960 als Pendant zu den großen Program-
men der solar-terrestrischen Physik und der Weltraumforschung das inter-
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nationale Projekt „Oberer Erdmantel" (abgekürzt: UMP) vorgeschlagen. 
Das wissenschaftliche Ziel des UMP war die Erforschung der Strukturen 
im oberen Mantel und der Wechselwirkung des oberen Mantels mit der 
Kruste. Die Realisierung war dank der großen methodisch-instrumentellen 
Fortschritte der Geophysik möglich geworden. Das UMP umfaßte alle auf 
den Erdkörper orientierten geophysikalischen Richtungen: Seismik/ Seis-
mologie, Gravimetrie, Geomagnetik, Magnetotellurik, Geothermie; zu-
sätzlich die geophysikalische Hochdruckforschung und die spezifische 
Anwendung der modernen Rechentechnik. Im UMP sollte die für die 
Erdöl-Erdgas-Erkundung entwickelte Tiefengeophysik umfassend genutzt 
werden. Geplant wurden weiterhin übertiefe Bohrungen. 


Das UMP erforderte offensichtlich die enge Zusammenarbeit von 
Geophysik und Geologie. Innerhalb der Geophysik verstärkte die Orien-
tierung auf die Ziele des UMP die Aufspaltung der sog. allgemeinen Geo-
physik, die bereits mit der starken Ausrichtung eines Teils der geophysi-
kalischen Arbeiten auf die Ziele der solar-terrestrischen Physik eingeleitet 
worden war, und die Ausbildung der Richtung Physik des Erdkörpers bzw. 
Physik der festen Erde. 


Das internationale Programm für das UMP wurde iterativ mit den 
nationalen Programmen ausgearbeitet. Die regionale Kooperation hat da-
bei eine große Bedeutung. Das UMP wurde für 4-8 Jahre ausgelegt. Es 
wurde 1970 zum Abschluß gebracht, aber nahtlos fortgesetzt im Inter-
nationalen Geodynamik-Projekt (IGP) und weiter im Internationalen 
Lithosphäre-Projekt (ILP). 


Das Projekt „Oberer Erdmantel" hat sehr wichtige Ergebnisse gebracht. 
Es entstand die einheitliche Modellvorstellung der „Plattentektonik", die 
von vielen Geowissenschaftlern als neues Paradigma betrachtet wird und 
in die breite Öffentlichkeit den Begriff „dynamische Erde" gebracht hat. 


14.2 In der DDR gab es Anfang der sechziger Jahre gute Voraussetzungen 
für die Teilnahme am UMP. Die Arbeitsgruppen waren jedoch auf viele 
Institute und mehrere Bereiche verteilt. Eine leistungsfähige Institution, 
die als Basis wirken und eine Führungsrolle übernehmen konnte, war nicht 
vorhanden. Möglich war nur eine Kooperation der verschiedenen Ein-
richtungen „freiwillig aus wissenschaftlicher Einsicht". Anders als beim 
IGJ (und als in anderen Ländern) war für die Teilnahme am UMP von der 
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Regierung der DDR eine zusätzliche staatliche Förderung nicht zu errei-
chen. Primär für die internationale Vertretung bildeten die beiden zustän-
digen Nationalkomitees NKGG (für Geophysik) und NKgW (für Geo-
logie) eine gemeinsame Arbeitsgruppe, die dann aber auch die innerstaat-
liche Organisation übernahm. Zu würdigen ist besonders das Engagement 
von OM Meißer und seines Nachfolgers in der Bergakademie Freiberg, 
Prof, Dr. Heinz Militzer. Später fanden diese Arbeiten ihre Basis im 
ZIPE. 


143 Eine regionale Kooperation mit den Geophysikern und Geologen in 
Westeuropa, speziell in der BRD, war für die Geowissenschaftler der DDR 
im UMP nicht zu erreichen. Stattdessen bot die Kooperation mit den 
Geowissenschaftlern der UdSSR und der sozialistischen Ländern große 
Möglichkeiten, die auch intensiv genutzt wurden. 


14.4 Es war konsequent, daß ausgehend von den in den Instituten vorlie-
genden Erfahrungen und den erreichten Ergebnissen die wissenschaftli-
chen Ziele und Ergebnisse des UMP bei der Ausarbeitung des wissen-
schaftlichen Profils des ZIPE wie auch der Wissenschaftskonzeption 
„Physik des Erdkörpers" stark beachtet wurden. 


Der Auftrag zur Ausarbeitung dieser Dokumente wurde vom Präsidium 
der DAW im Frühherbst 1968 an eine ad-hoc- Arbeitsgruppe unter Leitung 
von Heinz Stiller erteilt und innerhalb weniger Monate erfüllt. 


15. Die KAPG 


15.1 Wie bereits erwähnt, wurde 1966 die sog. KAPG gebildet. Genauer 
gesagt wurde die bisherige Kommission für die Zusammenarbeit im Rah-
men der Europäisch-Asiatischen Region der Internationalen Geophy-
sikalischen Kooperation in eine Problemkommission der Akademien der 
Sozialistischen Länder umgewandelt. Im Programm der KAPG erhielt die 
regionale Kooperation der sozialistischen Länder für das UMP einen 
ersten Platz. Die Meeresforschung, die Arbeiten zur sateilitengestützten 
Erforschung der Hochatmosphäre und die Satellitengeodäsie wurden nicht 
in das Programm der KAPG übernommen, da für diese Arbeiten inzwi-
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sehen spezielle Regierungsabkommen abgeschlossen worden waren. Das 
Programm der KAPG erfaßte auch gemeinsame Arbeiten von interessier-
ten Einrichtungen aus dem Bereich der Universitäten und Hochschulen 
und der Dienste. 


15.2 Für das ZIPE wurde die KAPG zu einem der wichtigsten Instrumente 
zur Organisation der Zusammenarbeit mit den Partnerinstituten der 
Akademien der UdSSR und der anderen sozialistischen Länder. Von den 
sechs Unterkommissionen (UK) betrafen vier allein bzw. vorrangig die 
Arbeitsgebiete des ZIPE: Oberer Erdmantel (UK 1), Seismologie (UK 3), 
Geodäsie und Gravimetrie (UK 4), Datenverarbeitung (UK 5). 


16. Schlußbemerkungen 


16.1 Es verbleiben noch einige kurze Bemerkungen zu den handelnden 
Persönlichkeiten, sämtlich Akademiemitglieder: 


Am Anfang der Entwicklung der Institute der DAW im Bereich der 
Geo- und Kosmoswissenschaften nach dem 2, Weltkrieg standen als maß-
gebliche Persönlichkeiten Hans Stille Ende der vierziger Jahre und Hans 
Eitel in den fünfziger Jahren, Hans Eitel hat besonders die allgemeine 
Geophysik und die Geodäsie gefordert. Im Zeitraum des IGJ und Ende der 
fünfziger/Anfang der sechziger Jahre waren maßgebend Hans Eitel und 
Otto Meißer; sie verloren ihren Einfluß Ende der fünfziger (Eitel) bzw. 
Mitte der sechziger Jahre (Meißer). Otto Meißer hat in der DAW inhaltlich 
die Richtung Physik der festen Erde in enger Verbindung mit der Geologie 
gefördert. 


In dieser Zeit begann der Aufstieg von Ernst-August Lauter, der in den 
sechziger Jahren zum „Papst der Geophysik" in der DAW werden sollte. 
Er war der entschiedene Förderer der solar-terrestrischen Physik und hat 
dadurch auch (als Reaktion) die Ausbildung der Physik des Erdkörpers 
bewirkt. 


Die Entwicklung der Geo- und Astrophysik in der DAW wurde ab Ende 
der fünfziger Jahre bis in die achtziger Jahre hinein von übelgeordneter 
Position aus durch Robert Rompe beeinflußt. Gegen Rompe und ohne 
(bzw. gegen) Lauter wäre die Bildung des ZIPE unmöglich gewesen. 
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Hans-Jürgen Treder war für die Bildung des ZIPE und seinen Ausbau in 
den ersten Jahren wichtig, aber wahrscheinlich nicht entscheidend. 


Die größte Rolle bei der Bildung und Entwicklung des ZIPE hat sicher 
Heinz Stiller gespielt. Der wichtige erste Schritt auf dem Wege zum ZIPE 
war seine Berufung zum Direktor des Institutes für Geodynamik. Er 
wurde dann verantwortlich für die Ausarbeitung der Konzeption für die 
Bildung des ZIPE und des Programms für die WK „Physik des Erdkör-
pers". Folgerichtig wurde er zum ersten Direktor des ZIPE berufen. Heinz 
Stiller wurde 1973 zum Leiter des Forschungsbereiches Geo- und Kos-
moswissenschaften und Mitglied des Präsidiums der AdW berufen, wobei 
seine wissenschaftliche Wirkungsstätte immer das ZIPE blieb. Heinz Stil-
ler war seitdem der unbestrittene „Papst der Geo- und Kosmoswissen-
schaften" bis Ende der achtziger Jahre. 


Zur Tätigkeit des Vortragenden sei nur soviel gesagt: Heinz Kautzleben 
war bei der Vorbereitung und der Entwicklung des ZIPE über lange Zeit 
immer der „zweiten Mann" nach Heinz Stiller. 1973 wurde er zum Di-
rektor des ZIPE berufen. 


16.2 Zum Forschungsstand. 
Die Geschichte der im ZIPE aufgegangenen Institute ist schon von 


mehreren Autoren, darunter von leitenden Personen des ZIPE, eingehend 
untersucht und publiziert worden. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Arbeiten des ZIPE sind in den zahlreichen Veröffentlichungen der Mit-
arbeiter wie auch in den heute im Archiv aligemein zugänglichen Jah-
resberichten des ZIPE dokumentiert worden. Im Jahre 1990 sind auch zu-
sammenfassende Berichte über die Tätigkeit des ZIPE für den Wissen-
schaftsrat der BRD angefertigt worden. 


Eine umfassende Darstellung über den Weg zur Bildung und zur Ent-
wicklung des ZIPE während der reichlich zwei Jahrzehnte seines Be-
stehens steht noch aus. Ein Interesse des Geo-Forschungs-Zentrums Pots-
dam an einer solchen Darstellung ist bisher nicht erkennbar. 


Zusammenfassung: 


Im Zentralinstitut für Physik der Erde wurden die drei wissenschaftlichen 







5 4 H E I N Z K A U T Z L E B E N 


Gebiete Geophysik der festen Erde, Geodäsie und Geologie zur Kom-
plexforschung zusammengeführt, deren Ziele weitgehend mit denen der 
internationalen Programme UMP (Oberer Erdmantel), IGP (Geodynamik) 
und ILP (Lithosphäre) übereinstimmen. 


Institutionell wurden vier vorher selbständige Institute der DAW verei-
nigt (das fünfte, das Institut für physikalische Hydrographie, wurde nach 
kurzer Zeit wieder ausgegliedert). 


Die Geschichte von dreien dieser Institute (Geodätisches Institut, Geo-
magnetisches Institut und Institut für Geodynamik) reicht bis in das 19. 
Jahrhundert zurück. Sie waren am Ende des 2. Weltkrieges kaum noch ar-
beitsfähig. Sie wurden von der DAW wieder aufgebaut und während des 
Internationalen Geophysikalischen Jahres zu neuer Leistungskraft geführt. 
Das IGJ brachte für diese Institute die internationale Anerkennung als 
Einrichtungen der DDR, die Lösung der gesamtdeutschen Verbindungen 
und die Aufnahme der Zusammenarbeit mit den Instituten in der UdSSR 
und den sozialistischen Ländern. 


Das vierte, das Geotektonische Institut wurde erst nach 1945 von der 
DAW gegründet. Es brachte in das ZIPE die Geologie ein. Diese war bis-
her in der DAW institutionell nur schwach vertreten; in der Gelehr-
tensozietät der DAW gab es nur Mitglieder aus den Universitäten und 
Hochschulen und den geologischen Diensten, für einige von ihnen hatte 
die DAW personenbezogene Arbeitsstellen eingerichtet. 


Wie weltweit folgten mit dem UMP in den geowis sen schaftlichen 
Einrichtungen der DDR - teilweise als Reaktion auf die Ausbildung der 
solar-terrestrischen Physik während des IGJ - die Ausprägung der Geo-
physik der festen Erde innerhalb der allgemeinen Geophysik und ihr 
Zusammengehen mit der Geologie. 


Die Entwicklung zur geophysikalisch-geologischen Komplexforschung 
begann mit den sechziger Jahren; sie wurde vorangetrieben durch Per-
sönlichkeiten wie Otto Meißer, Heinz Stiller u. a., gefördert durch Ernst-
August Lauter und Robert Rompe, unterstützt durch die geologische In-
dustrie der DDR und die Zusammenarbeit mit den Instituten der soziali-
stischen Länder. 
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Helmut Böhme 


Einige Bemerkungen zu wissenschaftspolitischen 
Aspekten genetischer Forschungen der fünfziger Jahre 
in der DDR im Zusammenhang mit der LYSSENKO-
Problematik 


Bei der inhaltlichen Konzipierung dieses Kolloquiums wurde ich aufge-
fordert, etwas über die Aktivitäten der Deutschen Akademie der Wissen-
schaften, bzw. später der AdW der DDR, im Zusammenhang mit der von 
der UdSSR ausgehenden LYSSENKO-Ideologie in der Genetik zu berich-
ten. In der Tat hat uns diese Problematik in den fünfziger und beginnen-
den sechziger Jahren sehr beschäftigt und nicht unbeträchtliche personel-
le und materielle Ressourcen gebunden. Die Aktivitäten auf diesem Gebiet 
sind in starkem Maße mit dem Namen des Instituts für Kulturpflan-
zenforschung, später Zentralinstitut für Genetik und Kulturpflanzenfor-
schung, jetzt Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung in 
Gatersleben und seinem ersten Direktor, HANS STUBBE, verbunden; sie 
haben auch meinen wissenschaftlichen Werdegang wesentlich beeinflußt. 


Bevor ich auf die Einzelheiten dieser Thematik eingehe, möchte ich 
sehr kurz und vergröbert den internationalen Entwicklungsstand der gene-
tischen Forschung jener Zeit charakterisieren. Ich halte das für notwendig, 
um das wissenschaftliche Umfeld zu beschreiben, in das diese Diskussion 
gelangte. Die „Diskussion" entwickelte sich schnell aus einem wissen-
schaftlichen Streit zu einem wissenschaftspolitischen und schließlich zu 
einem in der UdSSR mit ungleichen Mitteln geführten politischen Kampf. 
Das tragische Schicksal des bedeutenden Kulturpflanzenforschers N. I. 
VAVILOV mag hier stellvertretend für den Leidensweg sowjetischer Gene-
tiker und für das Ausmaß der gesellschaftlichen und menschlichen 
Tragödie stehen. 


Um die Übersicht zu erleichtern, habe ich eine grobe Zeittafel zusam-
mengestellt, die einige der markantesten und wichtigsten Entdeckungen 
und Befunde der genetischen und molekularbiologischen Forschungen 
jener Zeitperiode, für die wir uns in diesem Kolloquium interessieren, ent-
hält. 
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Zeittafel wichtiger molekularbiologischer und genetischer 
Entdeckungen und Vorgänge 


1 9 5 3 


Modell der DNA-Struktur von WATSON, CRICK und WILKINS; Dop-
pel-Helix. Theorie der semi-konservativen DNA-Replikation 


1 9 5 8 


Beweis der semi-konservativen DNA-Replikation und Isolierung des 
dafür notwendigen Enzyms Polymerase I 


1 9 6 0 / 6 1 


Postulierung, Entdeckung und Isolierung der messenger-RNA; da-
mit Beweis der Informations-Übertragung und-Realisierung; JACOB-


MONOD-Modell der genetischen Regulation 
1 9 6 8 


Erste Klonierung von Fröschen 
1 9 7 3 


Etablierung der Gentechnik 
1 9 7 5 


Konferenz von Asilomar über potentielle genetische Gefahren 


Nachdem amerikanische Forscher 1944 die Desoxyribonukleinsäure 
- DNA - als Träger der genetischen Information erkannt hatten, veröf-
fentlichten WATSON, CRICK und WILKINS 1 9 5 3 ihr berühmt gewordenes 
Doppel-Heiix-Modell der DNA, klärten in physiko-chemischen Unter-
suchungen die Struktur auf und legten den Grundstein für unser heutiges 
Verständnis für die Speicherung, Codifizierung, Realisierung und auch 
Veränderung der genetischen Information. Herausragende Etappen in der 
sich anschließenden stürmischen Entwicklung waren u. a, die 1958 erfolg-
te Entdeckung eines für die DNA-Replikation verantwortlichen Enzyms, 
der Polymerase I, die 1960/61 gelungene Darstellung der auf der Grund-
lage des Modells vorausgesagten Boten - oder me.w£«ger-RNA -, die Ent-
wicklung von iVi-vt/ro-Systemen der Nukleinsäure-gesteuerten Poly-
peptid-Synthese und der dadurch möglich gewordenen Beschreibung des 
in der spezifischen Basensequenz der Nukleinsäure verschlüsselten gene-
tischen Codes. 
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Genetische Information, genetischer Code, Informationsrealisierung in 
der Eiweißsynthese, Transkription und Translation - das sind einige Be-
griffe, die in diesen Jahren - teilweise der Kybernetik entlehnt - die gene-
tische Literatur prägten. Biochemie, Biophysik und Vererbungsforschung 
begannen sich in interdisziplinärer Arbeitsweise zur Molekulargenetik zu 
vereinen. Ein in seiner Geschwindigkeit kaum zu beschreibender Er-
kenntniszuwachs fand statt, begleitet und ermöglicht durch eine rasante 
Methoden- und Geräteentwicklung, Territoriale Schwerpunkte dieses 
Prozesses lagen in den USA, Großbritannien und Frankreich, in geringe-
rem Maße in den nordischen Ländern. Die später erfolgte Vergabe von 
mehreren Nobelpreisen für wissenschaftliche Leistungen aus dieser Perio-
de ist ein äußeres Zeichen für den stürmischen Wissenszuwachs, der da-
mals in den Biowissenschaften einsetzte. 


Es ist übrigens wissenschaftstheoretisch interessant, wie in jenen Jah-
ren der Geburt eines neuen Wissenschaftszweiges der zeitliche und intel-
lektuelle Abstand zwischen der im Laboratorium erarbeiteten Erkenntnis 
und der Applikation der Ergebnisse in der gesellschaftlichen, d. h. in die-
sem Zusammenhang industriellen oder medizinischen, Praxis immer 
geringer wurde. Charakteristisch für diesen Prozeß ist auch die vor eini-
gen Jahren zunächst in den USA einsetzende und nun auch in Europa 
erfolgende Gründung mittelständischer Biotechnologie-Firmen meist 
unter leitender Beteiligung vorher akademisch tätiger Forscher, Doch das 
ist nicht unser heutiges Thema. 


Nun zur LYssENKoProblematik. Wir gehen nocheinmal aus der Wende 
von den sechziger in die siebziger Jahre zurück in das Jahr 1948. In Mos-
kau findet im August eine Tagung der Akademie der Landwirtschafts-
wissenschaften der UdSSR (ADL) statt, an der 700 Personen - Mitglieder 
dieser Akademie, Mitglieder der AdW der Union und der einzelnen Re-
publiken, Hochschullehrer, Wissenschaftler aus Instituten und Praktiker -
teilnahmen. Das Hauptreferat dieser Tagung hielt der Präsident der AdL, 
T R O F I M D E N I S S O W I T C H L Y S S E N K O , zum Thema: Die Situation in den biolo-
gischen Wissenschaften. Der deutsche Text wurde im Wortlaut einschließ-
lich der Diskussionsreden sowie der Beschlüsse bereits im gleichen Jahr 
als 2, Beiheft der Zeitschrift Sowjetwissenschaft der Gesellschaft zum 
Studium der Kultur der Sowjet-Union veröffentlicht. 
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LYSSENKO, der im Rahmen seines steilen beruflichen Aufstiegs 1938 Prä-
sident der Landwirtschaftsakademie geworden war, hatte bereits 1936 
scharfe ideologisch verbrämte Angriffe gegen die Genetik gestartet. 
Administrative Maßnahmen unterblieben jedoch in größerem Maße noch 
infolge der allgemeinen Anstrengungen zur Abwehr der deutschen 
Aggression. Das änderte sich aber nach dem Krieg und vor allem schlag-
artig nach der eben erwähnten August-Sitzung der Landwirtschafts-
Akademie. Die Rede des Akademie-Präsidenten hatte ein absolut niedri-
ges wissenschaftliches Niveau, enthielt massive pseudowissenschaftliche-
ideologische Polemik und war, wie am Beginn der Diskussion gleichsam 
als Vorwarnung von LYSSENKO festgestellt wurde, vom Zentralkomitee und 
von I. W. STALIN persönlich geprüft und von ihm gebilligt worden. 


Die wesentlichen Aussagen LYSSENKOS und seiner Anhänger bestanden 
in folgendem: 
1. Die Vererbung ist eine Eigenschaft des gesamten Organismus. Es 


existieren keine diskreten Erbanlagen oder Gene. 
2. Durch veränderte Umwelt- und Lebensbedingungen können erbli-


che Veränderungen induziert werden. Der Charakter der Verände-
rungen ist dem Charakter der induzierenden Bedingungen adä-
quat. 


3. In der Auseinandersetzung mit den Umweltbedingungen erworbe-
ne Eigenschaften werden vererbt. 


4. Bei Pflanzen können gezielte Veränderungen durch Pfropfung im 
Prozeß der vegetativen Hybridisation induziert werden; es existiert 
kein prinzipieller Unterschied zur sexuellen Hybridisation. 


5. Durch Aufzucht von Winterformen ohne Kälteschock können bei 
Getreide erbliche Sommerformen erzielt werden. 


Den Höhepunkt erreichten die LYSSENKOSchen Irrlehren schließlich mit 
den Behauptungen über Umwandlungen von einer Kulturpflanzenart in 
eine andere Art oder Gattung wie z. B.von Weizen in Roggen und umge-
kehrt. 


Zur Geschichte und zum wissenschaftlichen, wissenschaftspolitischen 
sowie politischen Inhalt der LYSSENKO-Problematik sind in den letzten 
Jahrzehnten zahlreiche Publikationen verfaßt worden, die sich zum Teil 
historisch-objektiv, z. T. auch in verschiedenem Grade polemisch mit die-
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sem Kapitel der Wissenschaftsgeschichte auseinandersetzen. Eine der 
offensichtlich kundigsten Publikationen stammt von ZHORES A. MEDVE-


DEV und liegt in englischer Sprache unter dem Titel „The Rise and Fall of 
T. D. LYSSENKO" seit 1 9 6 9 vor (deutsch: Der Fall LYSSENKO, Penguin, 
1971). In Deutschland nicht so bekannt, - jedoch interessante Begleit-Pro-
bleme berührend - , sind die Darstellungen von F. BELLARDELLI „The 
'LYSSENKO Affair' in the framework on the relation between marxism and 
the natural sciences" ( 1 9 7 7 ) , D. LECOURT „Proletarische Wissenschaft? 
Der 'Fall LYSSENKO' und der LYSSENKismus" sowie aus der Serie „The 
grim heritage of LYSSENKoism: Four personal accounts" der Teil IV. 
„Difficult years in soviet genetics" von dem bekannten Kiewer Genetiker 
S. M . GERSHENSON ( 1 9 9 0 ) , eine Arbeit, die ursprünglich in Ocherki istorii 
estestvoznaniya i techniki 1988 veröffentlicht worden war. Ich werde im 
Laufe dieses Berichtes auf einige dieser Arbeiten zurückkommen. 


Ohne Vollständigkeit anzustreben, und ohne mich in jedem Fall mit den 
in diesen Arbeiten zum Ausdruck gebrachten Ansichten zu identifizie-
ren,weise ich zusätzlich zu den bereits genannten Publikationen auf fol-
gende Veröffentlichungen bzw. Manuskripte hin: YOUNG ( 1 9 7 4 ) ; HÖRZ 


UND WESSEL ( 1 9 8 3 ) ; REGELMANN ( 1 9 8 0 ; 1 9 8 4 ) ; SOYFER ( 1 9 8 9 ; 1 9 9 4 ) ; 


SHEEHAN ( 1 9 8 5 ) ; BERG ( 1 9 9 0 ) ; MOCEK ( 1 9 9 4 ) ; SIEMENS ( 1 9 9 7 ) . 


Ein interessanter Sachverhalt, der meiner Ansicht nach erst 1989 inter-
national bekannt wurde, läßt erkennen, daß zumindest ein Teil der poli-
tisch führenden Persönlichkeiten der KPdSU bis zum Frühjahr 1948 in der 
wissenschaftspolitischen Diskussion über Grundfragen der Bio- und 
Agrarwissenschaften den Standpunkt LYSSENKOS und seiner Anhänger 
noch nicht unterstützten. Noch am 17.4.1948 (also 3 Monate vor der alles 
verändernden, den Niedergang eines ganzen Wissenschaftszweiges in 
einem großen Land einleitenden August-Sitzung der Landwirtschafts-
Akademie) schrieb LYSSENKO einen Brief an I. W. STALIN und A, A. 
ZHDANOV, in dem er unter Hinweis auf die Opposition aus den Reihen der 
Wissenschaftler und besonders auch aus der für die Wissenschaften zu-
ständigen Abteilung des Zentralkomitees der KPdSU (J. A. ZHDANOV), sei-
nen Rücktritt als Präsident der Landwirtschaftsakademie anbot (doku-
mentiert in SOYFER 1989). 


Soviel zur Charakterisierung der Ausgangssituation am Ende der vier-
ziger Jahre und zu den Hinweisen auf einige der Chronisten dieser Zeit, 
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Selbstverständlich wurde seitens der sowjetischen Führung alles unter-
nommen, um in ihrem direkten Einflußgebiet, d. h. in den volksdemokra-
tischen, später sozialistischen Ländern, auch die nach ihrer Meinung mit 
dem dialektischen Materialismus übereinstimmenden Auffassungen der 
sogen. MiTSCHURiNschen Biologie durchzusetzen. So auch in der gerade 
gegründeten DDR, wo vor allem im Schulwesen sehr bald die bisherige 
„klassische" Genetik verdrängt wurde. Die uns heute hier interessierende 
Frage ist jedoch: Wie verhielten sich die Deutsche Akademie der Wissen-
schaften, ab 1972AdW der DDR und ihre auf diesem Fachgebiet tätigen 
Mitglieder und Mitarbeiter in diesem Konflikt? 


Akademiemitglied HANS STUBBE nahm im Januar 1 9 5 1 an einer Stu-
dienreise in die UdSSR teil und hatte während seines Aufenthaltes in 
Moskau ein Gespräch mit LYSSENKO, über das er im Mai 1 9 5 1 auf einer 
Konferenz des ZK der SED in einem Beitrag unter der Überschrift „Über 
einige Fragen der Genetik" berichtete (STUBBE 1 9 5 2 ) , Dieser Bericht war 
sachlich gehalten, er verheimlichte jedoch auch nicht, daß sein Autor die 
sogenannte „formale" Genetik der „fortschrittlichen" MrrsCHURiNschen 
Biologie (zwei damals offiziell gebrauchte, natürlich unsinnige Bezeich-
nungen), als wissenschaftlich gerechtfertigt vorzog. 


STUBBE startete zu dieser Zeit im Gaterslebener Institut neben der Wei-
terführung seiner Arbeiten auf dem Gebiet der Mutationsforschung 
(BÖHME 1998) ein umfangreiches Forschungsprogramm, um experimen-
tell begründetes Material für die sich anbahnenden harten Auseinan-
dersetzungen zu erhalten. Er gestattete mir, die 1950 von mir als Student 
in Halle mit Tomaten-Sorten begonnenen Versuche zur vegetativen Hy-
bridisation ab 1951 an außerordentlich umfangreichem Material in Gaters-
leben durchzuführen; er selbst bearbeitete das gleiche Problem mit Toma-
ten-Mutanten, förderte M, ZACHARIAS bei Arbeiten zur vegetativen An-
näherung bei Kartoffeln und A. majus, dem Löwenmäulchen, und S. I. 
GREBENSCIKOV bei analogen Arbeiten an Cucurbitacaeen, 


Meine eigenen experimentellen Untersuchungen zu diesem Problem 
erfolgten in den Jahren 1951 bis 1957. Den ersten Teil hatte ich 1954 
abgeschlossen und auch veröffentlicht (BÖHME 1954). In dem umfangrei-
chen Material war kein „gesetzmäßiges Auftreten spezifischer Verände-
rungen festgestellt worden, die einer vegetativen Hybridisation, wie sie 
von LYSSENKO, GLUSTSCHBNKO U, a. wiederholt mitgeteilt worden waren, 
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entsprachen". In dem umfangreichen Pflanzen-Material (insgesamt wur-
den zu dieser Thematik 70-80.000 Pflanzen aufgezogen und angebaut) 
trat eine Reihe von Veränderungen auf, unter denen Abkömmlinge soma-
tischer Mutationen am auffälligsten waren; diese „Abweicher" können 
leicht zu Mißinterpretationen führen. Aus diesem Grunde wurden 
1954—1957 neue Experimente mit verbesserten Methoden unternommen. 
Deren Auswertung und die theoretische Verallgemeinerung ihrer Ergeb-
nisse führte nun zu der eindeutigen und abschließenden Feststellung," daß 
es mit den angewendeten Methoden, die den Angaben der sowjetischen 
Autoren entsprachen, nicht möglich ist, vegetative Hybriden zu erhalten 
(BÖHME 1957). 


Stubbe selbst griff auch eine weitere Problematik der Auseinan-
dersetzung mit den LYSSENKO'sehen Theorien auf: die postulierte erbliche 
Umwandlung von Wintergetreide in Sommergetreide durch mehrfache 
Kultivierung von Winterweizen im Gewächshaus ohne Kälteschock. In 
diesen von 1949 bis 1952 durchgeführten Untersuchungen, auf deren 
fachliche Details ich nicht eingehen werde, konnten die Behauptungen der 
LYSSENKO-Schule ebenfalls nicht bestätigt werden. 


Die hier zusammenfassend angeführten experimentellen Ergebnisse 
wurden in folgenden wissenschaftlichen Arbeiten publiziert (in alphabeti-
scher und zeitlicher Reihenfolge): 
BÖHME, H . 1 9 5 4 : Z. f. Pflanzenz. 3 3 , 3 6 7 - 1 1 8 . 


Untersuchungen zum Problem der genetischen Bedeutung von Pfropf-
ungen zwischen genotypisch verschiedenen Pflanzen 


BÖHME, H. und H. R. SCHÜTTE 1 9 5 6 : Biol. Ztblt. 7 5 , 5 9 7 - 6 1 1 . 


Genetisch-biochemische Untersuchungen Uber Blütenfarbstoffe an Mu-
tanten von A. majus. 1. Mitt. 


BÖHME, H. 1957: Z. f. Pflanzenz. 38, 37-50. 
Weitere Untersuchungen zum Problem der genetischen Bedeutung von 
Pfropfungen zwischen genotypisch verschiedenen Pflanzen 


BÖHME, H. und G. SCHOLZ 1960: Die Kulturpflanze VIII, 93-109. 
Versuche zur Normalisierung des Phänotyps der Mutante „chloroner-
va " von Lycopersicon esculentum Mill. 


GREBENSCIKOV, I. S . 1 9 5 6 : Die Kulturpflanze IV, 2 4 7 - 2 7 6 . 


Über einen Fall von ontogenetischem Farbwechsel der Bastardfrüchte 
beim Kürbis und über die Anwendung des Begriffes Dominanzwechsel 
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STUBBE, H . 1 9 5 4 : Die Kulturpflanze II, 1 8 5 - 2 3 6 . 


Über die vegetative Hybridisierung von Pflanzen. Versuche an Torna-
tenmutanten 


STUBBE, H. 1955: Der Züchter 2 5 , 3 2 1 - 3 3 0 . 


Über die Umwandlung von Winterweizen in Sommerweizen 
STUBBE, H. 1956: Die Kulturpflanze IV, 315-324. 


Das Verhalten der Tomaten-Mutante „reducta" in Pfropfungen und de-
ren Nachkommenschaften 


ZACHARIAS, M . 1956: Die Kulturpflanze IV, 277-295. 
Ein Versuch der Beeinflussung der F 2-Spaltungen von Bastarden aus 
der Gattung Antirrhinum durch Pfropfung der F l-Bastarde auf ihre 
A usgangseltem 


Diese Dokumentation zeigt, wie aufwendig in diesem Zeitraum von 
Einrichtungen der Akademie durchgeführten und publizierten experimen-
tellen Arbeiten zur Nachprüfung der LYSSENKOschen Vorstellungen waren. 
Wie gesagt, hatte ich schon während meines Studiums 1950 in Halle die 
ersten Versuche zur vegetativen Hybridisation in der Erwartung durchge-
führt, um die für unangreifbar gehaltenen, aus der UdSSR mitgeteilten Re-
sultate reproduzieren und wissenschaftlich erhärten zu können. Meine ei-
genen, nun im Gewächshaus und auf den Versuchsparzellen selbst ge-
machten und auch diesen anfänglichen eigenen Vorstellungen widerspre-
chenden Erfahrungen, bestätigten mir jetzt die Richtigkeit einer Erkennt-
nis, die ich 1957 von der Bühne des Theaters am Schiffbauerdamm aus 
dem Munde ERNST BUSCH'S alias GALILEO GALILEI vernahm; in seinem 
Gespräch mit dem „Kleinen Mönch" über Wissenschaft, Glaube und Ge-
sellschaft formulierte er einen BRECHT'schen Satz, den ich fortan nicht 
vergessen habe: „Die Winkelsumme im Dreieck kann nicht nach den 
Bedürfnissen der Kurie abgeändert werden". 


Ich muß hier eine zur Gegenwart gehörende Bemerkung einfügen: In 
dem kürzlich erschienenen, interessanten Band „Naturwissenschaft und 
Technik in der DDR" befindet sich die Arbeit von R. HOHLFELD, früher 
Universität Erlangen, seit einiger Zeit in der Zentrale der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften tätig, mit dem Titel 
„Zwischen Autonomie und staatlichem Dirigismus: Genetische und bio-
chemische Forschung". HOHLFELD macht in diesem Beitrag (S. 219) die 
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Feststellung, daß sich das ZI für Genetik und Kulturpflanzenforschung mit 
Hilfe der Unterstützung der sowjetischen Militäradministration (SMAD) 
in Halle seine wissenschaftliche Autonomie sichern und die LYSSEN-


KO'schen Behauptungen widerlegen konnte. Diese Feststellung HOHL-


FELDS kann zu Mißverständnissen führen. Eine Unterstützung von 
Offizieren der SMAD (VAVILOV-Mitarbeiter) erhielt STUBBE bei der Aus-
klammerung der Domäne Gatersleben aus den Maßnahmen zur Bo-
denreform 1945/46 und den allerersten Schritten zur Einrichtung von 
Versuchsanlagen auf Grundstücken dieser Domäne. In die inhaltliche Ge-
staltung der wissenschaftlichen Tätigkeit haben sich Offiziere der SMAD 
weder materiell noch intellektuell eingeschaltet. Die Widerlegung der 
Behauptungen LYSSENKOS durch die Gaterslebener Wissenschaftler ge-
schah aus einem Bewußtsein der Verantwortung für die wissenschaftliche 
Arbeit (siehe auch meinen Briefwechsel mit DR. HOHLFELD, in: Sitzungs-
berichte der Leibniz-Sozietät 26/1998, H. 7, S. 123ff.). 


Seit Ende der fünfziger Jahre vollzog sich weltweit eine grundlegende 
Veränderung in der technischen Basis der menschlichen Existenz, die 
damals als zweite industrielle Revolution oder auch wissenschaftlich-tech-
nische Revolution bezeichnet wurde. Wir alle, die wir heute hier diskutie-
ren - oder zumindest viele von uns - waren Zeugen und in unterschiedli-
chem Maße Mit-Akteure der Wirtschafts-, Schul-, Hochschul- und 
schließlich auch Akademie-Reform, die sich als Reaktion auf diese gesell-
schaftliche Herausforderung in den Jahren '68 und '69 vollzogen; sie 
bahnten sich schrittweise bereits in den davorliegenden Jahren an. HUBERT 


LAITKO hat diesen Prozeß kürzlich beschrieben (LAITKO 1997). Die 
Schilderung dieser sich innerhalb der Akademie vollziehenden Prozesse 
finden wir ausführlicher und mit Dokumenten belegt in einem Manuskript 
des damaligen Akademiepräsidenten WERNER SCHELER (SCHELER 1999). 
Von der Gruppe Biologie des Forschungsrates und den biowissenschaft-
lich orientierten Zentralen Arbeitskreisen (ZAK) des Ministeriums für 
Wissenschaft und Technik wurden unter der Leitung des Akademiemit-
glieds S. M. RAPOPORT und unter Mitarbeit zahlreicher Wissenschaftler 
aus den Akademien, aus Universitäten und Hochschulen sowie anderen 
Einrichtungen zunächst eine Grobprognose und dann die Prognose der 
biologischen Forschung einschließlich der technischen Mikrobiologie für 
den Zeitraum 1970 bis 1980 ausgearbeitet. Vorläufer dieser Prognose wa-
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ren prognostische Materialien,die bereits Anfang der sechziger Jahre von 
der damals bestehenden Kommission Molekularbiolgie mit mehreren Ar-
beitsgruppen u. a. für Molekulargenetik entworfen worden waren. Eine Do-
kumentation dieser Aktivitäten auf der Grundlage von Archiv-Materialien 
des Ministeriums f. Wissenschaft und Technik wäre dringend erforderlich.) 


Die genetischen Forschungarbeiten in Gatersleben betrafen in der an-
schließenden Zeit die folgenden Komplexe, aus denen konkrete Projekte 
im Sinne der damals bereits erprobten auftragsgebundenen Forschung und 
deren aufgabenbezogenen Finanzierung abgeleitet wurden: 
1. Theoretische und anwendungsorientierte Mutationsforschung bei Kul-


tur* und Modell-Pflanzen 
2. Cytogeneüsche Untersuchungen an verschiedenen Pflanzen-Arten 
3. Entwicklungsphysiologisch-genetische Probleme 
4. Evolutionsgenetische Fragen der Entstehung von Kulturpflanzen 
5. Mutationsgenetik bei Bakterien 
6. Cytogenetik an Säugetieren 
7. Umwelt-Mutagenese und Entwicklung von Test-Systemen 


Außer diesen Gaterslebener Arbeiten der fünfziger und beginnender sech-
ziger Jahre entwickelten sich innerhalb der Akademie zu einem späteren 
Zeitpunkt kleinere genetische Arbeitsgruppen im Zentralinstitut für Mi-
krobiologie und experimentelle Therapie, Jena, und in den Bücher Ein-
richtungen. 


Die LYSSENKo'schen Vorstellungen wurden schon sehr früh mit philo-
sophischen, ideologischen und, darüberhinaus, aktuell-politischen Argu-
mentationen verbunden. Es ist nicht Aufgabe dieses Berichtes, eine voll-
ständige Dokumentation der „Evolution" dieser gesellschafts-bezogenen 
Vorstellungen LYSSENKOS vorzulegen; der spätere Präsident der Landwirt-
schaftsakademie und Direktor des Insituts für Genetik der Akademie der 
Wissenschaften der UdSSR trat ja zunächst in den frühen dreißiger Jahren 
als Agronom mit Berichten über die erfolgreiche Anwendung von Kälte-
Behandlung des Getreides zur Frühjahrs-Aussaat von Wintergetreide 
(Jarowisation) an die lokale Öffentlichkeit. Unter dem starken Einfluß des 
Gesellschaftswissenschaftlers I. I. PRESENT kam es dann ab 1935 in zu-
nehmenden Maße zur Verknüpfung von biologischen Problemen mit pseu-
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do-philosophisehen und ideologischen Aussagen. Über den Entwicklungs-
weg von PRESENT, den ich für den „spiritus rector" des frühen LYSSEN-


Koisraus halte, kann man Näheres bei RAISSA L. BERG in ihrem Buch 
„Acquired traits" erfahren, wobei mir einige sachliche Unterschiede in der 
Darstellung der Geschehnisse im Vergleich mit der noch zu erwähnenden 
Monographie von JAROWSKY aufgefallen sind. R . BERG ist eine bekannte 
russische Genetikerin, die zeitweilig in Leningrad mit PRESENT zusam-
mengearbeitet hat. Die Verbindung von umstrittenen einzelwissenschaftli-
chen Positionen, von Mißinterpretationen wissenschaftlicher Experimente 
und, in Einzelfällen, bewußten Fälschungen mit gesellschaftspolitischen 
und ideologischen Dogmen eskalierte nach einer kriegsbedingten 
Unterbrechung 1948 zur Verdammung des „reaktionären WEISMANNIS-


mus-MoRGANismus" mit den bekannten, einschneidenden administrativen 
Maßmahmen. Eine instruktive Charakterisierung des Inhalts und auch des 
Stils dieser Auseinandersetzung vermittelt der 1950 erschienene Beitrag 
W . N. STOLETOWS „Die materialistische Lehre von der Entwicklung der 
lebenden Natur im Kampf gegen der reaktionären WEISMANNi smus-
MoRGANismus" (STOLETOW 1950). 


Wenn auch die Hauptaufgabe dieses Berichtes darin besteht, einen 
Überblick über die Beiträge der Akademie zur wissenschaftspolitischen 
Situation der genetischen Forschung in den fünfziger und sechziger Jahren 
zu vermitteln, möchte ich bei der Behandlung der geistes- und gesell-
schaftswissenschaftlichen Aspekte den Kreis der zu betrachtenden Auto-
ren etwas erweitern. Es scheint mir nicht uninteressant zu sein, in diesem 
Zusammenhang noch einmal kurz auch in Erinnerung zu rufen, wie neben 
den „östlichen" die „westlichen" Marxisten in diesen Jahren auf den 
LYSSENKOismus reagierten. Es kann sich dabei auch hier lediglich um die 
Diskussion einiger Beispiele handeln, auf keinen Fall um einen vollstän-
digen Überblick. 


Ein Standardwerk zu dem Problem 'LYSSENKO ' aus „westlicher" Sicht 
ist das Buch „The LYSSENKO Affair" von DAVID JORAWSKY, das 1970 bei 
Harvard University Press, Cambridge, Mass. erschien. Obwohl JORAWSKY 


noch keinen Zugang zu den Archiven aus der Zeit der Existenz der UdSSR 
hatte, enthält sein Buch eine Fülle von Einzelheiten, die ein komplexes 
Bild, angefangen von MITSCHURINS Aktivitäten als Obstzüchter über den 
fachlichen Inhalt des LYSSENKOismus bis zu den wissenschaftspolitischen 
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und administrativen Maßnahmen zur rigorosen Durchsetzung dieser fol-
genreichen und fatalen Pseudo-Lehre in der wissenschaftlichen, volks-
wirtschaftlichen und bildungspolitischen Praxis ergeben. Die bereits 
erwähnte Schrift von ZH. A. MEDWEDJEW und das eben zitierte Buch von 
JORAWSKY ergänzen sich nicht nur im Sinne der Interpretation der Ent-
wicklung der Genetik in der UdSSR sondern auch als wichtiges Quellen-
Material für die Vorgänge, die dieser Entwicklung zugrunde liegen. 


JORAWSKY geht in einem speziellen Kapitel {Academic Issues: 
Marxism) auf die Beziehungen der LYSSENKO-Diskussion zu philosophi-
schen Problemen und auf die Versuche ein, Probleme der Vererbung und 
Evolution philosophisch, in vielen Fällen pseudophilosophisch, zu inter-
pretieren. Er berührt dabei auch kurz verneinend die Frage, ob marxisti-
sche Theoretiker vor den dreißiger Jahren bereits die Annahme einer Ver-
erbung erworbener Eigenschaften als bestimmendes Element ihrer Welt-
anschauung betrachtet hätten (S. 231). Ein stärkeres Interesse marxisti-
scher russischer Philosophen an Problemen der Genetik konstatiert 
JORAWSKY im Zusammenhang mit den Arbeiten des Biologischen Insti-
tutes der „Kommunistischen Akademie"; so zitiert er Diskussionen der 
bekannten Experimental-Genetiker SEREBROWSKI, AGOL und LEVIT aus 
dem Jahr 1930 über den Widerspruch zwischen lamarckistischer Teleo-
logie und marxistischer Philosophie und dazu im Gegensatz deren Auf-
fassung von einer Übereinstimmung von mendelistischer Genetik und dia-
lektischem Materialismus. Es ist übrigens interessant, daß zu diesem Kreis 
in jener Zeit offensichtlich auch der philosophisch tätige I. I. PRESENT 


gehörte, der - wie bereits oben dargelegt - später zum Theoretiker LYS-
SENKOS wurde. Die Rolle und das Schicksal der „Kommunistischen Aka-
demie" im Zusammenhang mit den Vorgängen in Phyik und Biologie wird 
kurz von H. SHEEHAN in ihrem Buch „Marxism and the Philosopy of 
Science" erörtert (SHEEHAN 1 9 9 3 ) . 


JORAWSKY kommt in diesem Zusammenhang zu einer wichtigen Fest-
stellung; er sieht bereits in den Aktivitäten der marxistisch orientierten 
Biologen der „Kommunistischen Akademie" die Grundlage für die Her-
ausbildung einer „marxistischen Biologie", die sich drastisch von der 
„bourgeoiser" Gelehrter unterscheide. In diesen Zeiträumen wäre daher 
die Entstehung der „Theorie von den zwei Wissenschaften" (LECOURT 


1 9 7 6 ; D. PAUL 1 9 7 9 ) zu datieren. Diese grundsätzliche Position, die einen 
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unmittelbaren, prägenden Einfluß von Ideologie auf die Naturwissen-
schaften und die Interpretation ihrer Ergebnisse sowie deren weltanschau-
licher Konsequenzen am Beispiel biologischer Forschungen einschloß, 
stellte nach JORAWSKY auch eine „unbewußte Kooperation in der Richtung 
auf den LYSSENKOismus" dar (S. 237), Am Rande sei hier erwähnt, daß zu 
dieser Zeit im Biologischen Institut der Kommunistischen Akademie eine 
Gruppe um OLGA LEPESCHINSKAJA tätig war, die durch die „Theorie" der 
Entstehung von Zellen aus nicht-zellulär organisierter Materie Aufsehen 
und Berühmtheit im negativen Sinne auf sich zog (LEPESCHINSKAJA 1 9 5 2 ) , 


jedoch anfänglich noch vom Direktor des Instituts B. R. TOKIN kritisiert 
werden konnte. 


Im „Verlag für das Studium der Arbeiterbewegung GmbH-VSA" 
erschien 1976 in der Reihe „Positionen" die deutsche Übersetzung der 
Arbeit von DOMINIQUE LECOURT „Proletarische Wissenschaft? Der Fall 
LYSSENKO und der LYSSENKISMUS " mit einem Vorwort von Louis 
ALTHUSSER. 1 9 7 7 und 1 9 7 9 folgten zwei weitere interessante Abhandlun-
gen zu diesem Thema: FILLIPO BELLARDELLI ( 1 9 7 7 ) von der Universität 
Rom veröffentlichte in Scientia „ The LYSSENKO affair in the framework on 
the relations between Marxism and the natural sciences "; DIANA B. PAUL, 


die sich später ( 1 9 9 2 ) mit dem Lebensweg von TIMOFEEV-RESSOVSKI 


beschäftigte, verfaßte den in Marxist Perspectives veröffentlichten wichti-
gen Beitrag mit dem Titel „Marxism, Darwinism and the theoryofthe two 
sciences ". 


LECOURT stellt die Entwicklung des LYSSENKOismus in der UdSSR in 
den Jahren von 1927 bis 1948 in den allgemeinen Zusammenhang der 
wirtschaftlichen, besonders der landwirtschaftlichen Situation und behan-
delt dann die uns hier interessierende Frage in dem Abschnitt „Dialek-
tischer Materialismus, "Theorie der zwei Wissenschaften' und Staatsideo-
logie". LECOURT wird in seiner Konzeption von BELLARDELLI unterstützt, 
der ebenfalls daran interessiert ist, die LYSSENKO-Problematik nicht in 
erster Linie als fachlich-biologischen oder -züchterischen Diskussions-
gegenstand zu behandeln, sondern die philosophischen und wissenschafts-
politischen Konsequenzen zu erörtern. BELLARDELLI weist auch mit 
Nachdruck darauf hin, daß der Antagonismus zwischen „bourgeoiser und 
proletarischer Wissenschaft" bereits in den kulturpolitischen Debatten vor 
der Oktoberrevolution eine nicht unwesentliche Rolle spielte. Er bezog 
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sich dabei möglicherweise auf die Vorgänge um die etwa zu dieser Zeit in 
Rußland entstandene „Vereinigung der proletarischen Organisationen für 
kulturelle Aufklärung" (Proletkult) und den von A. A. BOGDANOW organi-
sierten Kongreß, der eine neue proletarische Kultur forderte, unter 
Einschluß einer proletarischen Wissenschaft (persönliche Mitteilung von 
H. HÖRZ unter Hinweis auf SHEEHAN 1985, S . 162FF.). Auf dieses speziel-
le Problem werde ich hier jedoch nicht weiter eingehen. 


Wie reagierten nun die Vertreter der Gesellschaftswissenschaften in der 
SBZ und später in der DDR auf diese Situation? Ich kann diese Frage nur 
auf der Grundlage meines zweifellos beschränkten Einblicks in die Situ-
ation auf diesem Wissenschaftsgebiet beantworten und bin mir auch der 
relativen Einseitigkeit der Sicht des Naturwissenschaftlers bewußt. Eine 
weitere Vorbemerkung ist für die Bewertung der inhaltlichen Aussagen 
und Stellungnahmen insbesondere der Gesellschaftswissenschaftler zur 
LYSSENKO-Problematik wichtig: Der Höhepunkt der Auseinandersetzung 
fiel zusammen mit dem Übergang der Nachkriegs-Entwicklung in den 
„kalten Krieg", mit der Konfrontation der zwei Machtblöcke und deren 
dominierenden Geisteshaltungen und Ideologien. Hier sei nur an die Rede 
des britischen Premierministers WINSTON CHURCHILL am 5 . März 1 9 4 6 in 
Fulton erinnert, mit der unter starken Ausfällen gegen den ehemaligen 
Kriegs-Verbündeten UdSSR die politische Konstellation eingeläutet wur-
de, die den Namen „Kalter Krieg" erhielt, obwohl auch einige „heiße 
Kriege" stattfanden (Korea, Vietnam, u. a.). Es war auch die Zeit der in 
Bewegung gekommenen RüstungsSpirale mit dem Wettlauf um Kern- und 
Raketenwaffen und der an- und abschwellenden Proteste gegen diese Ent-
wicklung, die mitunter echten Massencharakter trugen. Mindestens einige 
von uns haben diese Phase des im besten Sinne des Wortes politischen 
Engagements noch in lebhafter Erinnerung. 


Schließlich noch ein weiterer in der Bewertung zu berücksichtigender 
Aspekt. Trotz vieler bewußter und teils unbewußter, gefühlsmäßiger 
Vorbehalte angesichts des massiven „Personenkults" um STALIN, ange-
sichts der Widersprüche zwischen antifaschistisch-demokratischer Ord-
nung und Diktatur des Proletariats, zwischen innerparteilicher Demokratie 
und „Partei neuen Typus", zwischen „Objektivismus" und Parteilichkeit, 
war doch bei zahlreichen politisch engagierten Intellektuellen die Über-
zeugung verbreitet, daß die Losung „von der Sowjet-Union lernen, heißt 
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siegen lernen" und die extreme FÜRNBERG'sche Liedtext-Formulierung: 
„...die Partei, die Partei, die hat immer recht..." im übertragenen Sinne 
auch in der geistigen Auseinandersetzung über philosophie- bzw. ideolo-
gierelevante wissenschaftliche Probleme selbst in den Naturwis-
senschaften Gültigkeit haben sollte. Die Ausstrahlungs- und insbesondere 
Überzeugungskraft der nach unserem damaligen Verständnis sozialisti-
schen Ideen wurde in der gleichen Zeit - die im Grunde nach gesellschaft-
lichen Veränderungen förmlich schrie - radikal reduziert durch den dog-
matischen Charakter einer als Klassenkampf in der Ideologie apostro-
phierten diskurs-feindlichen Geisteshaltung sowie durch die Monopo-
lisierung und dadurch bedingte Einseitigkeit in der philosophischen Inter-
pretation naturwissenschaftlich umstrittener Phänomene. Diese Situation 
prägte auch die Reaktion eines Teils der Gesellschaftswissenschaften im 
Osten Deutschlands und dann in der DDR auf die Herausforderung durch 
die geistige Begegnung mit dem LYSSENKOismus, die in starkem Maße 
zunächst durch Veröffentlichung von Übersetzungen sowjetischer gesell-
schaftswissenschaftlicher Arbeiten, vorwiegend in der Zeitschrift „Sowjet-
wissenschaft", vermittelt wurde. 


Eine erste Diskussion zu biologischen, speziell genetischen Problemen 
und ihren philosophischen bzw. weltanschaulichen Konsequenzen, fand 
bereits in den Jahren 1947 bis 1949 in der „Einheit - Zeitschrift des wis-
senschaftlichen Sozialismus " statt. Sie begann also bereits vor der August-
Sitzung der sowjetischen Landwirtschaftsakademie und zunächst unab-
hängig von den in der UdSSR laufenden Diskussionen. Ausgangspunkt 
war ein Aufsatz vonU. SCHULTZE-FRENTZEL über „Deszendenztheorie und 
Marxismus" (SCHULTZE-FRENTZEL 1947a), in dem er in populärer Form 
einige Kemsätze der LAMARCKSchen und DARwiNschen Entwicklungsleh-
ren, der HAECKELschen Vorstellungen behandelte und eine kurze Kritik 
des Sozialdarwinismus gab. Als eines der wesentlichen Argumente gegen 
die HAECKELsche Auffassung von der Entwicklung führte er als schwer-
wiegend an, „...die Unmöglichkeit, die Vererbung erworbener Eigen-
schaften zu erweisen" (S. 445). Damit war ein zentrales Problem ange-
sprochen, das schon lange Zeit Diskussionsgegenstand der Linken war 
und auch noch länger bleiben sollte. MOCEK kommt übrigens in einer erst 
kürzlich veröffentlichten, interessanten Arbeit zur sogenannten „Biologie 
der Befreiung" zu der folgenden, sehr weitgehenden Feststellung: "Durch 
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die naturphilosophische Autorität von Engels wurde das Prinzip der Ver-
erbung erworbener Eigenschaften philosophisch als gültig erklärt und ge-
hörte fortan zum naturtheoretischen Grundbestandteil des Marxismus in 
dieser Zeit." (MOCEK 1995, S. 147). 


Der Artikel von SCHULTZE-FRENTZEL hatte nach Angaben der Redaktion 
ein starkes, auch kritisches Echo, auf das der gleiche Autor (SCHULTZE-


FRENTZEL 1947b) unter der Überschrift „Unsere Stellung zu HAECKEL" 


einging. Er betonte noch einmal ausdrücklich, daß bezüglich des Problems 
der Vererbung erworbener Eigenschaften die „heutige Biologie auf Grund 
eingehender Beobachtungen und Versuche andere Auffassungen vertreten 
muß als HAECKEL". Die für seine Argumentation angeführten experimen-
tellen Beweise bzw. Erfahrungstatsachen sind allerdings unglücklich aus-
gewählt. Bereits im zweiten Heft der „Einheit" von 1948 antwortete 
VIKTOR STERN mit einem kurzen Beitrag „Über die Vererbung erworbener 
Eigenschaften". STERN (1948) bringt zu diesem Zeitpunkt wohl als erster 
eine eindeutige politische Note in die in Deutschland geführte Diskussion, 
indem er dem „Dialektiker SCHULTZE-FRENTZEL" die Verwendung meta-
physischer Begriffe nachsagt, aufzeigt, wie „unhaltbar der Standpunkt des 
Genossen SCHULTZE-FRENTZEL ist", und den „bürgerlichen Biologen und 
Deutern biologischer Tatsachen" vorwirft, daß sie retten wollen, was vom 
reaktionären Standpunkt aus sehr wertvoll ist, nämlich die Vorstellung, die 
dazu benutzt wird, den Weg zu Gott oder zu einer Rassenmystik zu 
erleichtern." (S. 159). Ausführlich antwortet SCHULTZE-FRENTZEL im Fe-
bruar-Heft 1948 und zieht dabei die zu jener Zeit neuesten Ergebnisse 
internationaler, insbesondere zytogenetischer Untersuchungen für seine 
Argumentation heran. (SCHULTZE-FRENTZEL 1948) Er erwähnt zwar die in 
der UdSSR „unter der geistigen Führung von T, D. LYSSENKO gegen den 
Mendelismus" ablaufenden Diskussionen, meint jedoch, die Ereignisse im 
August des gleichen Jahres nicht ahnend, daß diese „Neue Genetik" „ihren 
Höhepunkt bereits überschritten habe" und „im Abflauen (ASHBY)" sei (S. 
168). Nach diesem Schlagabtausch zwischen SCHULTZE-FRENTZEL und 
STERN publiziert die „Einheit" dann ebenfalls 1948 zwei inhaltlich einge-
hendere Beiträge: R. GOTTSCHALK: Biologische Grundlagen der 
LYSSENKO -Di skuss ion (GOTTSCHALK 1948) und H, LEY : Zur philosophi-
schen Bedeutung der LYSSENKO -Debat te (LEY 1948). GOITSCHALK refe-
riert zunächst, ausgehend von LYSSENKOS Kritik, die Auffassungen der 
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Genetiker zur Mutationsproblematik, wobei er sich im wesentlichen auf 
die Zusammenfassung von TIMOFFEEV-RESSOVSKY und ZIMMER ( 1 9 4 7 ) 


stützt. Anschließend versucht er, allerdings nicht sehr Uberzeugend, mit 
Literatur-Belegen zu zeigen, daß einige Thesen LYSSENKOS durch 
Ergebnisse deutscher Biologen, die bisher entweder anders interpretiert 
oder aber nicht beachtet wurden, Bestätigung finden. 


Wichtiger in unserem Zusammenhang ist der im gleichen Heft erschie-
nene Aufsatz von HERMANN LEY (LEY 1948). LEY, dem wir in der Folge 
die Heranbildung einer ganzen Schule kritischer marxistischer Philoso-
phen verdanken (s. A. LAITKO 1996), schließt sich zu dieser Zeit noch, 
trotz erstaunlicher Einsicht in einzelwissenschaftliche Details, der von der 
Lyssenko-Gruppe vertretenen Kritik aus, wie er damals meinte, philoso-
phischen Gründen, an: „Die metaphysische Fixierung starrer und oben-
drein willkürlicher Grenzlinien ist gerade in der modernen Genetik als 
typischer Zug immer wieder festzustellen. Darin ist ihr idealistischer und 
(bestenfalls) mechanistischer Charakter begründet" (S. 1068). LEY hatte 
zweifellos eine Reihe von Schwachstellen in der Argumentation der Gene-
tiker bei der Diskussion der Beziehungen Phänotyp - Genotyp - Umwelt 
erkannt, ließ sich jedoch zunächst von den populistischen Behauptungen 
LYSSENKOS und seiner Anhänger blenden: „Die materialistische Dialektik 
hat sich mit LYSSENKOS Arbeiten ein neues Feld erobert" (LEY 1948; S. 
1077). 


Einen noch wesentlich entschiedeneren Ton schlägt 1949 U. NENNIN-


GER an, die unter der Überschrift „Theorie und Wirklichkeit" entsprechend 
dem Untertitel ihrer Arbeit „Lehren aus der LYSSENKO-Diskussion" ablei-
tet. Für die Autorin sollten sich die Wissenschaftler, die sich zum dialek-
tischen und historischen Materialismus bekennen, aus zwei Gründen auf 
den Boden der MrrscHURiNschen Biologie stellen: zum einen „wird für 
jeden Wissenschaftler die Stellung zur LYSSENKO-Diskussion und die 
Anwendung der MiTSCHURiN-LYSSENKOschen Theorie in seinem eigenen 
Fachgebiet zum Prüfstein für den Grad seines Bewußtseins von der 
führenden gesellschaftlichen Rolle der Sowjet-Union, von ihrem führen-
den fortschrittlichen Charakter." Zum anderen sei der dialektische Mate-
rialismus als Wissenschaft „...für uns als Marxisten-Leninisten die 
Grundlage aller exakten wissenschaftlichen Spezialforschung." Nach 
Ansicht der Autorin drückt sich in der Theorie MITSCHURINS und 
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LYSSENKOS eine „neue tiefere Erkenntnis der biologischen Gesetze aus"; 
NENNINGER kommt zu dem - in der „Einheit" ausgesprochenem - politisch 
bedeutungsvollen Schluß, daß durch die Mitarbeit an der Vertiefung und 
Erweiterung der MiTSCHURiN-LYSSENKOschen Biologie „wir ideologisch 
und materiell der Festigung unserer antifaschistisch-demokratischen Ord-
nung" dienen. Damit war ein wichtiges Signal zur Herausfiihrung der 
Genetik-Diskussion aus einer fachspezifischen Angelegenheit in einen 
wissenschaftspolitischen und darüberhinaus ideologischen und gesell-
schaftspolitischen Rahmen mit allen Konsequenzen gegeben. Ne-
benbei sei angemerkt, daß auch der Physiko-Chemiker ROBERT HAVEMANN 


in seinem ausfürlichem Essay „Dialektik der Natur", den er zum 
Erscheinen des gleichnamigen Werkes von FRIEDRICH ENGELS in deutscher 
Sprache veröffentlichte, scharf die „morganistischen Genetiker" attackier-
te, „von deren 'Theorien' ein direkter Weg zur faschistischen Rassentheo-
rie führt". Im gleichen Text führt HAVEMANN U. a. LYSSENKO mit seiner 
„Agrobiologie" als überzeugendes Beispiel dafür an, wie ENGELS 


„Dialektik der Natur" erheblich zur Entwicklung der Wissenschaft beige-
tragen habe (HAVEMANN 1952). Die Fairneß gebietet es, zu erwähnen, daß 
HAVEMANN seine Ansicht einige Jahre später wesentlich korrigiert hat 
(HAVEMANN 1964). Nebenbei sei hier erwähnt, daß die bereits sehr früh 
von HAVEMANN angedeutete Verstrickung von Genetikern in die wissen-
schaftlich verbrämte Unterstützung der nationalsozialistischen Rassen-
theorie dann später von MÜLLER-HILL ausführlich belegt wurde. (MÜLLER-


HILL 1984; s. a. BÖHME 1989). 
Ich möchte hier eine kurze Bemerkung einfügen,die zwar eher in den 


Bereich der Literaturgeschichte als zur Wissenschaftsgeschichte gehört, 
aber doch ziemlich deutlich zeigt, wie auch falsche wissenschaftliche Be-
hauptungen, populistisch verpackt, zu einer intellektuellen Verführung 
sonst sehr kritischer Geister werden können. Es handelt sich um BRECHTS 


Poem „ T S C H A G A N A K BERSUEW oder die Erziehung der Hirse" nach GEN-


NADI FISCHS „Der Mann, der das Unmögliche wahr gemacht hat". In 5 2 


Strophen wird berichtet, wie die Kolchos-Bauern in „Kaskstan" zunächst 
unabhängig von der Wissenschaft und diese belehrend, dann nach der 
pflanzenbauliche Bearbeitung der Hirse durch LYSSENKO und nach seinen 
Hinweisen den Anbau dieser Pflanze so verbesserten, daß unerwartet hohe 
Erträge erzielt wurden. FISCHS Text hatte einen ernsten Hintergrund, denn 
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Hirse war in den Kriegsjahren eines der Grundnahrungsmittel der Roten 
Armee. BRECHT gestaltete seine Fassung des Poems offensichtlich nach 
einem Kapitel der Reportage von FISCH „Die Volksakademie", die im 
Verlag für fremdsprachige Literatur in Moskau 1949 erschienen war. Das 
Gedicht wurde zuerst 1950 in der Zeitschrift „Sinn und Form" veröffent-
licht, von PAUL DESSAU vertont und im Oktober 1954 in Halle als Poem 
uraufgeführt (WERNER MITTENZWEI danke ich für den Hinweis auf den 
Kommentar in BRECHT 1953; Bd. XV, S . 449-452). Es ist offensichüich, 
daß sich BRECHT hier natürlich nicht für die LYSSENKOsche Theorie inter-
essierte, sondern für die Darstellung eines schöpferischen Vorgangs 
(MITTENZWEI). Ein weiteres Beispiel für das etwas leichtfertige „sich Ver-
lassen" auf eine für solide gehaltene Wissenschaft, auf das ich hier nur 
kurz hinweisen möchte,lieferte G. LUKÄCS. In seinen „Vorbemerkungen 
zur Geschichte des Irrationalismus" spricht LUKÄCS, der sich ja mehrfach 
mit Problemen des Sozialdarwinismus befaßte, von einer „MITSCHURIN-


LYSSENKOschen Weiterentwicklung des Darwinismus" (S. 82); diese Wei-
terentwicklung sei als „Aussprechen einer rein wissenschaftlichen Wahr-
heit ohne jede weltanschauliche Verallgemeinerung" in den Mittelpunkt 
der ideologischen Klassenkämpfe geraten. Es entbehrt schon nicht einer 
gewissen Tragik, wenn man dann im Zusammenhang mit seiner positiven 
Bewertung des dialektischen Materialismus - und speziell bezogen auf 
unser Thema -, den Satz liest: „Darum entfachen die Entdeckungen und 
Errungenschaften der Sowjetunion eine derart erbitterte Abwehr in der 
reaktionär bürgerlichen Wissenschaft und Philosophie (LYSSENKO-Debat-
ten)". (LUKÄCS 1988, S. 670; Original 1955). 


Obwohl, wie am Anfang dieses Beitrages zusammengestellt wurde, bis 
1959 bereits die wesentlichen biologischen Arbeiten zur experimentellen 
Widerlegung der LYSSENKOschen Vorstellungen und Dogmen von Mitar-
beitern der Akadmie der Wissenschaften veröffentlicht worden waren, 
nahmen die Philosophen offensichtlich noch keine ausführliche und öf-
fentliche Stellung zu diesen Fragen. R. MOCEK, auf dessen Ausarbeitung 
„Bemerkungen zur Geschichte des LYSSENKOismus in der DDR", in der er 
versuchte „den philosophischen Begleittext für den Niedergang des LYS-
SENKOismus" nachzuvollziehen, ich hier noch einmal verweise, kommt zu 
der nüchternen Feststellung: „Für den relativ kurzen Zeitraum von 1952 
bis 1959 sind mir keine philosophischen Stimmen, die den LYSSENKois-
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mus in irgendeiner Form problematisieren, bekannt geworden" (MOCEK 


1994, S. 6). Eine Ausnahme bildet hier die Zeitschrift „Sowjetwissen-
schaft - Naturwissenschaftliche Beiträge". Sie veröffentlicht 1958 eine 
Reihe aus dem Russischen übersetzter Arbeiten, die von einem Leitartikel 
zum 40. Jahrestag der Oktoberrevolution mit besonderer Hervorhebung 
der durch LYSSENKO vertieften „MrrscHURiNschen Genetik" eingeleitet 
werden. N. W. TURBIN nimmt zu „Philosophischen Fragen der Genetik" 
Stellung, wobei er sich jedoch darauf beschränkt, die Veränderungen zu 
beschreiben, die durch die Fortschritte der biochemischen Genetik zu 
neuen Inhalten des Genbegriffs führten (TURBIN 1958). Vom gleichen 
Autor veröffentlichte die „Sowjetwissenschaft" bereits 1957 die Arbeit 
„Die moderne Genkonzeption" (TURBIN 1957), Durch beide Publikationen 
bereitete sich offensichtlich der Autor selbst und vor allem die sowjetische 
Öffentlichkeit auf den inhaltlichen Wandel in den Biowissenschaften der 
UdSSR vor. Im gleichen Jahrgang der „ Sowjetwissenschaft" ist der 
bekannte Philosoph I, T, FROLOW mit zwei Beiträgen vertreten, wobei er 
bei der Diskussion über Probleme von „Determinismus und Teleologie" 
unter ausdrücklichem Bezug auf LYSSENKO noch zu folgender Aussage 
kommt: „So kann nur die MiTscHURiNsche Richtung in der Biologie den 
Ursprung und die Existenz der Zweckmäßigkeit in der organischen Natur 
wissenschaftlich begründet erklären" (FROLOW 1958, S. 932). Die Gesell-
schaftswissenschaftler der DDR enthielten sich jedoch in dem Zeitraum, 
den MOCEK benennt, jeder offiziellen Stellungnahme zu dieser Proble-
matik, (Für die Zeit nach 1963 siehe auch HÖRZ und WESSEL 1983 
S. 63-71). 


Die Situation änderte sich dann Anfang der sechziger Jahre, Unter der 
Leitung von R , ROCHHAUSEN hatte sich in Leipzig ein Arbeitskreis Philo-
sophie - Biologie gebildet, der sich zunehmend mit Fragen der Genetik 
befaßte und in dem auch Naturwissenschaftler mitwirkten. Themen, wie 
„Kausalität und Determinismus" oder „Struktur und Funktion in der 
modernen Genetik", führten Gesellschaftswissenschaftler und philoso-
phisch interessierte Biologen zusammen (s. a. LUDWIG und MOCEK 1963). 
In dem Seminar zu „Struktur und Funktion" sprach ROCHHAUSEN zum 
Thema „Einige philosophische Probleme der modernen Genetik" (ROCH-


HAUSEN und LUDWIG 1963). Nachdem die Autoren die elementaren Bau-
steine der klassischen Genetik, wie MENDELsche Regeln, Chrosomen-
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theorie der Vererbung, sowie MoRGANsche Gentheorie dargelegt und an-
schließend gewissermaßen gleichwertig die Hauptsätze der LYSSENKO-


schen Vorstellungen unterbreitet hatten, kamen sie zu folgender Schluß-
folgerung: „Wir sind der Meinung, daß sowohl von der Gentheorie der 
Vererbung als auch von der MrrscHURiNschen Genetik her eine Annähe-
rung erfolgen muß und auch wirklich erfolgt" (S. 182). Das Paradoxe der 
wissenschaftlichen Situation konnte kaum eindrucksvoller charakterisiert 
werden: während im Juni in Leipzig philosophisch über MrrscHURiNsche 
und MoRGANistische Genetik diskutiert wird, versammeln sich auf Einla-
dung des Instituts für Kulturpflanzenforschung der Deutschen Akademie 
der Wissenschaften und organisiert von H. STUBBE und H. BÖHME vom 
25. bis 29. August zu den 3. ERWIN BAUR-Gedächtnisvorlesungen in Ga-
tersleben einige der damals in West und Ost führenden Genetiker zu 
Diskussionen unter dem Thema „Struktur und Funktion des genetischen 
Materials". Um nur einige Namen zu nennen: es sprechen W. SZYBALSKI 


(Madison) zu DNA-Struktur Modifikationen, B. STRAUSS (Chicago) zur 
chemischen Mutagenese, G. IVANÖVICS und L . ALFÖLDI (Szeged) zur bak-
teriellen Mutagenese, M. DEMEREC (Cold Spring Harbor) zur Organisation 
des genetischen Materials, R. PAKULA (Warschau) zur bakteriellen Trans-
formation, G. STENT (Berkeley) zur Regulation der RnA-Synthese, J. 
BECKWITH (Boston) zur Regulation der Operon-Aktivität, und weiter u. a. 
D. BONNER (Berkeley), D. SCHWARTZ (Oak Ridge), S . BRESSLER (Lenin-
grad), A. SPIRIN (Moskau) sowie A. GIERER, H. ZACHAU, H. G . WITTMANN, 


P. STARLINGER, W, BEERMANN und F. KAUDEWITZ aus Westdeutschland 
neben Wissenschaftlern aus der CSSR, Polen und der DDR. Ich führe 
diese Auswahl von Namen hier vor allem an, um zu zeigen, wie die Aka-
demie und ihre wissenschaftlichen Repräsentanten zu jener Zeit bemüht 
waren, einen echten wechselseitigen wissenschaftlichen Informationsaus-
tausch zu organisieren und zu fördern. 


Das trifft auch für einen anderen wichtigen gesellschaftlichen Bereich 
zu, in dem der Einfluß der LYSSENKO-Ideologie seit etwa 1950 besonders 
stark war: die Volksbildung. In der Forschung tätige Mitarbeiter aus Aka-
demie-Instituten, insbesondere aus Gatersleben, aber auch aus einigen 
anderen wissenschaftlichen Einrichtungen beteiligten sich in der zweiten 
Hälfte der fünfziger und in den sechziger Jahren an entsprechenden Akti-
vitäten. Vor dem Hintergrund der eigenen experimentellen Erfahrungen 
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wurden zahlreiche Vorträge im Rahmen der Lehrer-Weiterbildung gehal-
ten und durch Veröffentlichung von Beiträgen in der Zeitschrift „Biologie 
in der Schule " an der Verbreitung und Interpretation von Ergebnissen der 
internationalen genetischen Forschung spezifisch für die Bedürfnisse der 
Pädagogen mitgearbeitet (s. z. B. die Zusammenstellung bei SIEMENS 


1994), In diesem Zusammenhang muß auch die Aktivität einiger 
Gesellschaftswissenschaftler hervorgehoben werden, wie R. LÖHTER, der 
ab 1962 zahlreiche Arbeiten zu dieser Thematik in „Biologie in der Schu-
le " publizierte und die Redaktion im damaligen Verlag „Volk und Wissen" 
beratend unterstützte. 


Die Aktivitäten der Akademie der Wissenschaften im Zusammenhang 
mit den inhaltlichen und wissenschaftspolitischen Problemen in den Bio-
wissenschaften erfolgten also in einigen Instituten und wurden von ein-
zelnen Akademie-Mitgliedern und -Mitarbeitern getragen. Öffentliche 
Stellungnahmen der wisssenschaftlichen Gremien der Akademie, wie Sek-
tionen, Klassen bzw. Plenum oder Präsidium wurden, soweit mir bekannt, 
nicht abgegeben. 


Lassen Sie mich bitte, diesen kurzen Bericht zusammenfassend, zu 
einem Resümee kommen: 


- Die von LYSSENKO und seinen Anhängern seit den dreißiger Jahren ent-
wickelten und seit 1948 in der UdSSR und anderen Ländern mit staat-
lichen Maßnahmen durchgesetzten irrigen Vorstellungen zu Grundfra-
gen der Biologie wurden experimentell widerlegt und zurückgewiesen, 
Arbeiten aus Einrichtungen der Akademie hatten dabei einen bestim-
menden Anteil. 


- Die LYSSENKOschen Irrlehren - fälschlicherweise als MiTSCHURiNsche 
Biologie bezeichnet - und ihre dogmatische Verbreitung besonders im 
Schulwesen, aber auch in der Forschung, richtete in der UdSSR und 
auch in anderen Ländern hohe personelle und materielle Schäden an. 
Das Zurückbleiben in der Forschung und in der Anwendung moderner 
biotechnischer Verfahren ist u, a. auf diese Situation zurückzuführen. 


- Die Bezeichnung „MitscHURiNsche Biologie" für die LYSSENKOsche 
Richtung ist irreführend. Die geistige Verwandtschaft der mit dem 
Namen LYSSENKO auch mitunter in der philosophischen und wissen-
schaftstheoretischen Literatur verbundenen Auffassungen besteht eher 
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zu Bestrebungen, einen „marxistisch" fundierten LAMARCKismus zu 
konstruieren, 


- Die grundsätzliche Ablehnung der von LYSSENKO und seinen Anhän-
gern vertretenen theoretischen Positionen und deren praktischer Ver-
wirklichung ist nicht mit einer widerspruchsfreien Akzeptanz aller aus 
der modernen Genetik abgeleiteten Vorstellungen z. B, zur Beantwor-
tung humangenetischer Fragen oder zur Lösung von Problemen der 
Evolutionstheorie gleichzusetzen. 
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Hermann Klenner 


Juristen an der Deutschen Akademie der Wissenschaften 
zu Berlin von 1946 bis 1969 


Ein Jurist gilt als Gründungsheros unserer Akademie und war ihr erster 
Präsident: Gottfried Wilhelm Leibniz (1646-1716),1 wie es ja auch ein Ju-
rist gewesen war, nämlich Francis Bacon (1561-1626), dessen Instauratio 
magna (1603-1620) als Generalaufruf zu Akademiegründungen in Europa 
bezeichnet werden kann und - zumindest in England - auch so verstanden 
wurde. 


Von den bedeutendsten deutschen Rechtswissenschaftlern des vorigen 
Jahrhunderts waren Friedrich Carl von Savigny (1779-1861), Rudolf von 
Jhering (1818-1892) und Theodor Mommsen (1817-1903) Mitglieder 
unserer Akademie,2 


Als am I.August 1946 die Preußische als Deutsche Akademie der Wis-
senschaften wiedereröffnet wurde, war, da Carl August Emge (1886— 
1970), Ordentliches Mitglied seit 1939, vor dieser Wiedereröffnung aus 
der Mitgliederliste rückwirkend zum 8. Mai 1945 gestrichen worden war, 
nur Heinrich Mitteis (1889-1952), Professor für deutsche Rechtsgeschich-
te an der Berliner Universität, Ordentliches Akademiemitglied, freilich 
erst seit drei Wochen.3 [Allerdings war der Österreicher Leopold Wenger 
(1874-1954), bereits seit 1926 Korrespondierendes Mitglied und hatte der 
neue Akademiepräsident Johannes Stroux (1886-1954), Ordentliches Mit-
glied seit 1937, als Altphilologe eine für die rechtswissenschaftliche 
Grundlagenforschung höchstwichtige Arbeit publiziert.4] Im September 
1946 wurde dann der Strafrechtsprofessor an Berlins Universität Eduard 
Kohlrausch (1874-1948) als Ordentliches Mitglied zugewählt, ohne indes, 
wohl aus Alters- und Gesundheitsgründen, sonderlich aktiv zu werden.5 


Hingegen hat Mitteis, dessen Hauptwerk: „Der Staat des hohen Mittel-
alters. Grundlinien einer vergleichenden Verfassungsgeschichte des Lehn-
zeitalters" in 1. Auflage 1940 (11. Auflage: Weimar 1983) erschienen war, 
bis zu seinem 1948 erfolgten Wechsel nach München, wo er ab 1950 als 
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Präsident der Bayerischen Akademie der Wissenschaften wirkte, an der 
Berliner Akademie eine aktive Rolle gespielt. In der Gesamtsitzung vom 
23. Januar 1947 hat er einen Vortrag „Die Rechtsgeschichte und das Pro-
blem der historischen Kontinuität" gehalten, und ein Jahr später in der 
Vortrags- und Schriftenreihe der Akademie eine Abhandlung „Über das 
Naturrecht" publiziert. Unter historischer Kontinuität verstand er das 
„Phänomen der Kulturkonstanz trotz des Wechsels des materiellen Sub-
strats, kurz die Wanderung geprägter Formen in ihrer Eigenständigkeit 
durch eine wechselnde geschichtliche Umwelt", behandelte demzufolge 
die Kontinuitäten von Rechtsentwicklungen ohne deren Diskontinuitäten, 
da ja wie die Natur so auch die Geschichte keine Sprünge mache, keine 
scharfen Zäsuren kenne und keine jähen Katastrophen.6 Das angesichts 
der Ereignisse von 1933 und 1945 für jeden aus der Wahrheit seiner fünf 
Sinne Denkenden Kontrafaktische solcher Gedankengänge klärt sich da-
durch ins Argumentable, daß Mitteis das Naturrecht für das eigentliche 
Recht und das Reglement von Willkürherrschaften für bloßes Scheinrecht 
hielt.7 Die „Werte" wurden somit zum Wesentlichen der Wirklichkeit er-
klärt und wertlose Wirklichkeit war eben unwirklich. Für einen Historiker 
eine so seltene wie seltsame Position. 


1949 wurden der Leipziger Zivilrechtler Hans Otto de Boor (1886— 
1956) und der Berliner Rechtsphilosoph Arthur Baumgarten (1884-1966) 
als Ordentliche Akademie-Mitglieder zugewählt. Anders als de Boor, der 
im Akademie-Leben keine wesentliche Rolle spielte,8 erwuchs in Baum-
garten ein Glücksfall für die Akademie. Von Mitteis mit der makabren Be-
gründung vorgeschlagen, daß der Akademie ein Rechtssoziologe gut täte, 
und bei einer Stimmenthaltung gewählt, hat er seine rechtsphilosophische 
Kompetenz eingebracht, die er nach Gustav Radbruchs Tod (23. Novem-
ber 1949) wie kein anderer Gelehrter in Deutschland hatte.9 Und eine poli-
tisch-moralische Kompetenz kam hinzu. Der Autor großartiger Werke 
(u. a.: Die Wissenschaft vom Recht und ihre Methode, Bd. 1-3, Tübingen 
1920/22; Erkenntnis - Wissenschaft - Philosophie, Tübingen 1927, 658 
S.; Rechtsphilosophie, München 1929; Der Weg des Menschen. Eine Phi-
losophie des Rechts und der Moral, Tübingen 1933, 600 S.; Grundzüge 
der juristischen Methodenlehre, Bern 1939, 192 S.; Die Geschichte der 
abendländischen Philosophie, Geneve 1945, 618 S.) gehörte nämlich zu 
den deutschen Ausnahme-Wissenschaftlern, die 1933 emigrierten, ohne 
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als Jude, Kommunist oder Sozialdemokrat gefährdet zu sein. Noch 1933 
hielt er als dezidierter Liberaler die materialistische Weltanschauung von 
Marx für nicht weniger unsinnig als die idealistische von Hegel; doch 
genau zehn Jahre später lautete ein markanter Satz in seiner Züricher Ge-
denkrede zum 60. Todestag von Karl Marx, dessen Lehre sei „heute noch 
lebendig, jugendfrisch, revolutionär wie an dem Tag, da sie zum ersten 
Mal der Welt verkündet wurde".10 Seine polizeilich überwachten 
Beziehungen zur Arbeiterbewegung in Basel haben ihn schließlich zum 
Mitbegründer der schweizerischen Partei der Arbeit werden lassen. 


Da er nach 1945 kein Rückberufungs-Angebot der Universität von 
Frankfurt am Main erhielt (von der aus er 1933 emigriert war), nahm er 
einen Ruf an die Universitäten von Leipzig und Berlin an. Als Mitglied der 
Akademie seit 1949 und von 1953-1954 auch Sekretär der Akademie-
Klasse für Gesellschaftswissenschaften publizierte er „Das Verhältnis der 
Dialektik zur Identitätslogik" (in: Miscellanea Academica Berolinensia, 
Bd. II/l, S. 1-4, Berlin 1950); „Die deutsche Wissenschaft in ihrem Ver-
hältnis zur Sowjetunion" (Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Ber-
lin. Vorträge und Schriften, Heft 47, Berlin 1952); „Die Idee der Strafe" 
(ebenda, Heft 48, Berlin 1952); „Ansprache zu Kants 150. Todestag" 
(ebenda, Heft 53, Berlin 1954); „Die Bedeutung des wissenschaftlichen 
Sozialismus für die Geschichte der Ethik" (Sitzungsberichte der Akade-
mie, Jg. 1960, Nr. 1). 


Nachdem 1950 der Schweizer Rechtshistoriker Hans Fehr, 1955 der 
Österreichische Völkerrechtler Heinrich Brandweiner und 1956 der Pol-
nische Rechtshistoriker Rafael Taubenschlag zu Korrespondierenden Aka-
demie-Mitgliedern zugewählt waren," ist 1961 auf Vorschlag von Arthur 
Baumgarten der Staats- und Rechtstheoretiker Karl Polak (1905-1963) 
zum Ordentlichen Mitglied der Akademie gewählt worden. PoJak hatte als 
Deutscher jüdischer Herkunft noch 1933 bei Erik Wolf in Freiburg mit sei-
nen „Studien zu einer existentialen Rechtslehre" promovieren können, 
bevor er über Dänemark nach der Sowjetunion emigrierte, wo er in Mos-
kau und - kriegsbedingt - Taschkent Forschungs- und Lehrtätigkeit aus-
übte. 1945 nach Deutschland zurückgekehrt, wirkte er als Leiter der Jus-
tizabteilung beim Parteivorstand der SED, als Professor an der Leipziger 
Juristenfakultät, seit 1949 als Mitglied der Volkskammer und seit 1960 als 
Mitglied des Staatsrates der DDR, Zu seinen Publikationen zählen u. a.: 
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Marxismus und Staatslehre, Berlin 1947; Zur Lage der Justiz im neuen 
Deutschland, Schwerin 1947; Das Verfassungsproblem in der geschichtli-
chen Entwicklung Deutschlands, Berlin 1948; Die Weimarer Verfassung, 
ihre Errungenschaften und Mängel, Berlin 1948; Zur Dialektik in der 
Staatslehre, Berlin 1959; Arthur Baumgarten, Berlin 1959; Gesellschaft-
liche Gesetzmäßigkeit und Völkerrechtswissenschaft (Sitzungsberichte 
der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin. Klasse für Philo-
sophie, Geschichte, Staats- und Wirtschaftswissenschaften, 1962, Nr. 2), 
Berlin 1962, Sein hauptsächliches Wissenschaftsanliegen bestand im Kon-
kreten darin, in Abgrenzung von der bürgerlichen Staatsideologie und 
-praxis die Erfordernisse einer sozialistischen Staatlichkeit und im Ab-
strakten, das Verhältnis von Staat und Gesellschaft auf den Begriff zu brin-
gen.12 


Dabei leugnete er allerdings - so bereits in seiner Auseinandersetzung 
mit der Rechtsgeschichtskonzeption von Akademie-Mitglied Heinrich 
Mitteis - jede Spezifik des Rechts, gipfelnd in seiner Behauptung, Recht 
könne immer nur Mittel, nie aber auch Maß von Macht sein.13 


1967, vier Jahre nach dem Tod Polaks, wurde der Leipziger Zivil- und 
Wirtschaftsrechtprofessor Heinz Such (1910-1976) zum Ordentlichen 
Akademie-Mitglied gewählt. Er hatte bereits 1947/48, damals auch in 
kritischer Analyse bestimmter Publikationen des späteren Akademie-Mit-
glieds Hans Otto de Boor, eine der materialistischen Geschichtsauffas-
sung gemäße Rechtskonzeption zu entwickeln unternommen.14 Später hat 
er, die Rechtskonzeption des Akademie-Mitgliedes Karl Polak als prae-
juristisch charakterisierend, das Wechsel Verhältnis von Produktivkräften, 
Produktionsverhältnissen und Rechtsformen als grundlegend für die Ent-
wicklung speziell des Wirtschaftsrechts betrachtet, was er dann in seinen 
Monographien, speziell in: Der Liefervertrag, Berlin 1967, konkretisier-
te.15 


Neben der Tätigkeit von Akademie-Mitgliedern juristischer Profession 
gab es in der Berichtszeit auch rechts wissenschaftlich relevante Institu-
tionen. Allerdings haben weder der seit 1952 gelegentlich tagende Juri-
stische Arbeitskreis noch dessen Nachfolger, die Sektion für Staats- und 
Rechtswissenschaften, ein nennenswertes Eigenleben zu entfalten ver-
mocht, von einer Außenwirkung ganz zu schweigen. Nicht anders erging 
es der Arbeitsstelle für Völkerrecht (Leiter: zunächst KM Heinrich Brand-
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weiner, sodann Prof. Dr. Joachim Peck) wie der Arbeitsstelle für Staats-
und Rechtsfragen der sozialistischen Länder (Leiter: OM Karl Polak). 


Nach Beratungen im Vorstand der Arbeitsgemeinschaft der Gesell-
schaftswissenschaftlichen Institute und Einrichtungen wurde dann durch 
deren Vorsitzenden OM Leo Stem mit Wirkung vom 22. März 1967 eine 
Arbeitsstelle für Rechtswissenschaft der Deutschen Akademie der Wis-
senschaften zu Berlin gebildet.16 Als „Leitthema für die Forschungsarbeit 
der Arbeitsstelle für die nächsten 5-8 Jahre wurde festgelegt: Methodolo-
gische Probleme der Rechtsbildung (Gesetzgebung) im Sozialismus. Ziel: 
Ausarbeitung einer marxistischen Gesetzgebungstheorie. Die Bewäl-
tigung dieses Themas enthält u. a. erkenntnistheoretische, logische, sozio-
logische, ideologie-historische, sprach- und progammierungstheoretische 
Komponenten. Sein Objekt- und Experimentierbereich liegt vornehmlich 
innerhalb der Wirtschaftsgesetz gebung. Das damit festgelegte For-
schungsprofil erfüllt insbesondere folgende Anforderungen: 


1) Es ist ein Integrationsfaktor innerhalb der Arbeitsgemeinschaft der 
gesellschaftswissenschaftlichen Institute und Einrichtungen: Seine Ein-
ordnung in das vorrangige perspektivische Forschungsthema der Arbeits-
gemeinschaft zu methodologischen Problemen der Gesellschaftswissen-
schaft liegt auf der Hand, seine Nähe zu den philosophischen, ökonomi-
schen, linguistischen und wissenschaftshistorischen Themen der Arbeits-
gemeinschaft ist leicht nachweisbar, es kann sogar einen bescheidenen 
Beitrag zur Einheit der gesellschaftswissenschaftlichen mit der naturwis-
senschaftlichen Forschung an der Akademie liefern. 


2) Eine für die Zukunft vorgesehene Erweiterung der Arbeitsstelle zu 
einem rechtswissenschaftlichen Institut durch die Aufnahme ausgewiese-
ner Vertreter der juristischen Spezialdisziplinen kann sich innerhalb der 
jetzigen Forschungsproblematik vollziehen und führt nicht zu einer Auf-
splitterung in divergierende Schwerpunkte. 


3) Es erfordert die Bearbeitung eines bisher (national, aber auch inter-
national) brachliegenden Grundlagenforschungsthemas, das von der er-
zielten Erkundungsforschung bis zur Einführung in die Praxis gesell-
schaftlicher Leitungsorgane reicht (also einerseits nicht 'Feuerwehr' for-
schung darstellt, andererseits nicht nur 'Theorie' für die 'Theoretiker'. 


4) Seine praktische Bedeutung ist außergewöhnlich groß (es gibt keine 
ausgearbeitete Gesetzgebungstheorie, die angewandten traditionellen 
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Methoden sind an der Grenze ihrer Leistungskraft); sie erfährt unter den 
Bedingungen des sozialistischen Gesellschaftssystems einen qualitativen 
und quantitativen Wachstumsprozeß. 


5) Es gestattet und bedingt sowohl die Fruchtbarmachung des progres-
siven rechtsphilosophischen Erbes (vor allem der Aufklärung) wie auch 
die fundierte Auseinandersetzung mit der gegenwärtigen bürgerlichen 
Rechtsideologie. 


Zur Aufgabenstellung dieser zunächst mit fünf Wissenschaftlern be-
setzten Arbeitsstelle gehörten 
,,a) erkenntnistheoretische Probleme (z, B. die Transformation einer Aus-


sagendecke in ein Normensystem); 
b) soziologische Probleme (z, B. Effektivitätsmessungen des geltenden 


Rechts); 
c) semantische, logische und programmierungstheoretische Probleme 


(z. B, Anforderungen an ein juristisches Symbolwörterbuch, Normen-
speicherung und Verarbeitungsprogramme); 


d) Planungsprobleme der Gesetzgebung (z. B. Anwendung moderner 
Ablaufplanungsmethoden stochastischer Prozesse auf die Gesetzge-
bung); 


e) Ideologiehistorische Probleme (z. B. Analyse des Gesetzgebungspro-
blems in der französischen und deutschen Aufklärung, Kritik am theo-
retischen Fundament der bürgerlichen Gesetzgebungsmethodik)". 


Die Berufung von Prof. Dr. Hermann Klenner (des Autors dieser Zeilen, 
der auch das obige Leitthema formulierte) zum Leiter der Arbeitsstelle für 
Rechtswissenschaft kann man aus heutiger Sicht nur als tollkühn bezeich-
nen. Er war nämlich keine zehn Jahre zuvor in einem von OM Karl Polak 
vorbereiteten und von Walter Ulbricht gehaltenen Referat auf der soge-
nannten Babelsberger Konferenz als Revisionist, Formaljurist, Kosmo-
politist, Verleumder der Sowjetunion und Sympathisant der ungarischen 
Konterrevolution verleumdet und danach gemaßregelt worden.17 Später 
hatte er als Mitautor der sogenannten Kulturerbethesen den Zorn von OM 
Karl Polak erregt, der erklärtermaßen keinerlei Kontinuität zwischen einer 
bürgerlichen und einer sozialistischen Rechtsordnung anzuerkennen bereit 
war.18 


Es kam, wie es-damals! - kommen mußte. Der Anlaß war bald gefun-
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den, diesmal in Gestalt einer zur Publikation eingereichten Lehrbuch-Kon-
zeption für eine „Rechtstheorie Sozialismus" vom August 1968, vorsich-
tig bis zur Selbstaufgabe formuliert. Sie findet sich im Nachlaß Walter Ul-
brichts. Ohne den Betroffenen zu hören oder gar mit ihm zu diskutieren, 
beschloß am 15. Oktober 1968 das Polit-Büro beim ZK der SED: „Die 
Arbeitsstelle für Rechtswissenschaft an der Akademie der Wissenschaften 
unter Leitung des Prof. Klenner ist aufzulösen."19 Auf der eine Woche spä-
ter stattfindenden Plenartagung des ZK der SED erklärte dann der Gene-
ralstaatsanwalt der DDR (bei zustimmenden Zwischenrufen von Walter 
Ulbricht und Margot Honecker) den Leiter der Akademie-Arbeitsstelle für 
Rechtswissenschaft zum „rückfälligen Revisionisten", „demokratischen 
Sozialisten", Freund des Prager Frühlings usw., usf.20 


Kein Vierteljahr danach erließ der Präsident der Deutschen Akademie 
der Wissenschaften zu Berlin am 30. Januar 1969 die Anweisung: ,Jm 
Zuge der Konzentration der gesellschaftswissenschaftlichen Forschungs-
kapazitäten der Deutschen Akademie der Wissenschaften auf vordringli-
che Aufgaben der Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems 
des Sozialismus wird folgendes angewiesen: I. Die Arbeitsstelle für 
Rechtswissenschaft der DAW wird mit Ablauf des Monats Januar 1969 als 
selbständige Akademieeinrichtung aufgelöst. II. Die Bearbeitung der bis-
herigen wissenschaftlichen Aufgaben der Arbeitsstelle für Rechtswissen-
schaften wird eingestellt."... 


Zwanzig Jahre vergingen. Am 12. Juli 1990 erklärte der Ehrenausschuß 
des Plenums der Akademie der Wissenschaften der DDR zur Rehabili-
tierung des inzwischen Ordentlichen Mitgliedes der Akademie der Wis-
senschaften zu Berlin Hermann Klenner: die Auflösung der Arbeitsstelle 
für Rechtswissenschaft habe der rechtswissenschaftlichen Forschung 
schweren Schaden zugefügt.22 


Im gleichen Jahr 1990 widmete dieser H.K. seine kleine Edition einer 
Kirchmann-Schrift (Freiburg 1990, S. IX) den Mitarbeitern (von den vie-
ren waren drei inzwischen Professoren geworden) der „weiland Arbeits-
stelle für Rechtswissenschaft der Deutschen Akademie der Wissenschaf-
ten zu Berlin". Der Titel dieser Publikation: Die Wertlosigkeit der Juris-
prudenz als Wissenschaft. 


Sagte Ma-ti: Man muß nicht verloren haben, um zu den Verlierern zu 
zählen. 







HERMANN KLENNER 
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Johannes Irmscher 


Die Entwicklung der klassischen Altertumswissenschaft 
in der Berliner Akademie in den fünfziger und sechziger 
Jahren 


In der Geschichte der Altertumswissenschaften wird das 19. Jahrhundert 
gelegentlich als deren deutsche Periode bezeichnet' - nach den vorange-
gangenen italienischen, französisch-belgischen und niederländisch-engli-
schen Perioden, In der Tat war dank Aufklärung und Klassik das antike 
Erbe zum bevorzugten Bildungsgut geworden, und diese gesellschaftliche 
Relevanz, die sich in der neuhumanistischen Bewegung verkörperte, sti-
mulierte entscheidend die griechisch-römische Altertumsforschung, die 
sowohl an der neugegründeten Berliner Universität als auch an der 
Akademie der Wissenschaften herausragende Pflegstätten fand2. Auf dem 
Felde der Epigraphik entwickelte die im Geiste Humboldts reorganisierte 
Akademie Prinzipien gelehrter Gemeinschaftsarbeit, die zu ihrer Zeit ge-
radezu revolutionären Charakter besaßen3. Die Erfahrungen, die bei der 
Erarbeitung des griechischen und später auch des lateinischen Inschrif-
tenwerkes gesammelt wurden, konnten mit Erfolg auf andere Unterneh-
mungen übertragen werden, die von Akademiemitgliedern ins Leben geru-
fen wurden. Sachliche und persönliche Umstände führten dazu, daß die 
Mehrzahl dieser altertumswissenschaftlichen Unternehmungen - freilich 
recht spät - sich am07.Juni 1921 auf Vorschlag des Philologen Ulrich von 
Wilamowitz-Moellendorff zur Kommission für griechisch-römische 
Altertumskunde zusammenschloß4. Die Kommission bestand aus akade-
mischen und außerakademischen Mitgliedern; sie verfügte überdies über 
hauptamtlich tätige wissenschaftliche Beamte für die beiden Inschriften-
werke sowie (allerdings nur bis 1933 besetzt5) für das Münzkorpus6 und 
zog unter unterschiedlichen juristischen Formen freie Mitarbeiter zur Ko-
operation heran. 


Der Zweite Weltkrieg hatte erhebliche Schäden in den Arbeitsräumen 
im Hause Unter den Linden 8 zur Folge. Andererseits waren dank der Um-
sicht des Akademiedirektos Helmuth Scheel die Arbeitsmaterialien zuver-
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lässig ausgelagert und größtenteils zurückgeführt worden, so daß die wis-
senschaftliche Tätigkeit dank des selbstlosen Einsatzes von Günther Klaf-
fenbach und Konrad Schubring, der nach schwerer Verwundung gegen 
Jahresende 1945 aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekert war7, wieder 
aufgenommen werden konnte. Gleichzeitig öffnete sich die Kommission 
angesichts der Aufgeschlossenheit ihres Vorsitzenden seit 1945, Johannes 
Stroux8, für neue Aufgaben, die sich aus den veränderten Zeitumständen 
ergaben. Sie betrieb mit Erfolg die Wiederaufnahme der ,3ibliotheca 
Teubneriana", der umfassendsten Sammlung antiker Texte, und bereitete 
das Erscheinen der zweisprachigen Reihe „Schriften und Quellen der alten 
Welt" vor. Eine von dem außerakademischen Mitglied (seit 13. November 
1953) Johannes Irmscher geleitete Arbeitsgruppe Publikationen betreute 
neben den genannten Textreihen die nach längerer Pause fortgesetzten 
Zeitschriften „Philologus" und „Klio" (als Organ für die Alte Geschichte 
und klassische Archäologie) und begründete als Dokumentationsorgan für 
die wegen der verwendeten Sprachen weithin unzugängliche Fachliteratur 
der sozialistischen Staaten Osteuropas die „Bibliotheca classica orienta-
lis". Übernommen wurde aus der Obhut der Sächsischen Akademie der 
Wissenschaften das Polybios-Lexikon; eine von Friedrich Zucker geleite-
te Arbeitsgruppe zur Edition griechischer und ägyptischer Papyri vor-
nehmlich aus Berliner Besitz wurde eingerichtet und die Bildung eines 
byzantinistischen Forschungskreises durch eine Fachtagung vorbereitet'. 
Alle solche Aktivitäten sprengten zunehmend den Rahmen einer akademi-
schen Kommission und drängten auf die Gründung eines eigenen Instituts 
nach dem Beispiel der Akademieinstitute für Orientforschung und für 
deutsche Sprache und Literatur. Die offizielle Instituts griindung erfolgte 
am 20. Oktober 195510. Die Kommission für griechisch-römische Alter-
tumskunde hatte dafür ein gutes Fundament gelegt, als Körperschaft ging 
sie im Wissenschaftlichen Rat des Instituts auf. 


Ehe jedoch von dieser Einrichtung gesprochen werden kann, ist es not-
wendig, die Aufmerksamkeit der am 20. Februar 1954 eingerichteten Sek-
tion für Altertumswissenschaft zuzuwenden. Für die verschiedenen Fach-
gebiete hatte die Akademie zu Beginn der fünfziger Jahre als neue Orga-
nisationseinheiten Sektionen ins Leben gerufen. Neben den Klassen, wel-
che die großen Zusammenhänge innerhalb der Geistes- und Gesellschafts-
wissenschaften beziehungsweise der Naturwissenschaften ins Auge zu 
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fassen hatten, und neben den Instituten, in denen die Spezialforschung 
verankert war, sollten die Sektionen fachübergreifend Vertreter der einzel-
nen Disziplinen zur Beratung zusammenführen. Dabei wurden bewußt 
und gewollt klassische Altertumswissenschaft und Altorientalistik zusam-
mengeschlossen, und zwar Mitglieder und Mitarbeiter der Akademie 
neben solchen aus den Universitäten, Bibliotheken und Museen sowie der 
pädagogischen Praxis. Den Vorsitz führte Johannes Stroux, nach seinem 
Ableben am 25. August 1954 der Ägyptologe Hermann Grabow; ihm zur 
Seite stand Johannes Irmscher, zunächst unter der Bezeichnung Referent, 
später unter der des stellvertretenden Vorsitzenden. Das Arbeitsprogramm 
der Sektion wurde folgendermaßen formuliert: 
1) Klärung grundsätzlicher Fachfragen auf dem Gebiete der Altertums-


wissenschaft durch gemeinsame Aussprache der Mitglieder der Sektion 
sowie durch Veranstaltung von Konferenzen und Fachtagungen, 


2} Beratung, Anleitung und Koordinierung der altertumswissenschaftli-
chen Forschungsarbeit im Gebiet der Deutschen Demokratischen Re-
publik, 


3) Sorge für den Wiederaufbau und die Wiedereinrichtung der altertums-
wissenschaftlichen Museen und Sammlungen, Förderung des Ausstel-
lungswesens auf dem Gebiete der Altertumswissenschaft, 


4) Vertretung der Belange der Altertumswissenschaft gegenüber den Or-
ganen des Schulwesens und der Erwachsenenbildung, Förderung des 
Vortragswesens auf dem Gebiete der Altertumswissenschaft, 


5) Förderung des altertumswissenschaftlichen Publikationswesens, und 
zwar hinsichtlich der der Forschung und Lehre dienenden Veröffent-
lichungen sowie solcher von allgemeinbildender Natur.12 


Es trifft zu, daß sich die übergeordneten Instanzen nicht bereit zeigten, 
Uber die Auctoritas hinaus den Sektionen auch Potestas zuzugestehen. 
Doch kann trotzdem nicht übersehen werden, daß Vorschläge, Gutachten 
und Anregungen der Sektion weitestgehend Beachtung fanden und allein 
schon das Gespräch ihrer Mitglieder sehr wesentlich zur interdisziplinären 
Integration der jeweiligen Fachgebiete beitrug. 


Die Gründung des Instituts für griechisch-römische Altertumskunde 
war, wie deutlich wurde, durch die gleichnamige Kommission vorbereitet 
und überdies durch die Aktivitäten der Sektion für Altertumswissenschaft 
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stimuliert worden. Trotzdem gab es nicht wenige Reserven und äußere 
Impedimente zu überwinden, ehe die Gründung zustande kam. Mit gedul-
diger Beharrlichkeit räumten der allzu früh verstorbene Vizepräsident 
Wolfgang Steinitz, auf mehreren Fachgebieten als Forscher tätig, auf an-
deren produktiv anregend13, Altkommunist und frei von jedem Dogmatis-
mus14, neben dem Berichterstatter die bestehenden Hindernisse aus dem 
Wege15. 


Die Gründung wurde durch ein Schreiben des Ministerpräsidenten Otto 
Grotewohl an den damaligen Präsidenten der Akademie, den medizini-
schen Physiker Walter Friedrich, am 20, Oktober 1955 unter ausdrückli-
cher Berufung auf die in der Akademie vorbereiteten Empfehlungen des 
Ministerrats vom 18. Mai 1955 zur weiteren Entwicklung und Verbesse-
rung der Arbeit der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin'6 


bestätigt. 
Das Institut baute nicht nur auf der Kommission für griechisch-römi-


sche Altertumskunde auf, sondern bezog auch das bisher selbständige 
Corpus medicorum Graecorum17 sowie die Kommission für spätantike Re-
ligionsgeschichte18 neben dem 1946 ins Leben gerufenen Institut für hel-
lenistisch-römische Philosophie19 ein und übernahm die Realisierung von 
Projekten, welche die Sektion für Altertumswissenschaft beschlossen hat-
te. Unter solchen Gegebenheiten war es notwendig, die wissenschaftliche 
Selbständigkeit und Eigenverantwortung der Arbeitsgruppen des Instituts 
zu unterstreichen - in der berechtigten Erwartung, daß der „Zusammen-
schluß einen lebhaften Kontakt mit sich bringt, von dem die Wissenschaft 
Gewinn haben wird"20. Die Arbeitsgruppen bildeten den Grundstock des 
Instituts, wobei die Institutionsordnung vorsah, daß Arbeitsgruppen nach 
Erfüllung ihrer Aufgaben aufgelöst, ruhende Arbeitsgruppen (scilicet der 
früheren Kommission) aktiviert und neue Arbeitsgruppen gebildet werden 
konnten21. Für die Festlegung der Perspektiven des Instituts wurde der 
Wissenschaftliche Rat geschaffen, in dessen Vorsitz das Präsidium der 
Akademie den Jenaer Philologen Friedrich Zucker berief22. Dem Wissen-
schaftlichen Rat gehörten nach dem Beispiel der Kommission für grie-
chisch-römische Altertumskunde akademische und außerakademische 
Mitglieder an, darunter als Bürger der damaligen Bundesrepublik die Aka-
demiemitglieder Matthias Geizer, Althistoriker in Frankfurt, Wolfgang 
Schadewaldt, klassischer Philologe in Tübingen, und Wilhelm Wißmann, 
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Sprachwissenschaftler in München; daß sie von ihrer Möglichkeit, das 
Institut mitzugestalten, in unterschiedlichem Maße Gebrauch machten, 
kann diesem schwerlich zum Vorwurf gemacht werden. Die Institutsord-
nung sah ferner vor, daß, „um eine enge Verbindung zur Praxis zu gewähr-
leisten", im Wissenschaftlichen Rat das Staatssekretariat für Hochschul-
wesen und das Ministerium für Volksbildung vertreten sein sollten23; 
bedauerlicherweise nahmen die beiden Staatsbehörden dieses Recht nicht 
wahr (andererseits waren Direktoren des Instituts in Beiräten der beiden 
Ministerien vertreten). 


Die Leitung des Instituts sollte kollektiv von drei Direktoren wahrge-
nommen werden, dem Latinisten Werner Hartke, dem Epigraphiker Gün-
ther Klaffenbach und dem Berichterstatter als Geschäftsführendem Direk-
tor. Diese Form der Leitung beabsichtigte die Akademie am Beispiel des 
Instituts zu erproben; da sie sich nicht bewährte, kehrte man 1964 zum all-
gemein praktizierten Prinzip der Einzelleitung zurück24. 


Der Stellenplan gestaltete sich günstig dank der reichen Mittel, mit de-
nen die Akademie ausgestattet war. Er betrug gegen Ende des Bestehens 
des Instituts um die fünfzig Personen. Ein besonderes Augenmerk galt der 
Entwicklung des Nachwuchses, in enger Znsammenarbeit mit der Hum-
boldt-Universität Berlin, aber auch mit anderen Hochschulen der DDR, 
Der Institutsdirektor führte regelmäßig Entwicklungsgespräche mit dem 
Endziel der Erwerbung des Grades des Dr. habil. durch. Von dem der Aka-
demie verliehenen Habilitations- und Promotionsrecht wurde dagegen aus 
wohlerwogenen Gründen nicht Gebrauch gemacht. Ein Reisestipendium, 
ähnlich dem des Deutschen Archäologischen Instituts, wurde auf Antrag 
des Instituts vom Präsidium der Akademie vorgesehen; die Zeitumstände 
verhinderten indes seine Realisierung. Dagegen initiierte das Institut 1958 
im Zusammenwirken mit der Bulgarischen Akademie der Wissenschaften 
am Kastell Iatrus des Donaulimes eine Lehrgrabung25, die auch anderen 
wissenschaftlichen Einrichtungen offen stand. 


Das Institut für griechisch-römische Altertumskunde war in die Wis-
senschafts- und Kulturpolitik der DDR eingeordnet; es wußte jedoch zu 
allen Zeiten, daß wissenschaftliche Arbeit keine Staatengrenzen kennt. Es 
setzte daher nachdrücklich auf internationale Kooperation, wie sie bereits 
die Vörgängereinrichtungen gepflegt hatten. Dabei galt ein spezielles Au-
genmerk den Verbindungen zu den realsozialistischen Staaten, und zwar 
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nicht nur opportunistisch aus politischen Gründen, sondern vornehmlich 
auch deshalb, weil hier in vielfältiger Weise wissenschaftliches Neuland 
zu erschließen war. Überdies wurden, wie die Jahrbücher der Akademie 
aufweisen, zu allen Zeiten zahlreichen Beziehungen zu Fachgelehrten in 
der Bundesrepublik und der westlichen Hemisphäre unterhalten; diese Be-
ziehungen wurden indes immer neu durch den Kalten Krieg behindert, den 
heutzutage Publizisten wider alle Realität nur sehr einseitig geführt sehen 
wollen. An der Eröffnung des Instituts nahmen offizielle Delegationen der 
Akademien der UdSSR, Polens, der Tschechoslowakei, Ungarns, Rumä-
niens, Bulgariens und Chinas teil26, während den westdeutschen Akade-
mien die offizielle Vertretung verwehrt war. Doch ungeachtet aller Behin-
derungen wurde die Eröffnungstagung zu einem Fest der internationalen 
Altertumsforschung, auf der alle westeuropäischen Länder durch namhaf-
te Persönlichkeiten repräsentiert waren, darunter der nachmalige Präsident 
der FIEC, Wolfgang Schmid aus Bonn27. Ähnliches hat für die Hundert-
jahrfeier des Corpus inscriptionum Latinarum vom 31. Oktober bis 02. 
November 196328 und für die Hundertfünfzigjahrfeier des griechischen In-
schriftenwerkes vom 27. bis 29. April 196529 zu gelten. Überdies empfing 
das Institut zu Vortrags- oder Studienaufenthalten in beträchtlicher Zahl 
Gelehrte aus Ost und West, darunter die Archäologen Ranuccio Bianchi 
Bandinelli in Rom und Erich Boehringer, seinerzeit Präsident des Deut-
schen Archäologischen Instituts, den Altrektor der Universität Cluj, Con-
stantin Daicoviciu, Franz Dölger, Inhaber des Pour le Mörite der Friedens-
klasse, Juliette Ernst, Generalsekretärin der FIEC, Herbert Hunger, Ehren-
präsident der AIEB, Claude Mondesert, Gründer und Leiter der Reihe 
„Sources chretiennes", und viele andere. 


Ich bin stolz auf eine Eintragung des Schweizer Philologen und Phi-
losophiehistorikers Willy Theiler in meinem persönlichen Gästebuch: 
„Dem Vermittler östlicher und westlicher Philologie." Mit dieser Eintra-
gung ist zugleich die profilbestimmende Forschungsentwicklung des In-
stituts für griechisch-römische Altertumskunde gekennzeichnet30. 
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Friedhilde Krause 


Das Handbuch der historischen Buchbestände in 
Deutschland* 


In Deutschland hat es bekanntlich nie eine Nationalbibliothek gegeben, da 
sich das Land durch die vielen einzelnen Fürstentümer dezentral ent-
wickelt hat. Anders sah es hingegen in den meisten europäischen und aus-
sereuropäischen Ländern aus. Im Gegensatz zu Deutschland wurden hier 
zentrale Sammlungen, wie etwa die traditionsreichen Bibliotheken in Lon-
don, Paris oder Washington, konsequent zu nationalen Archivbibliotheken 
ausgebaut, in denen die jeweilige Nationalliteratur präsent ist. Es gehört 
zu selbstverständlichen Aufgaben dieser Bibliotheken, ihre Lücken durch 
systematische Bestandsergänzungen zu schließen. 


Nach der Reichsgründung 1871 nahm die Königliche Bibliothek in 
Berlin, die heutige Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kulturbesitz, 
den stärksten Aufschwung; sie wuchs bis Anfang des 20. Jahrhunderts zur 
umfangreichsten Bibliothek in Deutschland an. Ihr Ziel, eine möglichst 
vollständige Sammlung deutscher Drucke aufzubauen, konnte sie jedoch 
nicht erreichen. Nach eigenen Angaben fehlten ihr 1912 mindestens „das 
letzte Drittel der Neuerscheinungen und ein leider sehr großer Teil der 
alten Literatur".1 Statt dessen war 1912 auf Anregung des Börsenvereins 
des deutschen Buchhandels die Deutsche Bücherei in Leipzig entstanden, 
die immerhin eine deutsche Archivbibliothek für die seit 1913 erschiene-
nen Druckwerke wurde. 1948 kam dann die Deutsche Bibliothek in Frank-
furt am Main als westdeutsches Pendant hinzu. 


Ausführlich widmete sich 1983 der Anglist und Kulturwissenschaftler 
Bernhard Fabian in seiner für das deutsche Bibliothekswesen epochalen 
Untersuchung „Buch, Bibliothek und geisteswissenschaftliche For-
schung" diesem Problemkreis. Nach Aufdeckung der Defizite an älterer 


* Vortrag, gehalten vor der Klasse Sozial- und Geisteswissenschaften der Leibniz-Sozietät 
am 17. Dezember 1998 
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Literatur in deutschen Bibliotheken stellte er fest: „Die physische Präsenz 
eines geordneten Bestandes an nationalem Schrifttum ist eine der kultu-
rellen Existenzvoraussetzungen der Nation. Sie bildet in dem gesamten 
durch das Wort geprägten Bereich den materiellen Rückhalt für die Wei-
tergabe dessen, was den geistigen Besitz einer Nation ausmacht."2 In die-
ser Studie, die er dank eines Akademie-Stipendiums der Volkswagen-Stif-
tung erarbeiten konnte, kam er zu einem Lösungsvorschlag, der dem ver-
fassungsmäßigen Föderalismus der BRD, der Struktur des deutschen Bi-
bliothekswesens und den Bedürfnissen der Wissenschaft entsprach: Es 
sollte keine neue, zentralistische Bibliothek geschaffen, sondern auf be-
reits Vorhandenem aufgebaut werden, das heißt, einige leistungsstarke Bi-
bliotheken sollten nach Zeitabschnitten die Literatur vom Beginn des 
Buchdrucks bis 1945 sammeln und mit ihren retrospektiven Bestands-
ergänzungen schließlich in die Lage versetzt werden, im Verbund die deut-
sche Nationalliteratur präsent zu halten. Das Thema erregte Aufsehen und 
fand in bibliothekarischen Fachkreisen zunächst mehr Ablehnung als Zu-
stimmung. Schließlich kam es 1989 zur Vereinbarung einer „Sammlung 
deutscher Drucke 1450 bis 1945". Fünf Direktoren großer Bibliotheken 
verständigten sich darauf, daß ein segmentiertes, nach Jahrhunderten auf-
geteiltes Nationalarchiv gedruckter Texte, gewissermaßen eine dezentrale 
Nationalbibliothek, in der BRD entstehen solle. Die Aufgaben wurden 
unter der Bayerischen Staatsbibliothek München (1450 bis 1600), der 
Herzog August Bibliothek Wolfenbüttel (1601 bis 1700), der Niedersäch-
sischen Universitätsbibliothek Göttingen (1701 bis 1800), der Stadt- und 
Universitätsbibliothek Frankfurt am Main (1801 bis 1870) und der 
Staatsbibliothek Preußischer Kulturbesitz in Westberlin (1871 bis 1945) 
aufgeteilt. 


Seit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten konzentriert sich die 
Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kulturbesitz auf die Periode 1871 
bis 1912 und überläßt die Zeit 1913 bis 1945 der Deutschen Bücherei in 
Leipzig, die seit Oktober 1990 zur Institution „Die Deutsche Bibliothek" 
Frankfurt/Main gehört. Der Auftrag lautet für jede der genannten Biblio-
theken, die nicht in ihrem Bestand aus der jeweiligen Periode vorhande-
nen Drucke im Original oder als technische Reproduktion zu erwerben. 
Die Volkswagen-Stiftung unterstützte für fünf Jahre, das heißt für eine 
Einführungsphase, die genannten fünf Bibliotheken mit jährlich je 1 Mil-
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lion DM für Personal- und Sachkosten; sie stellte damit insgesamt einen 
Betrag von 25 Millionen DM zur Verfügung, die größte Summe, die je-
mals en bloc für die Förderung geisteswissenschaftlicher Forschung 
bewilligt wurde. Das Projekt „Sammlung deutscher Drucke 1450 bis 
1912" lief am 1. Juni 1990 an.3 Inzwischen wird dieses Projekt durch die 
Unterhaltsträger der einzelnen Bibliotheken gefördert. 


In der erwähnten für die Volkswagen-Stiftung angefertigten Unter-
suchung stellte Bernhard Fabian 1983 die empfindlichen Lücken in der 
Kenntnis historischer Buchbestände und ihre ungenügende Erschließung 
in Deutschland fest. Da sich eine Neukatalogisierung der historischen Be-
stände auf nationaler Ebene so bald nicht realisieren laßt, vertrat Bernhard 
Fabian den Gedanken einer großflächigen Inventarisierung, die eine topo-
graphische Übersicht bieten sollte. In seiner Untersuchung umriß er dieses 
Projekt wie folgt: „Ich empfehle eine Übersicht in Form eines Handbuches 
der historischen Buchbestände in der Bundesrepublik Deutschland und in 
Westberlin. Der Zweck eines solchen Handbuches wäre ein dreifacher: 
(1) einen summarischen, doch hinreichend detaillierten Überblick über 


die nach dem Zweiten Weltkrieg in der Bundesrepublik und in West-
Berlin noch vorhandenen und neu gesammelten historischen Buchbe-
stände zu bieten; 


(2) Hinweise auf besonders wichtige und schützenswerte Sammlungen zu 
geben und damit eine Prioritätensetzung für künftig notwendige Kata-
logisierungs- und Konservierungsbemühungen zu ermöglichen und 


(3) eine Orientierungshilfe für die Literaturversorgung der geisteswissen-
schaftlichen Forschung zu gewähren, der keine zureichenden Kata-
loge zur Verfügung stehen und deren Arbeitsbedingungen sich zuneh-
mend durch eine aus konservativen Gründen restriktive Handhabung 
des Leihverkehrs verschlechtem. 


Das Handbuch müßte eine für bibliothekarische und wissenschaftliche 
Zwecke hinreichend präzise und detaillierte Beschreibung der historischen 
Buchbestände enthalten. Unter Beschreibung wäre eine summarische 
Charakteristik zu verstehen, die im Gegensatz zur Katalogisierung nur 
eine umrißhafte Bestandsaufnahme darstellt. Diese Beschreibung hätte 
unter generellen Kriterien zu erfolgen und sollte so angelegt sein, daß sie 
dem bibliothekarischen Benutzer ein Bild der lokal, regional und national 
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vorhandenen Ressourcen vermittelt und dem wissenschaftlichen Benutzer 
Anhaltspunkte für die Beurteilung eines Bestandes im Hinblick auf seine 
Verwendbarkeit für konkrete Forschungsprojekte bietet."4 


Die Volkswagen-Stiftung griff auch diesen Vorschlag von Bernhard 
Fabian auf und unterstützt das Projekt im Rahmen ihrer Schwerpunkt-
forderung „Beispiele kulturwissenschaftlicher Dokumentation". Seit 1984 
stellt sie dem Handbuch-Unternehmen großzügig beträchtliche Förder-
mittel für Personal- und Sachkosten zur Verfügung. Seit diesem Zeitpunkt 
ist an der Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster, der langjähri-
gen Wirkungsstätte Bernhard Fabians als Lehrstuhlinhaber für Englische 
Philologie5, eine Zentralredaktion für die Erarbeitung des Handbuch-Ma-
nuskriptes unter seiner Leitung tätig. 


Der Aufbau des Handbuches wurde von Anfang an in Regionalteilen 
vorgesehen, da eine solche Anlage der ausgeprägten Regionalstruktur des 
deutschen Bibliothekswesens entspricht. Die für die einzelnen Regionen 
verantwortlichen Redakteure bildeten mit Bernhard Fabian ein Herausge-
bergremium, in dem die Konzeption des Handbuches kontinuierlich wei-
terentwickelt wurde.6 


Nach der ursprünglichen Planung von 1984 war das Handbuch auf die 
damalige Bundesrepublik Deutschland und West-Berlin beschränkt. So-
bald das Projekt im Ausland bekannt wurde, setzte jedoch Kritik an dieser 
Konzeption ein, da man die historischen Bestände auch der DDR in 
irgendeiner Weise berücksichtigt wissen wollte. Bereits 1987 begannen 
Verhandlungen über ein komplementäres Werk für die DDR, das ebenfalls 
von der Volkswagen-Stiftung unterstützt werden sollte, und im Frühjahr 
1989 stand die Entscheidung Uber die Herausgabe eines „Handbuches der 
historischen Buchbestände in der DDR" fest. Nach meinem Ausscheiden 
aus dem Amt des Generaldirektors der Deutschen Staatsbibliothek über-
nahm ich 1989 die Redaktion dieses Handbuches, das zunächst im Rah-
men eines Forschungsvorhabens an der Deutschen Staatsbibliothek anlief. 
Durch die Vereinigung der beiden deutschen Staaten konnte nunmehr ein 
„Handbuch der historischen Buchbestände in Deutschland" erscheinen so-
wie auch zwei gemeinsame Bände „Berlin" mit der Beschreibung der hi-
storischen Buchbestände in beiden Teilen der Stadt. 


Das Handbuch, das ursprünglich auf 14 Regionalbände berechnet war, 
ist inzwischen auf 22 Regionalteile angewachsen, ohne die Bände des 
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Gesamtregisters. 13 Bände beschreiben die historischen Buchbestände in 
den alten Bundesländern und 9 die der neuen Bundesländer und Berlins. 
Ursprünglich waren für Berlin und die neuen Bundesländer nur vier Bände 
vorgesehen; ich ging von insgesamt 300 Einträgen aus, voraussichtlich 
werden es aber ca. 430 Einträge. 


Die Regionalteile sind in sich abgeschlossen und für sich nutzbar. Sie 
können einzeln bezogen werden. Das Handbuch umfaßt: 
Band 1 Schleswig-Holstein, Hamburg und Bremen 
Band 2, 1-2 Niedersachsen 
Band 3-4 Nordrhein-Westfalen 
Band 5-6 Hessen und Rheinland-Pfalz 
Band 7-9 Baden-Württemberg und Saarland 
Band 10-13 Bayern 
Band 14-15 Berlin 
Band 16 Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg 
Band 17-18 Sachsen 
Band 19-21 Thüringen 
Band 22 Sachsen Anhalt 
Ab Band 23 Gesamtregister 


Im Juni 1992, zur Leipziger Buchmesse, übergab der Olms Verlag 
Hildesheim als ersten Band den Band 5, „Hessen" A-L, der Öffentlichkeit. 
Das war ein großes Ereignis für die Wissenschaft und das Bibliotheks-
wesen! Eine freudige Bestätigung der Realisierbarkeit des Projektes für 
alle Optimisten, eine Überraschung für die Skeptiker! Die Ablehnung die-
ses Projektes kam besonders aus den Reihen der Bibliothekare, die zwar 
die Erarbeitung großer, langjähriger Katalogwerke kannten, nicht aber die 
Beschreibung von Bestandskomplexen, Inzwischen liegen 19 Bände ge-
druckt vor, und man spricht von einem Jahrhundertwerk. Die Bände 20 
und 21 (Thüringen) und 22 (Sachsen-Anhalt) werden bis November 1999 
erscheinen. Geht man davon aus, daß unter dem Aspekt des konservieren-
den Schutzes der älteren Bestände ihre Werke nicht mehr über den Leih-
verkehr an die Leser gelangen, sondern vielmehr die Leser zum Buch 
kommen müssen, so ist das Handbuch mit seinen zahlreichen Regional-
teilen tatsächlich ein „Reiseführer zu den deutschen Buchbeständen,"7 


Die Bibliothekslandschaft auf dem Territorium der neuen Bundesländer 
ist dadurch gekennzeichnet, daß wir es hier mit einer größeren Anzahl 
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besonders alter deutscher Universitätsgründungen zu tun haben und die 
historischen Buchbestände dieser Universitäten - trotz zum Teil erhebli-
cher Reduzierungen infolge Auslagerungen und Kriegszerstörungen -
auch durch Aufnahme aufgelöster historischer Sammlungen nach 1945 
einen sehr großen Umfang besitzen. Im Gegensatz zu den alten 
Bundesländern fehlen aber der Reichtum an alten Gymnasialbibliotheken 
und auch die Vielzahl geistlicher, vor allem katholischer Bibliotheken. 
Erstmalig wurden auf dem Territorium der neuen Bundesländer die histo-
rischen Buchbestände von weit mehr als 50 evangelischen Kirchenbiblio-
theken beschrieben.9 


Wie die Bestandsbeschreibungen aller Bände des Handbuches, so stel-
len auch die der neuen Bundesländer beachtliche Pionierleistungen dar; 
noch nie haben sich die Bibliotheken publizistisch mit ihrer Bestandsge-
schichte und ihrer näheren Bestandsbeschreibung befaßt. Auch mit den 
Topographien, dem Überblick über die Bestandsgeschichte der jeweiligen 
Region, mußte von den Autoren Neuland betreten werden, was viele 
zusätzliche Forschungen nötig machte und zu sehr interessanten kulturhi-
storischen Feststellungen geführt hat. Das Handbuch insgesamt stellt mit 
seinen vielen Bänden eine umfassende Gemeinschaftsarbeit von zahlrei-
chen Bibliothekaren dar. Über 1000 Autoren haben Texte geliefert, die re-
digiert werden mußten. 


Das Handbuch wird computermäßig in der Zentralredaktion in Münster 
hergestellt, auch die Regionalbände für die neuen Bundesländer. In Mün-
ster erfolgt die gesamte mühevolle Erarbeitung der Register und die Zu-
sammenstellung der Gesamtregister. Der Verlag trägt Sorge für den Druck 
im Lichtsatz und für den Einband. Von den Verlagen, die sich um das 
Handbuch-Projekt beworben haben, erhielt der Georg Olms Verlag in Hil-
desheim den Zuschlag. Er hatte sich erst 1987 und 1988 ausgezeichnet 
durch die vorbildliche Veröffentlichung der ebenfalls im Lichtsatz herge-
stellten 7-bändigen Bibliographie „A Catalogue of English Books printed 
before 1801, heldby the University Library at Göttingen", herausgegeben 
von Bernhard Fabian,10 


Dem Olms Verlag ist zu danken, daß mit den vorliegenden Bänden des 
Handbuches ein hoher Stand der Buchgestaltung erreicht wurde. Sie sind 
auf starkem säurefreiem Papier gedruckt und haben einen festen dunkel-
blauen Leineneinband mit rotem Schild als Rückentitel, So dokumentie-
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ren die Bände Klarheit und Solidität eines für häufige Benutzung gedach-
ten Nachschlagewerkes. 


Zum Schluß sol) noch darauf hingewiesen werden, daß gleichzeitig mit 
dem „Handbuch der historischen Buchbestände in Deutschland" zwei wei-
tere Großprojekte, betreut von Bernhard Fabian und finanziell gefördert 
von der Volkswagen-Stiftung, im Einklang mit dem Olms Verlag, in An-
griff genommen wurden. Es handelt sich um das „Handbuch der histori-
schen Buchbestände in Österreich", das mit 4 Bänden in den Jahren 1994 
bis 1997 erschienen ist. Das andere Projekt ist das „Handbuch deutscher 
historischer Buchbestände in Europa", das ca. 10 Bände umfassen wird. 
Erschienen sind hier bereits: 
Band 2: Tschechische Republik. Schloßbibliotheken unter der 


Verwaltung des Nationalmuseums in Prag; 
Band 3: Tschechische Republik. Bibliotheken in Böhmen und Mähren; 
Band 5: Ungarn. 


Es werden ausgewählte Bibliotheken mit ihren historischen deutsch-
sprachigen Beständen Prags, Englands, Dänemarks, Schwedens, Finn-
lands, Estlands, Lettlands, Litauens, Polens, Rußlands, Italiens, der Slo-
wakei, Sloweniens und Bulgariens beschrieben. Auch bei diesen bei Olms 
erscheinenden Teilen des Handbuches ist schon der Abschluß in Sicht. 
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Miszelle 


Reimar Müller 


Zum 150. Geburtstag von Hermann Diels* 


Hermann Diels, dessen 150. Geburtstag am 18. Mai dieses Jahres gefeiert 
wird, war einer der großen Gelehrten der Preußischen Akademie und der 
Berliner Universität in der zweiten Hälfte des 19. und zu Anfang des 20. 
Jahrhunderts. In der Anregung und Ausführung altertumswissenschaftli-
cher Unternehmungen, mit seinen Leistungen in der Erforschung der anti-
ken Philosophie und Wissenschaft und mit seinem Beitrag zu Fortschritten 
in der Organisation der deutschen und der internationalen Wissenschaft 
gehörte er zu den prägenden Persönlichkeiten der Berliner Akademie in 
der Zeit ihrer wohl größten Blüte. Diels ist eine der seltenen Erscheinun-
gen, die eine Brücke zwischen den Geisteswissenschaften einerseits und 
den Naturwissenschaften, der Medizin und der Technik andererseits zu 
schlagen vermochten. Als einer der besten Kenner der frühen griechischen 
Naturphilosophie, der Geschichte der antiken Medizin und der antiken 
Technik hat er auf den genannten Gebieten Leistungen erbracht, die in den 
Fundus der internationalen Wissenschaft eingegangen sind. An erster Stel-
le steht „d e r Diels", die bis zum heutigen Tage nicht überbotene Samm-
lung der uns erhaltenen Texte und Zeugnisse der frühgriechischen Philo-
sophie: der „Fragmente der Vorsokratiker". Eine seit Jahrzehnten immer 
weiter ausgreifende, von keinem Einzelnen mehr überschaubare For-
schung zu den antiken Ursprüngen der europäischen Philosophie und Wis-
senschaft stützt sich in den wesentlichen Teilen auf die Textgestalt, die 
Diels mit seiner Edition hergestellt, großenteils übersetzt und damit auch 
interpretiert hat. Die medizingeschichtliche Forschung verfügt mit dem 
von Diels 1907 begründeten Corpus Medicorum Graecorum, das noch 
jetzt in der Berliner Akademie weiter bearbeitet wird, über ein nicht min-


* Kurzmitteilung, vorgetragen vor der Klasse Sozial- und Geisteswissenschaften der Leib-
niz-Sozietät am 17. September 1998 
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der bedeutsames editorisches Fundament, auch wenn ihr auf internationa-
ler Ebene andere Sammlungen an die Seite getreten sind. Schließlich hat 
Diels mit seinem Werk „Antike Technik" (1914) einen Beitrag von blei-
bender Bedeutung für eine in der Gegenwart noch stärker ins Blickfeld 
rückenden Forschungsrichtung geleistet. 


Wir wollen versuchen, wenigstens anzudeuten, auf welchen Grundla-
gen so herausragende Leistungen entstehen konnten. Die Einheit von edi-
torischer und forschender Tätigkeit, die Diels vorbildlich verkörpert, war 
ein prägender Zug in der geisteswissenschaftlichen Arbeit der Berliner 
Akademie im 19. Jahrhundert. Diels gehört im Bereich der Altertumswis-
senschaften zu jenen Gelehrtern, die wie Boeckh, Mommsen, Wilamowitz 
und Harnack eine große Tradition begründeten, die die Akademie auch im 
20. Jahrhundert unter nicht immer einfachen Umständen fortgeführt hat. 
Über die Entwicklung in den fünfziger und sechziger Jahren hat Herr 
Irmscher kürzlich im Rahmen des Sonnabend-Kolloquiums der Leibniz-
Sozietät zur Geschichte der Berliner Akademie ausführlich berichtet. Das 
Prinzip des Corpus wurde neuerdings von verschiedener Seite als nicht 
mehr zeitgemäß in Frage gestellt. In Diskussionen, die von der internatio-
nalen Fachwelt dazu geführt wurden, konnte sich jedoch diese Form der 
umfassenden Sammlung von Quellen, Artefakten, Texten eines bestimm-
ten Typs und inhaltlichen Bereiches, die das Material in gültiger editori-
scher Aufbereitung für die Forschung bereitstellt, in vollem Maße behaup-
ten. 


Auch in der Zeit der beginnenden Großforschung, für die die Gemein-
schaftsleistung unabdingbar wurde, kam der Persönlichkeit des Einzelnen 
eine herausragende Rolle zu. In Diels' Lebenswerk wird eine Konsequenz 
im Verfolgen weitreichender und komplexer Zielstellungen sichtbar, die in 
dieser Qualität selten anzutreffen ist. Als junger Gelehrter hatte er mit der 
Edition der „Doxographi Graeci" ein Kompendium der Lehrmeinungen 
der griechischen Natuiphilosophen geschaffen, das sich auf die Aufhel-
lung komplizierter Traditionsverhältnisse gründete. Handelte es sich hier 
noch um eine reine Einzelleistung, so beruhte das Werk, das unter der Lei-
tung von Diels im Auftrag der Berliner Akademie von 1877 bis 1899 erar-
beitet wurde, bereits auf der Zusammenführung und Bündelung vieler, 
auch internationaler Kräfte. Das Corpus der „Commentaria in Aristotelem 
Graeca" (zusammen mit den Supplementen 26 Bände) erschloß wiederum 
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einen wesentlichen Zugang zu unserer Kenntnis der frühgriechischen Phi-
losophie. Diels selbst hat mit der Edition des Simplikios-Kommentars zur 
Aristotelischen „Physik" einen der wichtigsten dieser Texte aufbereitet. 
Seit dieser Zeit verband sich das Leben des ehemaligen Gymnasiallehrers 
mit der Berliner Akademie, deren Mitglied er 1881 wurde (1886 dann 
auch Professor an der Universität). In enger Gemeinschaft mit den ande-
ren Gründergestalten einer epochemachenden Altertumswissenschaft hat 
Diels als Wissenschaftsorganisator über die Grenzen seines engeren Fach-
gebiets hinaus gewirkt: von 1895 bis 1920 als Sekretär der Philosophisch-
historischen Klasse, zu Beginn des neuen Jahrhunderts durch seinen Ein-
satz für das Kartell der deutschsprachigen Akademien und als Vertreter der 
Preußischen Akademien in der Internationalen Assoziation der Akade-
mien, deren Erbe später die Union Acad&nique Internationale antrat. 


Eine ausführliche Würdigung des Forschers Diels und seiner bleiben-
den Leistungen kann hier nicht versucht werden. Von einigen Merkmalen 
seiner Wissenschaftlerpersönlichkeit soll abschließend gesprochen wer-
den. Diels war Vertreter einer Forschungsrichtung, die philologische und 
historische Sichtweisen zu verbinden wußte. Übergreifende, bis in die 
Gegenwart reichende Zusammenhänge werden an nicht wenigen Stellen 
deutlich. Ein Bekenntnis zu aufklärerischen Positionen findet sich in 
einer Festrede von 1908 über alte und neue Kämpfe um die Freiheit der 
Wissenschaft, wo die Auseinandersetzungen um die Aufklärung des 5. 
Jahrhunderts v. Chr.in Athen mit den Kämpfen um das astronomische 
Weltbild im 16. und 17. Jh. und dem Streit um die Evolutionslehre in der 
Gegenwart verglichen werden. DieJs' Verständnis für die antike Wis-
senschaft und Technik beruhte auf einem inneren Bezug zu diesen The-
men, der in seiner Biographie begründet ist, Diels hat als Schüler mit 
Vorliebe chemische Experimente durchgeführt und längere Zeit gezögert, 
ob er sich für eine natur- oder eine geisteswissenschaftliche Laufbahn 
entscheiden sollte. Eine handfeste Verbindung zur Praxis bekundet sich 
auch in einer Buchbinderlehre, die er parallel zum Gymnasialunterricht 
auf Wunsch seines wirtschaftlich nicht besonders gut gestellten Vaters 
absolviert hat. 


Der am Ende des Jahrhunderts einflußreichen geistesgeschichtlichen 
Richtung von W. Dilthey stand Diels eher fern (wiewohl er Dilthey auf 
Grund einer persönlichen Beziehung die „Vorsokratiker" widmete). Dage-
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gen stand er in einem engen Verhältnis zu der damals zukunftweisenden 
religionsgeschichtlichen und volkskundlichen Forschungsrichtung seines 
Lehrers Hermann Usener, zu der er auch eigene Beiträge geliefert hat. 
Schließlich arbeitete er eng mit Eduard Zeller zusammen, dem großen 
Philosophiehistoriker des süddeutschen Hegelianismus aus der Schule von 
David Friedrich Strauss, dessen monumentale Geschichte der antiken Phi-
losophie bis zum heutigen Tag ein unersetztes Standardwerk blieb. 


Diels hat bedeutende Einzeluntersuchungen vor allem den vorsokrati-
schen Philosophen Parmenides, Heraklit und Demokrit gewidmet. Eine 
starke wissenschaftliche Wirkung hatte die begriffsgeschichtliche Unter-
suchung „Elementum" (1899). Wichtige Aufsätze verfaßte er zu Aristote-
les und seiner Schule. Seine besondere Hochschätzung galt einem Philo-
sophen wie dem Aristoles-Schüler Straton auf Grund seiner eigenen 
engen Verbindung zur Entwicklung der modernen Naturwissenschaft. In 
einem Aufsatz „Über das physikalische System des Straton" heißt es ab-
schließend: „Aber von hier aus hat doch die moderne Naturwissenschaft 
unbewußt wieder an die Gedanken des Straton angeknüpft. Wenn sie sich 
daher jetzt der exacten Methode und ihrer Erfolge freut, wird sie des alten 
Physikos dankbar gedenken müssen, der von den Alten in Theorie und 
Praxis am entschiedensten auf dem Standpunkte der exacten Wissenschaft 
gestanden hat". Sympathie für wissenschaftlich-aufklärerische Positionen 
bekundete Diels in seinen Vorlesungen, wie W. Jaeger berichtet: „Wie 
konnte er Anaxagoras, den nüchtern-strengen Forscher mit Wärme uns 
nahebringen, wie konnte er, der Freund Diderots und Voltaires, den Phan-
tasieüberschwang des 'Scharlatans' Empedokles hassen. Nicht bei Plato, 
sondern bei Aristoteles und Leibniz war sein Herz, ja wie Feuer der Lei-
denschaft konnte es in seinem Gesicht aufzucken, wenn er, in fast feier-
lich strenger Haltung den Anfang des Lukrezverses markierte: 'tantum 
religio potuit suadere malorum*". Diels' besondere Nähe zu Lukrez fand 
ein bleibendes Zeugnis in der Versübertragung des Werkes „De rerum 
natura", deren zweiter Band mit einem Vorwort von Albert Einstein pos-
tum im Jahre 1923 in zweiter Auflage erschien. Diese meisterhafte Über-
setzung gewann einen geradezu klassischen Rang. Gelegentlich hat sich 
Diels auch mit allgemeinverständlichen Publikationen an eine größere 
Öffentlichkeit gewendet. 1921 erschien eine Schrift „Der antike Pes-
simismus". Ein Vortrag von 1923 über „Anaximandros von Milet" galt der 
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bis in die Gegenwart reichenden Wirkungsgeschichte der Milesischen 
Naturphilosophie. 


Die Persönlichkeiten von Diels, Usener und Zeller treten uns heute in 
plastischer Gestalt in einer umfänglichen Briefedition gegenüber, auf die 
wir abschließend hinweisen möchten. Sie wurde von dem Wissenschafts-
historiker Dietrich Ehlers, damaliger Mitarbeiter des Institus für Theorie, 
Geschichte und Organisation der Wissenschaft, aus den Beständen des 
Akademie-Archivs erarbeitet (abgeschlossen im Februar 1989, erschienen 
1992 im Akademie-Verlag). Für die Würdigung der drei Gelehrten und die 
Geschichte der Akademie, aber auch generell für die Sozialgeschichte des 
deutschen Gelehrten, bietet sie eine Fülle von Material. Als Zeugnis für 
die verstärkte Hinwendung zu editorischen Aufgaben in den 80er Jahren 
im Bereich der Wissenschaftsgeschichte, bedeutete sie auch den Beginn 
einer interdisziplinären Zusammenarbeit, die später in weiteren Briefaus-
gaben (vor allem dem Briefwechsel Diels-Wilamowitz) fruchtbar wurde. 
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Miszelle 


Johannes Irmscher 


Ulrich von Wilamowitz-Moellendorff 
zur 150. Wiederkehr seines Geburtstages 


In der September-Sitzung dieses Jahres würdigte unser Mitglied Reimar 
Müller ausführlich und gedankenreich den Philologen Hermann Diels, 
dessen Geburtstag sich in diesem Jahre zum 150. Male jährte. Von Her-
mann Diels zu Ulrich von Wilamowitz-Moellendorff, dem heute unsere 
Aufmerksamkeit gilt, ist von dem Letztgenannten selbst die Brücke ge-
schlagen worden. In der Widmung seines Platon-Buches an Hermann 
Diels konstatierte Wilamowitz: „Im selben Jahr sind wir geboren, vor 
fünfzig Jahren zusammen in das Bonner Seminar aufgenommen, 1870 im 
selben Jahre promoviert, haben die in Bonn geschlossene Verbindung ge-
pflegt bis wir vor 21 Jahren in Berlin gemeinsam die philologische Abtei-
lung des Institutes für Altertumskunde begründeten, das nun in prächtigen 
Räumen vereinigt alle Zweige unserer Wissenschaft in vorbildlicher Weise 
umfaßt."1 


Damit sind bereits wesentliche Punkte der Biographie von Wilamowitz 
vorgetragen. 


Geboren am 22. Dezember 1848 in Markowitz in der damaligen preus-
sischen Provinz Posen, habilitierte er sich 1874 in Berlin für Klassische 
Philologie und wurde 1876 Professor in Greifswald, 1883 in Göttingen 
und 1897 in Berlin.2 Bereits als Göttinger Professor wurde er 1891 auf An-
trag der Philologen Johannes Vahlen und Hermann Diels sowie des Archä-
ologen Ulrich Kölfler aufgrund seiner ausgebreiteten und auf allen Punk-
ten gleich gerüsteten Tätigkeit zum Korrespondenten der Berliner Aka-
demie gewählt; mit seiner Berufung in die deutsche Hauptstadt wurde die 
Mitgliedschaft in eine ordentliche umgewandelt mit dem ausdrücklichen 
Hinweis, daß die Würdigkeit des Herrn von Wilamowitz unter den ordent-


* Kurzmitteilung, vorgetragen vor der Klasse Sozial- und Geisteswissenschaften der Leib-
niz-Sozietät am 17. September 1998 
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liehen Mitgliedern der Philosophisch-Historischen Klasse niemand werde 
bezweifeln oder bestreiten wollen.3 


Willamowitz bekannte sich Zeit seines Lebens zu einem Preußentum4, das 
mit Wilhelminischer Kraftmeierei nichts gemein hatte.5 Aber er leitete dar-
aus einen Patriotismus ab, der ihn in der Zeit des Ersten Weltkriegs an 
Kundgebungen teilnehmen ließ, die uns heute fremd sind. Doch stand er 
damit keineswegs allein, vielmehr in einer Reihe mit anderen deutschen 
Gelehrten, vor allem auch Naturwissenschaftlern.6 Die vergleichbare Hal-
tung französischer und englischer Gelehrter sollte dabei durchaus nicht 
übersehen werden. Der italienische Philologe Luciano Canfora hat die we-
sentlichen dieser Äußerungen Wilaniowitzens aus den Jahren nach 1914 in 
italienischer Übersetzung wieder zugänglich gemacht7, und sie hätten ge-
wiß, um das Bild der Persönlichkeit zu vervollständigen, in der Gesamt-
ausgabe der Kleinen Schriften nicht fehlen dürfen. Eine solche Entschei-
dung hätte freilich kaum in der Absicht der Initiatoren jener Edition gele-
gen, doch" ist diese aus inneren wie aus äußeren Gründen ohnehin ein Tor-
so geblieben. Indes wäre es absurd, wollte man jene aus der Zeitsituation 
erwachsene Äußerungen als allein für die Charakterisierung des Philo-
logen Wilmowitz maßgeblich betrachten. Auch in der DDR war es - bei 
aller oftmals einseitig negativen Beurteilung „bürgerlicher" Wissenschaft-
ler der Vergangenheit - durchaus möglich, die wissenschaftlichen Leistun-
gen dieser Persönlichkeit gegenüber ihren konservativen, ja reaktionären 
politischen Aktivitäten und Auffassungen kritisch abzuwägen.8 Sein 
Kredo von den Aufgaben seiner Wissenschaft hat er in der Spätphase sei-
nes Lebens in seiner „Geschichite der Philologie" niedergelegt, welche im 
Rahmen der „Einleitung in die Altertumswissenschaft" erschien; die 
gedrängte Darstellung setzt freilich eine Sachkenntnis voraus, die der stu-
dentische Anfänger, der präsumtive Benutzer der „Einleitung" kaum parat 
haben dürfte. Um so faszinierender ist der Text für den Kollegen und 
Mitforscher.9 


„Die Aufgabe der Philologie ist", so schrieb Wilamowitz10 „jenes ver-
gangene Leben durch die Kraft der Wissenschaft wieder lebendig zuma-
chen, das Lied des Dichters, den Gedanken des Philosophen und Ge-
setzgebers, die Heiligkeit des Gotteshauses und die Gefühle der Gläubigen 
und Ungläubigen, das bunte Getriebe auf dem Markte und im Hafen, Land 
und Meer und die Menschen in ihrer Arbeit und in ihrem Spiele." 
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Dieses Programm, das man als historistisch oder auch als positivistisch 
kennzeichnen mag, hatte zu seiner Zeit für die klassische Altertumswis-
senschaft einen geradezu revolutionären Charakter. Das Erbe der Wort-
philologie, von der Leipziger Schule und in Berlin von Karl Lachmann 
geprägt, hatte mit seiner einseitigen Orientierung auf Sprache und Text-
kritik zu einer Selbstbeschränkung und damit zu einer spürbaren Sterilität 
geführt. Wilamowitz dagegen rezipierte voll und ganz dieses notwendige 
Erbe der Wortphilologie, verband es aber zugleich mit der Sachphilo-
logie, wie sie in Berlin namentlich August Boeckh fruchtbar entfaltet 
hatte, zur Synthese.11 Inhaltlich postulierte jenes Programm die Cognitio 
totius antiquitatis historica et philosophica.12 Es überwand mit solcher 
Universalität die Begrenzung auf das „Klassische und Schöne"13, wie sie 
die Sicht der Klassik und des Klassizismus hervorgerufen hatte, sondern 
forderte die Betrachtung des Altertums in allen seinen Äußerungen, nicht 
nur in denen, die „für uns noch Kunstgenuß gewähren und in gewisser 
Beziehung als Norm und unerreichbare Muster gelten,14 sondern auch in 
jenen, die uns Heutigen fern und fremd sind. Angesichts eines solchen 
Programms blieb Wilamowitz in Distanz zu dem aus dem Gegensatz zu 
dem wertungsfreien, ja wertungsfeindlichen Historismus erwachsenen 
Erneuerten oder Dritten Humanismus15, der das Exemplarische und Päd-
agogische der Antike, eben die Paidaeia in den Mittelpunkt rückte und 
darum, gewollt oder ungewollt, zu einer neuen Beschränkung auf die für 
klassisch angesehenen Phänomene und damit zu einer Verengung des 
Gesichtskreises führte. Trotzdem wußte Wilamowitz sehr wohl um die 
humanistische, menschenbildende Aufgabe seiner Wissenschaft. Das 
bezeugen seine für einen breiten Leserkreis bestimmten Werke wie etwa 
das Piaton-Buch oder seine Beiträge für das Sammelwerk „Die Kultur der 
Gegenwart", bezeugen seine Übersetzungen griechischer Tragödien und 
bezeugt nicht zuletzt sein Griechisches Lesebuch16, das einen gewichti-
gen Teil seines wissenschaftlichen Programms für den Gymnasialunter-
richt umsetzen sollte. 


Das Oeuvre von Wilamowitz ist immens; allein die noch zu seinen Leb-
zeiten zusammengestellte Bibliographie umfaßt 761 Titel.17 Der mir zur 
Verfügung stehende Raum nötigt, lediglich die großen Linien, das Neue 
herauszustellen, das Wilamowitz' Leistung bewirkte. Daß das, was er 
schrieb, heute in zahlreichen Einzelheiten überholt ist, liegt im Wesen wis-
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senschaftücher Arbeit. Desungeachtet steht die klassische Altertumswis-
senschaft auch heute noch weithin auf den Fundamenten, die er gelegt, 
und folgt den Arbeitsrichtungen, die er geprägt hat. Das gilt für Deutsch-
land, aber auch für das Ausland. 


Anmerkungen 


1 Urich von Wilamowitz-Moellendorff, Piaton, 1, 2. Aufl. Berlin 1920. i n . 
2 Werner Hartkopf, Die Berliner Akademie der Wissenschaften. Ihre Mtglieder und 


Preisträger 1700-1990, Berlin 1992, 392. 
3 Christa Kirsten (Hrsg.). Die Altertumswissenschaften an der Berliner Akademie, Berlin 


1985, 115ff. 
4 Treffend Werner Jaeger, Humanistische Reden und Vorträge, Berlin 1937,214: „Der Cha-
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34. Tausend Berlin 1950,22. 
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Ehrenkolloquium zum 90. Geburtstag 
von Ernst Engelberg. 


Am 5. April 1999 beging das Mitglied der Leibniz-Sozietät und ihr ehema-
liger Vizepräsident, Prof. Dr. Ernst Enelberg, seinen 90. Geburtstag. Zu 
diesem Anlaß veranstaltete die Leibniz- Sozietät am Donnertag, dem 8, 
April 1999, im Lessingsaal der Deutschen Staatsbibliothek Berlin, Unter 
den Linden, ein Ehrenkolloquium, an dem über 80 Freunde und Kollegen 
des Jubilars aus Ost und West teilnahmen und dem ein persönlicher Em-
pfang in der Professorenmensa der Humboldt-Universität folgte. 


Thema der Veranstaltung war „Deutschland und das 'lange' 19. Jahr-
hundert" 


Programm 


Grußwort von Herbert Hörz, Präsident der Leibniz-Sozietät 


Gratulation des Bürgermeisters der Stadt Haslach, Heinz Winkler, und 
Überreichung des „Silbernen Tellers" der Stadt Haslach 


Wolfgang Küttler: Laudatio und Überreichung des ersten Halbbands der 
Festschrift: „Das lange 10. Jahrhundert. Personen - Ereignisse - Ideen -
Umwälzungen" Hrsg. von Wolfgang Küttler. Berlin. Trafo-Verlag 1999 
(mit der die Leibniz-Sozietät die Reihe „Wissenschaftliche Abhandlun-
gen" eröffnet) 


Wissenschaftliche Beiträge von Hermann Klenner (Berlin), Walter 
Schmidt (Berlin), Rudolf von Thadden (Göttingen) und Rolf Weber (Leip-
zig, wegen Erkrankung des Autors vorgetragen von Konrad Canis, Berlin) 
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Schlußwort von Ernst Engelberg 


Die Laudatio und die wissenschaftlichen Beiträge sind in der Festschrift 
abgedruckt. Im folgenden veröffentlichen wir das Grußwort, die einleiten-
den Bemerkungen des Präsidenten der Leibniz-Sozietät, Herbert Hörz, 
und die Rede des Jubilars am Schluß des Kolloquiums. 
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Herbert Hörz 


Bismarck und Heimholt/.1 


- Zum Verhältnis von Charakter und Leistung -


Hochverehrter Jubilar, sehr geehrte Frau Dr. Engelberg, liebe Mitglieder 
der Leibniz-Sozietät, werte Anwesende, 


mit diesem Kolloquium ehren wir als Leibniz-Sozietät eines unserer her-
ausragenden Mitglieder, den ausgezeichneten Historiker und anerkannten 
Bismarckforscher Emst Engelberg. Wir bedanken uns bei ihm für viele Er-
kenntnisse, Anregungen und geistige Genüsse, die wir durch seine Arbei-
ten und seine Beiträge in vielen Debatten erhalten haben. 


Eine Wissenschaftlervereinigung, wie unsere Sozietät, erhält ihr Profil 
erst durch ihre Mitglieder. Es ist deshalb für uns eine Ehre, Gelehrte wie 
den Jubilar in unseren Reihen zu haben. In der Laudatio von Wolfgang 
Küttler, der die nicht leichte Aufgabe zu bewältigen hatte, das Kolloqium 
zu organisieren, Freunde und Schüler des Jubilars zu Beiträgen zu gewin-
nen und die Festschrift vorzubereiten, wofür ihm die Sozietät sehr dank-
bar ist, werden das Wirken und die Leistungen des Jubilars gewürdigt. Da-
mit wäre eigentlich alles Offizielle gesagt und die Veranstaltung eröffnet. 
Dabei möchte ich es jedoch nicht bewenden lassen. Ich schätze Ernst En-
gelberg als einen akribischen Forscher, der die Detailflut durch Einsichten 
in umfassendere Zusammenhänge theoretisch bändigt. Er ist nicht der Äh-
renleser, der die schon abgeernteten Felder nach eventuell vergessenen 
Früchten absucht, sondern er geht neue Wege, er pflügt, um im Bild zu 
bleiben, neue Felder um, und hinterläßt so Spuren für die Schüler, die sie 
weiter ausbauen können. 


Lieber Ernst, wir kennen uns lange und, obwohl wir verschiedene Ge-
biete bearbeiten, hatten wir oft anregende Dispute. Ein gemeinsames Feld 
ist die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts. Der Held Deiner Studien ist 
Bismarck, meine Arbeiten drehen sich in der letzten Zeit um Helmholtz, 
zwei Heroen aus dieser Zeit, die oft miteinander verglichen wurden. Als 
Helmholtz 1871 auf den Physiklehrstuhl von Magnus nach Berlin kam, 
gab man in Heidelberg ein Abschiedsessen. Dort beherrschte alle das 
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Gefühl, „dass der grösste Denker und Forscher Deutschlands dorthin ge-
höre, wo dem Gründer des Deutschen Reiches der gewaltigste Staatsman 
und der genialste Feldherr zur Seite standen,"2 Man nannte Helmholtz den 
Reichskanzler der Wissenschaft, da er den Zusammenhang der Wissen-
schaften proklamierte und förderte und auf den verschiedensten Gebieten 
Neues auf der Grundlage allgemeiner Prinzipien entdeckte. 


Ich nutze die Gelegenheit, um ein Problem zu debattieren, das mich 
schon lange bewegt. Es ist die Frage: Welche Rolle spielen die Charaktere 
hervorragender Persönlichkeiten für die Ergebnisse ihrer Arbeit? Marx be-
merkte dazu 1871: „Die Weltgeschichte wäre allerdings sehr bequem zu 
machen, wenn der Kampf nur unter der Bedingung unfehlbar günstiger 
Chancen aufgenommen würde. Sie wäre andererseits sehr mystischer 
Natur, wenn 'Zufälligkeiten* keine Rolle spielten. Diese Zufälligkeiten fal-
len natürlich in den Gang der Entwicklung und werden durch andere Zu-
fälligkeiten wieder kompensiert. Aber Beschleunigung und Verzögerung 
sind sehr von solchen Zufälligkeiten abhängig - unter denen auch der 
'Zufall' des Charakters der Leute, die zuerst an der Spitze der Bewegung 
stehn, figuriert."3 Nun interessiert mich hier nicht prinzipiell die Rolle des 
Zufalls in der Geschichte, ebenfalls ein wichtiges und interessantes The-
ma, sondern gerade die angesprochene Charakterproblematik. 


Charakter erfaßt das in Entscheidungen und Handlungen sich aus-
drückende Wesen eines Individuums als Grad der Entwicklung seiner Per-
sönlichkeitseigenschaften, die, genetisch präformiert, durch die sozialen 
Umstände geformt werden. Charakterliches Verhalten ist durch das Gewis-
sen als der persönlichen moralischen Instanz bestimmt, die das mehr oder 
weniger entwickelte Bewußtsein der eigenen Verantwortung ist. 


Jede Tätigkeit fordert und befordert bestimmte Charaktere und, abhän-
gig von den sozialen Bedingungen, können bestimmte Charaktere Karrie-
re machen. Fontane machte etwa auf die karrierefördernde Rolle Berlins, 
der zeitweiligen Wirkungsstätte von Helmholtz und Bismarck, aufmerk-
sam, meinte jedoch, daß sich Karriere negativ auf den Charakter auswir-
ke. Er schrieb 1884 seinem langjährigen Briefpartner Georg Friedländer, 
Amtsgerichtsrat in Schmiedeberg, zu dessen Meinung, bei weniger Karrie-
re hätten wir mehr Wahrheit in der Welt: „Gewiß. Und nicht bloß mehr 
Wahrheit, auch mehr Einfachheit und Natürlichkeit, mehr Ehre, mehr 
Menschenliebe, ja auch mehr Wissen, Gründlichkeit, Tüchtigkeit über-







1 2 0 HERBERT HÖRZ 


haupt. Und was heißt Carriere machen anders als in Berlin leben, und was 
heißt in Berlin leben anders als Carridre machen. Einige wenige Personen 
brauchen ihrem Berufe nach die große Stadt, das ist zuzugeben, aber sie 
sind doch verloren, speziell für ihren Beruf verloren, wenn sie nicht die 
schwere Kunst verstehn, in der großen Stadt zu leben und wiederum auch 
nicht zu leben."4 Fontane sah Ausnahmen, wie den Maler Adolph Menzel, 
die diese Kunst beherrschten. Die Regel sei jedoch, daß die große Stadt 
flink und gewandt mache, aber jedem, der nicht zurückgezogen lebe, jede 
höhere Produktionsfähigkeit nehme. 


Helmholtz gelang es in Berlin, sich intensiv mit seiner Wissenschaft zu 
beschäftigen, neue Ideen zu entwickeln, experimentell zu arbeiten, seine 
Erkenntnisse mathematisch zu formulieren und dabei so zu verallgemei-
nern, daß Prinzipien der Naturerkenntnis sichtbar wurden. Er wirkte in 
verschiedenen Gremien als Berater und Gutachter, beteiligte sich am wis-
senschaftlichen Leben der Universität und Akademie, übernahm Dekanat 
und Rektorat und schloß sich nicht aus seinen Verpflichtungen am Hofe 
aus. In den achtziger Jahren arbeitete er mit Werner von Siemens die in-
haltliche Konzeption zur Gründung der Physikalisch-Technischen Reichs-
anstalt aus und wurde deren erster Präsident, ohne an wissenschaftlicher 
Produktivität einzubüßen. Zu Bismarck kann man sicher sagen, daß er 
Berlin als Wirkungsstätte brauchte, um die politische Einigung Deutsch-
lands unter Preußens Führung voranzutreiben. 


Soziale Umstände und die spezifische Art der Tätigkeit sind es also, die 
den Charakter nicht nur formen, sondern bestimmten Charakteren förder-
lich sind. Das thematisierte auch Ernst Engelberg in seinem Bismarck-
buch. Olm ging es um die „Erhellung der Wesensart eines Menschen"5 Er 
zitierte Engels über die Möglichkeit rein menschlicher Empfindung im 
Verkehr mit anderen Menschen, die durch die Klassengesellschaft ver-
kümmert. Zu enge Sichtweisen wolle er vermeiden. Bismarck schildert er 
als besitzergreifend und expansiv. Waren das nicht Eigenschaften, die auch 
seine staatspolitischen Handlungen bestimmten? Wurde so nicht der ge-
schichtliche Ablauf auch durch den Charakter einer Persönlichkeit an der 
Spitze geprägt? Gehen Charaktereigenschaften generell in die Leistungen 
ein? 


Für Helmholtz gehörte der Lehrstuhl in Berlin zum Erstrebenswer-
testen eines Physikers, da sich dort viele herausragende Gelehrte trafen, 
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Universität und Akademie ein reges geistiges Leben entfalteten und die 
politischen Machthaber und Geldgeber dort wirkten. Besessen von der 
Wissenschaft, reagierte er in politischen Fragen eher vorsichtig. 


Da steht also auf der einen Seite der Staatsmann Bismarck und auf der 
anderen der Mediziner, Physiologe und Physiker Helmholtz, beide an der 
Spitze ihrer Tätigkeitsfelder. Neben Bismarck wirken andere mit anderen 
Charakteren, Jedoch auch unter den Wissenschaftlern gibt es unterschiedli-
che charakterliche Verhaltensweisen. Nehmen wir die beiden Physiker 
Helmholtz und Ludwig Boltzmann. Bei ihnen könnte man Analogien zwi-
schen den von beiden verehrten Literaten Goethe und Schiller und ihrer ei-
genen Haltung ziehen. Beide waren wissenschaftliche Revolutionäre, wenn 
man etwa die Leistungen von Helmholtz auf den Gebieten der Physiologie 
und Physik bedenkt und Boltzmanns Arbeiten zur Statistik beachtet. Wie 
Goethe bemühte sich Helmholtz stets, vorsichtig abzuwägen und die 
Folgen seines Tuns zu bedenken, ehe er sein Urteil verkündete. Carl 
Ludwig betrachtete Helmholtz als ruhig und freundlich. In einem Brief an 
ihn, in dem es um den Streit zwischen Helmholtz und Emil du Bois-
Reymond ging, bemerkte Ludwig: „...namentlich erwarte ich von Dir als 
dem Ruhigeren u. dem Besonneren jede Zuvorkommenheit gegen ihn."0 


Boltzmann hatte dagegen die ungestüme Art von Schiller. Er ging auf sein 
Ziel direkt zu, beugte sich jedoch dem Rat des Erfahreneren. So vertraute 
er bei schwierigen Problemen auf das Urteil von Helmholtz. Boltzmann 
hatte vorgeschlagen, sich wegen eines Nationalgeschenkes für die 
Hinterbliebenen von Heinrich Hertz an den Reichstag zu wenden und 
Helmholtz riet ab. Boltzmann meinte 1894 dazu: „Wenn Sie also trotzdem 
von dem Versuche der Ausführung meiner Idee unbedingt abraten, so liegt 
für mich darin der Beweis, daß Sie sie selber für unausführbar halten, und 
da Sie dergleichen sicher richtig beurteilen, daß sie auch unausführbar ist."7 


Kommen wir zum generellen Charakterproblem zurück. Man könnte 
psychologisierende oder soziologisierende Betrachtungsweisen anwen-
den, indem man die Leistung einer herausragenden Persönlichkeit entwe-
der auf Charakterstärke oder auf die Umstände zurückführt. Beides ist 
sicher einseitig. Jeder Wissenschaftler lebt in einer bestimmten Zeit. Um-
stände spielen eine Rolle. Das betonte der physikalische Chemiker Wil-
helm Ostwald, als er über Helmholtz sprach: „Der Fall Helmholtz spricht 
besonders deutlich für die Entwicklung des großen Mannes. Was wäre aus 
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dem kleinen Schwächling geworden, wenn er etwa in der Hütte eines 
Tagelöhners zur Welt gekommen wäre? Vermuüich wäre das arme Wesen 
nach wenigen Tagen ausgelöscht. Und wie hätte äußerer Widerstand seine 
empfindliche Natur schädigen können! Noch vor wenigen Tagen mußte 
ich wieder den dummen Gemeinplatz lesen, daß es um ein Genie, das sich 
nicht durch Widerwärtigkeiten durchringen könne, überhaupt nicht schade 
sei. Dies mag für einen künftigen Holzknecht oder Bierkutscher gelten; 
hohe intellektuelle Gaben aber machen, wie jede hypertrophische Er-
scheinung, den Organismus, der sie enthält, entsprechend leicht zerbrech-
lich. Wir haben kein Mittel, die Anzahl der zugrunde gerichteten genialen 
Anlagen zu zählen; wir würden aber entsetzt sein, wenn wir wüßten, wie 
die Menschheit hier gegen sich selbst wütet."8 Trotzdem können die auf 
einen zukommenden Ereignisse nur bewältigt werden, wenn die entspre-
chenden charakterlichen Anlagen das erlauben, wobei das Lösen von Pro-
blemen zur Stärkung des Charakters und zur wachsenden Widerstands-
fähigkeit beitragen kann. Nicht umsonst wird betont: Man wächst mit den 
Aufgaben. 


Ich möchte nun die These aufstellen, daß der Charakter einen unter-
schiedlichen Stellenwert für die Ergebnisse des Wirkens bei herausragen-
den Persönlichkeiten, in Abhängigkeit von der Tätigkeit, besitzt. Der 
Staatsmann Bismarck hatte politisch Ereignisse zu gestalten. Die Annah-
me oder Ablehnung von Angeboten, die politische oder militärische Lö-
sung von Konflikten, die Durchsetzung der eigenen Strategie durch takti-
sches Ausmanövrieren der anderen Seite ist durch Engelberg belegt. Dafür 
spielen bestimmte Charaktereigenschaften eine entscheidende Rolle. 
Braucht man Durchsetzungsvermögen oder erreicht man durch Zaudern 
mehr? Hält man Mißerfolge durch oder gibt man auf? 


Der Naturforscher Helmholtz dagegen will in den empirischen Befun-
den Naturgesetze entdecken. Er prüft die mathematischen Konsequenzen 
allgemeiner Prinzipien, um sie emprisch zu belegen. Letzten Endes 
kommt es jedoch zu einer Entsubjektivierung der Theorie. Sätze, von 
Helmholtz formuliert, gehen in den Weltfundus der Wissenschaften ein 
und behalten vielleicht seinen Namen, obwohl an der Präzisierung der 
Theorie inzwischen viele Wissenschaftler mitgearbeitet haben. Der Cha-
rakter des Forschers kann aus dem Ergebnis herausnivelliert werden. So 
wichtig er für die Suche, Aufstellung und Überprüfung der Hypothesen 
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war, im Ergebnis ist er nicht mehr zu finden. Die Theorie ist nicht mehr 
charakteranfällig. 


Dagegen zeigen die Leistungen des Staatsmanns sehr wohl die spezifi-
sche charakterliche Handschrift. Sie sind, obwohl sie als Zufalle in den 
allgemeinen Gang der Geschichte fallen, wie Marx betonte, und durch an-
dere Zufälle kompensiert werden, als spezifisches Ereignis nur zu verste-
hen, wenn der Charakter des Handelnden beachtet wird. Aus verschiede-
nen Handlungen charakterlich unterschiedlicher Menschen entsteht die 
Geschichte als Resultante eines Kräfteparallelogramms. 


Auf dieses Problem wollte ich aufmerksam machen, getreu der Losung 
von Engelberg, keine einseitigen Darstellungen zuzulassen. Der Zufall 
spielt in Wissenschaft und Politik in Form des Charakters der Leute eine 
wichtige Rolle, drückt sich jedoch unterschiedlich im Ergebnis aus. 


Verehrter Jubilar, lieber Ernst, ich bitte um Entschuldigung für den per-
sönlichen Beitrag zur Debatte. Nur denke ich, kreative Forscher ehrt man 
am besten, indem man Fragen stellt, die einen selbst bewegen. Mehr woll-
te ich nicht. Ich wünsche diesem Kolloqium einen guten Verlauf und dem 
Jubilar Genuß an den Darlegungen von Mitstreitern, Freunden und Schü-
lern. 


Fußnoten 


1 Rede zur Eröffnung des Efrrenkolloqiums zum 90. Geburtstag von Ernst Engelberg am 
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3 Karl M a n , Brief an Ludwig Kugelmann vom 17. April 1871, in: Marx, Engels, Werke 
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7 Herbert Hörz, Andreas Laaß, Ludwig Botzmanns Wege nach Berlin, Berlin 1989, S. 96. 
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Ernst Engelberg 


Rede am 8. April 1999 


Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine lieben Gäste und 
Freunde, ich danke allen von Herzen für Ihr Kommen und die vielfach 
bekundete Sympathie und Anerkennung, die ich erfahren durfte. Ganz 
besonders danke ich meinem Kollegen und Freund Dr. Wolfgang Küttler 
für sein Engagement - wir dürfen ihm übrigens heute zu seinem eigenen 
Geburtstag gratulieren! - und ich danke insbesondere den Refrenten und 
den Autoren der Festschrift. 


Neun Zehntel dieses Jahrhunderts habe ich nun gelebt und erlebt, es hat 
mein Lebensschiff vielfach in hohem Wellengang bewegt, durch Höhen 
und Tiefen. Wenn mir etwas geholfen hat, dann war es die Fahrtrichtung, 
die ich von Jugend an eingehalten habe, und nicht zuletzt war es eine 
Eigenschaft, die Friedrich Engels „wurzelhaft" zu nennen pflegte. Deshalb 
freue ich mich ganz besonders, daß meine Heimatstadt Haslach das er-
kannt hat und mich heute durch die Anwesenheit des vom Stadtrat beauf-
tragten Bürgermeisters, Herrn Winklers, und des mir befreundeten Ehe-
paares Manfred und Eva Hildenbrand ehrt. 


Von den badisch-demokratischen Traditionen in meiner Schwarzwald-
heimat bin ich zuerst geprägt. Die frühe Beschäftigung mit Politischem 
rührt von meinem Elternhaus her ebenso wie die Hinwendung zur Ge-
schichte, zu der mich zunächst das von meinem Vater gegründete Heimat-
museum hinführte. Als ich mich weiter nach links entwickelte als mein 
Vater, da verstand er mich, wie er auch begriff, daß ich diese Linkswen-
dung zum 10. Jahrestag der Münchener Räterepublik bewußt vollzog. Es 
bedeutet schon etwas, wenn ein Vater in der Zeit des Faschismus - so 
pflegte er es auszudrücken - seinen Sohn lieber in der Zuchthauskleidung 
sah als in der braunen Uniform. 


Bedeutungsschwer aber ist es schon, daß eben die Grundprobleme der 
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Gesellschaft, die meine Entwicklung bestimmten, in meinem Alter in 
neuer Weise aufbrechen. Mit Schmerz erleben wir es: „Mars regiert die 
Stunde". 


Und auch mein Land, obwohl nicht mehr gespalten, ist noch beherrscht 
von arger Zwietracht, die das politische Klima mitunter sogar frostiger 
macht als in anderen Ländern. 


Zweifellos war unmittelbar nach dem Kriege das Bemühen vieler Men-
schen um einen allseitigen Neubeginn stärker als jetzt, wo die Allmacht 
des Geldes herrscht. - Ich darf mich den Historikern zugehörig fühlen, die 
sich nach dem Kriege um die Entwicklung der Sozialgeschichte kümmer-
ten, und sie sollte nicht nur eine auf Strukturzusammenhänge geschrumpf-
te sein, sondern eine, die lebendige Beziehungen innerhalb des gesell-
schaftlichen Gefüges erfassen wollte. 


Das Leben hat mich des öfteren vor tiefgreifende Entscheidungen ge-
stellt, aber die heute modischen „Brüche" weist es nicht auf. Die Entschei-
dung gegen den Faschismus war noch relativ einfach für mich, sie vollzog 
sich gewissermaßen folgerichtig. Wesentlich schwerer war für mich die 
Auseinandersetzung mit dem Stalinismus. Während ich in der Türkei in 
der Emigration war, litt mein Freund Nathan Steinberger im russischen 
Gulag, kämpfte ein anderer Freund, Max Kahane, in Spanien und wurde 
dafür in Frankreich als Roter, dann als Deutscher und schließlich als Jude 
verfolgt. So variationsreich verliefen sogar im engen Freundeskreis in 
schweren Jahren die Lebenswege. 


Es kam schließlich eine Zeit, in der wir Emigranten und Inhaftierten in 
der DDR gebraucht wurden und nach langen Jahren des Außenseitertums 
wirken konnten. Wir hatten dankbare Schüler, viele von ihnen kann ich 
heute hier begrüßen. Es gab aber auch schmerzhafte Erlebnisse einer dog-
matischen Erstarrung. Dennoch bemühten wir uns, in der wissenschaft-
lichen Arbeit einiges von unseren Vorstellungen zu realisieren. Da haben 
wir auch eine Ernte einbringen können, wie man vielleicht erst später er-
kennen wird. 


Und es kam die Wende, aber wohin? Letztlich wieder in jenes System 
zurück, das wir hinter uns lassen wollten. Stärker denn je lastet ein immer 
rücksichtsloser werdendes Wirtschaftssystem auf uns, immer mehr um-
strickt uns die „Boa der Bürokratie". Arbeitslosigkeit verhindert die 
Selbstverwirklichung der Menschen, was besonders hart die Jugend trifft, 
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der wir auch ökologisch gefährdete Lebensgrundlagen hinterlassen - ein 
schweres Erbe. 


Was soll man tun? Auf jeden Fall weitermachen, nicht aufgeben, auch 
nicht sich selbst. Bedrückung kann lähmend sein, eine Haltung, die wir 
uns gerade heute nicht leisten können und vor allem nicht leisten dürfen. 
Dazu hat uns - das sei im Goethe-Jahr gesagt - der Weimarer folgendes 
mit auf den Weg gegeben: 


Weite Welt und breites Leben, 
Langer Jahre redlich Streben, 
stets geforscht und stets gegründet, 
nie geschlossen, oft geründet, 
Ältestes bewahrt mit Treue, 
freundlich aufgefaßtes Neue, 
heitern Sinn und reine Zwecke: 
Nun, man kommt wohl eine Strecke. 


(Goethe-Auswahl in drei Bänden, VEB Bibliographisches Institut Leipzig o. J. „Weite Weit 
und breites Leben", S. 93/94, anschließend an „Künstlerlied") 
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Leseprobe 


Horst Klinkmann/Herbert Wöltge 


1992 - Das verdrängte Jahr. 
Dokumente und Kommentare zur Geschichte der Gelehrtensozietät 
der Akademie der Wissenschaften für das Jahr 1992 
Abhandlungen der Leibniz-Sozietät Bd. 2, trafo verlag 1999, 290 S. 
Vorbemerkungen 


... Wenn dieses Buch erscheint, haben Geschichtsschreibung, Wissen-
schaft und Politik möglicherweise das Ereignis bereits zum willkomme-
nen Anlaß genommen, sich ihrer historischen Wurzeln zu vergewissern. 
Insbesondere die Politik wird versuchen, die zeitgenössische Existenz der 
jubilierenden Einrichtung in Gestalt der Berlin-Brandenburgischen Aka-
demie der Wissenschaften als Ergebnis ihrer aktuellen Nachwende-Be-
mühungen glaubhaft zu machen. Sie ist für sie der der Asche der letzten 
Jahrzehnte entstiegene Phönix der Berliner Wissenschaftspolitik. 


Die Geschichtsschreibung wird die Dinge nüchterner sehen. Sie wird 
das historische Kontinuum einer ehrwürdigen Institution vorführen, auf 
das wechselvolle Schicksal der Leibnizschen hochansehnlichen Gelehr-
tengesellschaft in den Wirren der Jahrhunderte verweisen, ihren Glanz 
rühmen und ihr Elend nicht verschweigen. Sie wird beschreiben, wie sie 
wirkte und wie sie fehlte - ausführlich, gründlich, gewissenhaft, der Suche 
nach der historischen Wahrheit verpflichtet. 


Wenn nicht alles täuscht, wird es ein Kontinuum mit zeitgenössischen 
Lücken geben. An einigen Stellen läßt sich die historische Wahrheit noch 
Zeit. Noch sieht man wenig Bewegung bei der Entzerrung von politisch 
geprägten Deutungsmustern für die jüngste Geschichte der Berliner 
Akademie. Die hier bestehenden Defizite sind unverkennbar, die Sicht auf 
die tatsächlichen Vorgänge der letzten Jahre und Jahrzehnte ist noch weit-
gehend versperrt, das Verständnis neuer Entwicklungen belastet. Das Ur-
teil über diesen Abschnitt in der Geschichte des Jubilandums wird weiter-
hin vor allem die Abhängigkeit des Urteilenden von seiner politischen 
Meinung über die Entwicklungen in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
des 20. Jahrhunderts reflektieren. 
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Beispielhaft ist das an den Auffassungen über die Jahre 1990/1992 abzu-
lesen, die ganz ohne Zweifel in mehrerer Hinsicht für die Akademie ereig-
nis- und konfliktreicher waren als viele vorangegangene Jahre und 
Jahrzehnte. Ihre akademiehistorischen Zäsuren waren gravierend und bra-
chial, bei ihrer Aufbereitung steht die Geschichtswissenschaft wohl erst 
am Anfang und noch ganz im Banne der Politik. Entscheidende Bedeu-
tung für das Schicksal der Akademie kam dem Einigungsvertrag zu, der 
dem Land Berlin 1990 mit Art. 38 (2) die Aufgabe zuwies, die Gelehr-
tensozietät der Akademie der Wissenschaften der DDR auf landesrecht-
licher Ebene fortzuführen. Der Senat, mit Rückendeckung durch das 
Abgeordnetenhaus, entschloß sich, den Einigungsvertrag in dieser Frage 
zu ignorieren und die Gelehrtensozietät mit dem Ende des Jahres 1991 für 
aufgelöst zu halten und eine andere Akademie in der Nach- und Erbfolge 
der Leibnizschen Akademie zu errichten. 


Für die Berliner Wissenschaftspolitik war 1992 somit das Jahr, in dem 
es ihr gelang, die Berliner Akademie an ihrer jüngsten Vergangenheit vor-
bei an die längst in der Deutschen Akademie der Wissenschaften aufge-
gangene Preußische Akademie der Wissenschaften anknüpfen zu lassen. 
Mit der Gründung der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissen-
schaften, so die offizielle Sicht, werde die Geschichte der Preußischen 
Akademie der Wissenschaften fortgesetzt. 


Den Historikern bereitete diese Sicht erhebliche Verlegenheit in zwei 
Fragen, Unklar blieb erstens, wie man die Geschichte der Akademie in der 
Zeit seit 1945 zu behandeln und zu sehen hatte, ob sie zu dem zu bejubeln-
den Kontinuum gehörte oder ob sie vielleicht außerhalb der Geschichte der 
Leibnizschen Gründung ein noch einzuordnendes aliud darstellte, was in 
der gedanklichen Konsequenz im Hinblick auf das Kontinuum zu der 
Annahme führen müßte, daß jene Berliner Akademie, die dem Kontinuum 
zuzurechnen sei, Uber die DDR-Zeit hinweg ein abstraktes, allgemeines 
Dasein ohne leibhafte, reale, auf den Zweck der Wissenschaft gerichtete 
Existenz geführt habe - ein seltsames, bleichsüchtiges, konturloses Gebilde, 
aus fehlgeleiteter verwaltungsjuristischer Vorstellungskraft geboren, das nur 
Politiker als politisch zweckmäßig hinnehmen und begründen konnten. 
Beim vernunftorientierten Historiker dagegen durfte man erwarten, daß er 
dieses Konstrukt nur bei ungeheurer Sympathie für die Wissenschaftspolitik 
des Landes Berlin eine Zeitlang tolerieren konnte. 







LESEPROBE: 1 9 9 2 - DAS VERDRÄNGTE JAHR 1 2 9 


deren Verlauf die Hoffnung nährt, sie könne sich von aktuellen Politik-
bedürfnissen allmählich freimachen und sich stärker dem tatsächlichen 
historischen Ablauf zuwenden. Sachlichkeit setzte sich bei der historischer 
Betrachtung insofern durch, als das Kontinuum für diesen Zeitabschnitt 
von den Historikern heute nicht mehr ernsthaft in Frage gestellt wird. Die 
Geschichte der DDR-Akademie ist Teil der Geschichte der Berliner Aka-
demie. Auf welche Weise sie das ist, ist umstritten und bedarf der weite-
ren wissenschaftlichen Meinungsbildung. 


Die zweite Frage wird weiterhin offiziell verdrängt. Sie berührt die 
Schwachstelle des politischen Konzepts zur Fortführung der Akademie in 
Berlin nach der Wende. Berliner Akademiegeschichte endet zur Zeit 1990 
und beginnt Mitte 1992 neu mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages über 
die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften am 1. August 
1992. Selbst wenn man 1990 und 1991 als akademiehistorisch noch nicht 
aufgefüllte Leerstellen außer Betracht läßt, kann man nicht daran vorbeige-
hen, daß 1992 nicht nur die Akademie des Staatsvertrages entstand, so wich-
tig das als Ereignis für die Wissenschaftsgeschichte in Berlin ist. 1992 - nicht 
wie aus Sicht der Politik 1991 - war das Jahr, in dem aus der Akademie des 
Einigungsvertrages, der Gelehrtensozietät der Akademie der Wissenschaften 
der DDR, die Leibniz-Sozietät hervorging, jene schon vorher in banger Ah-
nung als unausrottbare societas apostrophierte Wissenschaftlervereinigung, 
die sich auf das direkte personelle Kontinuum in der Nachfolge der Aka-
demie der Wissenschaften der DDR und der ihr vorangegangenen Deutschen 
und Preußischen Akademie der Wissenschaften beruft.1 Für diese Ereignisse 
haben bislang weder Politik noch offizielle Akademiegeschichtsschreibung 
einen Platz in der Akademiegeschichte vorgesehen. Fakten, Ereignisse und 
die Schlußfolgerungen daraus sind vom offiziellen Vergessen bedroht. Das 
schafft Lücken, in denen sich eine sich selbst immer weiter ausschmückende 
Legendentätigkeit entfaltet, die historische Versatzstücke liefert und damali-
ges Handeln moralisch legitimieren oder delegitimieren soll. 


gungsbedingt" verschwand. 
zietät, der Restposten aus dieser Geschichte, im Jahr 1992 „Vereini-
Und zweitens blieb offen, unter welchen Umständen die Gelebrtenso-


Zur ersten Frage entwickelte sich eine bis heute nicht beendete Debatte, 
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... Es liegt den Herausgebern am Herzen zu betonen, daß sie bemüht wa-
ren, bei der Sicht auf die Dokumente eine sich anbietende Weißbuchmen-
talität zu vermeiden und bei der Interpretation der Dokumente Wertungen 
nur aus der Sache, aus den offerierten Fakten heraus zu treffen. Sie sehen 
Objektivität in der Darstellung des Gegenstands und seine Bewertung als 
notwendige Ergänzung und nicht als Gegensätze an. Wo Interpretationen 
Vermutungen sind, werden sie, soweit es den Autoren bewußt wurde, als 
solche bezeichnet, wo Fragen offen bleiben, wird nach Möglichkeit darauf 
verwiesen. Die Autoren müssen aber einräumen, daß dies vielleicht noch 
nicht in allen Teilen mit dem gebotenen Abstand vom behandelten 
Gegenstand geschehen sein könnte. 


Das Nachwort allerdings wird nach dem Willen der Autoren den Leser 
aus dem Bereich der Information und Fakten in das Reich der Meinung, der 
rationalen wie emotionalen und moralischen Wertungen führen. Hier wollen 
die Autoren ihre sicher oft noch sehr subjektive Sicht auf die Ereignissen 
darstellen, deren Zeitzeugen sie waren und die sie meist selbst miterlebt und 
miterlitten und die sie wenigstens teilweise mitgestaltet haben. Sie werden 
ihre eigenen Auffassungen und Vermutungen schildern und auch auf 
Probleme hinweisen, die noch nicht abschließend untersucht sind. Sie wer-
den auch ihrem Gemüt auf rational kontrollierte Weise freien Lauf lassen. 


Fußnote 


1 Die Bezeichnung stammt von dem Vorsitzenden der Planungsgruppe, Christian Meier. In 
einem Schreiben an die Senatsverwaltung für Wissenschaft und Forschung vom 17. Juli 
1991 äußerte er „sehr starke Zweifel, ob es gelingt, die Auflösung der bisherigen Gelehr-
tensozietät samt der 'Entlassung' all ihrer Mitglieder notfalls vor Gericht" durchzuhalten. 
In einem weiteren Schreiben vom 22. August 1991 führt er diesen Gedanken weiter aus: 
Im Einigungsvertrag sei „impliziert, daß die GelehrtengeseUschaft fortgeführt werden 
soll, nur das Wie ist einer landesrechtlichen Regelung überlassen. Wenn, wie Herr 
Klinkmann immer beteuert, im Entwurf des Vertrages ursprünglich sogar gestanden hat: 
'ob und wie' und das 'ob' erst nachträglich gestrichen wurde, ist die Implikation noch 
stärker, denn die Absicht, daß über das Ob die Entscheidung nicht freigestellt werden soll, 
wäre damit ja deuüich manifestiert. Ich kann mir nicht vorstellen, wie wir ganz aus die-
ser Lage herauskommen. Kann man sich qua 'föderative Rechte' aus einem Vertrag lösen, 
dem das Land Berlin doch wohl im Bundesrat zugestimmt hat? ...Wenn aber nicht, kann 
man dann eine societas ohne die socii 'fortführen'?" Man müsse sich vorbereiten „dar-
auf, um es genau zu sagen, daß uns ein Gericht den Tatbestand einer, aufs ganze gesehen, 
unausrottbaren societas beschert." 
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Epilog: Ende und Anfang 


Das Geschehen um die Gelehrtensozietät, das hier aus dem Jahre 1992 
dokumentiert wurde, ist nicht mehr als eine Episode im Leben einer 
Akademie, die in Jahrhunderten rechnet. Es ist dennoch eine Episode, die 
ganz im mainstream dieser Jahre liegt und die epochalen Grunderfah-
rungen bestätigt. Sie teilt partielle Erkenntnisse mit, auf welche Weise die 
Transformation von Institutionen, Eliten und Ressourcen von West nach 
Ost mit dem Vorgang verbunden war, die DDR-Eliten - nicht etwa nur de-
ren sogenannte Altlasten - auszuschalten und „an den sozialen Rand" zu 
drängen1. Sie zeigt, wie ein diesbezügliches Gebot der politischen Grund-
doktrin der Bundesrepublik in Gestalt einer als selbstverständlich emp-
fundenen Forderung bundesdeutscher politischer Hygiene nach politisch-
moralischer Säuberung auftrat. 


So gesehen war die Außer-Betriebnahme der Gelehrtensozietät aus 
heutiger Sicht ein ganz alltäglicher, fast normaler Vorgang in dieser Zeit, 
selbst wenn man die besondere Prägung bedenkt, die die Situation da-
durch erhielt, daß dem ausführenden Land Berlin Gelegenheit gegeben 
wurde, aus bestimmten aktuellen landespolitischen Unbequemlichkeiten 
herauszukommen, die vorher auf eigener Westberliner Flur gewachsen 
waren und mit der DDR-Akademie überhaupt nichts zu tun hatten. 


Wie die Dokumente zeigen, hat das verdrängte Jahr 1992 der Akade-
miegeschichte an seinem Ende nicht viel mehr beschert, als man an sei-
nem Beginn erwarten durfte. Die sich am Jahresbeginn andeutenden 
Ergebnisse waren eingetreten: 


- Parlament und Landesregierung hatten die von ihr gewünschte Aka-
demie auf den Weg gebracht. Die Geburt der Akademie des Staatsver-
trages, der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften, war 
vollzogen, die ersten Mitglieder berufen. Berlin hat wieder eine Akade-
mie, konnte der Regierende Bürgermeister später erfreut feststellen. Eine 
erfahrene und übermächtige Verwaltungsbürokratie hatte ihr diesen Weg 
geebnet und umsichtig alle Hindernisse für sie beseitigt. Sie schuf eine rei-
che Akademie, die materiell und wissenschaftlich großzügig ausgestattet 
wurde aus dem Erbteil zweier am Ufer der Landespolitik gestrandeten 
Akademien, der aus der Deutschen Akademie der Wissenschaften hervor-
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gegangenen DDR-Gelehrtensozietät und der Akademie zu Berlin(West). 
Das Hauptrisiko - die Gelehrtensozietät mit ihrer bis zuletzt befürchteten 
Einflußnahme auf die neue Mitgliedschaft und mit der von ihr immer noch 
ausgehenden Gefahr rechtlicher Schritte - wurde in größtmöglicher Stille 
und mit bürokratischer Akkuratesse ausgeschaltet. 
Die Allianz, das Kartell der großen bundesdeutschen Wissenschaftsorga-
nisationen, das sich bis dahin weitgehend zurückhielt, hatte über alle 
rechtlichen Regelungen hinweg an jenem Punkt eingegriffen, als ihre Inte-
ressen von Planung sgruppe und Senats Verwaltung nicht entschlossen ge-
nug gegen die letzte Spur von Ansprüchen der Gelehrtensozietät durchge-
setzt wurden, und als Sonderinteressen gegenüber den Landesinteressen 
zu vertreten waren. Sie bildete ein dem Gesetz über den Staatsvertrag 
zuwiderlaufendes Wahlgremium - mit Duldung der Senats Verwaltung und 
Unterstützung des Vorsitzenden und einiger Mitglieder der Planungsgrup-
pe, und alle zusammen übertölpelten sie am Ende den Juniorpartner der 
neuen Akademie, die Brandenburgische Landesregierung. 


- Die Sozietät hatte in fast allen Punkten verloren. Sie war politisch wie 
sachlich-rechtlich entmachtet. Ihr sicher geglaubter Fortführungsanspruch 
aus dem Einigungsvertrag war von der Berliner Politik zu einem Muster 
ohne Wert degradiert. Sie fand sich von allen Ressourcen getrennt, vom 
lebendigen Strom der wissenschaftlichen Arbeit, von wissenschaftlichen 
Arbeits Voraussetzungen und von den vergegenständlichten geistigen Re-
sultaten ihrer Arbeit, von finanziellen und materiellen Mitteln, von Sachen 
und Rechten, von Vermögen und Liegenschaften. Ihr erster Versuch der 
Selbsterneuerung und Selbstbestimmung in einer neuen ordnungspoliti-
schen Umgebung, in der freiheitlich-demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik, war gescheitert. 


Neu gegenüber den Erwartungen waren lediglich zwei Dinge, die man 
zwar hätte vermuten, aber nicht mit Gewißheit und nicht in concreto so 
voraussehen können: 


- Es gab bis zum Schluß offene rechtliche Fragen von weiterwirkender 
Brisanz. Die Gelehrtensozietät war trotz aller gegenteiligen Behauptungen 
juristisch nicht aufgelöst, die Mitgliedschaft nicht erloschen. Darauf wird 
weiter unten näher eingegangen. 


- Es war nunmehr deutlich, daß und wie es mit der zwar stillgelegten, 
aber nicht aufgelösten Gelehrtensozietät weitergehen würde. Als zunächst 
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namenlose Akademie des Einigungsvertrages und später als Leibniz-
Sozietät setzte sie ihre wissenschaftliche Tätigkeit fort. Das Fortführungs-
gebot von Art. 38 (2) EV fand seine rechtliche Realisierung im privat-
rechtlichen und nicht im landesrechtlichen, öffentlich-rechtlichen Raum, 
es fand seine leiblich-sachliche Realisierung nicht im institutionell-mate-
riellen Bereich, sondern in dem personellen und wissenschaftlichen Konti-
nuum, in den Mitgliedern und den von ihnen vertretenen Traditionen. 


Damit sind die wesentlichen historischen Fakten genannt, die das Jahr 
nach unserer Auffassung im Hinblick auf die Gelehrtensozietät liefert. 
Einen Gewinn für die deutsche Vereinigung bedeuten sie nicht. Es erfolg-
te noch nicht einmal das, was Kocka als charakteristisch auch für die Wie-
dervereinigung in der Wissenschaft ansah, eine „Übertragung des west-
deutschen Modells auf den Osten unter westdeutscher Regie"5. Auf die 
Gelehrtensozietät der AdW der DDR wurde kein anderes Modell übertra-
gen, sie wurde schlicht und einfach auseinandergetrieben, dazu reichte 
eine einfache Postwurfsendung an alle in- und ausländischen Mitglieder. 
Die rechtlich-institutionelle Ordnung des bundesrepublikanischen Wis-
senschaftssystems hatte keinen Platz für eine in Struktur und Auffassung 
vom westlichen Modell abweichende, ungewohnte und noch dazu mögli-
cherweise andersdenkende Wissenschaftsinstitution. Im Ergebnis standen 
nunmehr die Akademie des Einigungsvertrages und die Akademie des 
Berlin-Brandenburgischen Staats Vertrages nebeneinander in der Berliner 
Wissenschaftsszene, sehr ungleich in Gewicht und öffentlichem Ansehen, 
in materieller Grundlage und Arbeitsweise. Das Geschenk der deutschen 
Einheit an die künftige Hauptstadt verlor sich in den engen Bahnen parti-
kularistischer Denkart. Die große Chance, ein gemeinsames geistiges Po-
tential zum Nachdenken über die großen ungelösten Fragen der Gegen-
wart zu schaffen, wurde vertan. Das sei hier nur am Rande erwähnt, über 
ausgelassene Chancen wurde bereits vielfach räsoniert, nicht zuletzt von 
jenen, die damals die Verantwortung dafür trugen und nunmehr, da der 
Fisch gegessen ist, Fehler bei seiner Zubereitung beklagen. 
Was hier abschließend zu erörtern bleibt, ist weniger die Tatsache, daß die 
Landespolitik ihr Ziel erreicht hatte, eine neue Akademie zu errichten, die 
frei von allen alten Einflüssen war oder sein sollte. Die Herausgeber neh-
men Gelegenheit, ihre Sicht über die Dokumente hinaus zu erläutern und 
zu ergänzen mit begründeten Annahmen und Vermutungen, aber auch mit 
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den Gedanken und Gefühlen, die ihnen als Mitakteure an den Vorgängen 
billigerweise zugestanden werden müssen. Obwohl es für sie ein schwie-
riger Akt ist, ein vertretbares Gleichgewicht zwischen der Sicht des Be-
teiligten und des Beobachters zu finden, versuchen sie, auf einige Beweg-
gründe und Motivationen der handelnden Personen und Gruppen für den 
gewählten Zeitraum aufmerksam zu machen und Ansätze zu möglicher-
weise weiterfuhrenden Überlegungen zu geben, 


... Die Sozietät hatte es überwiegend mit der zuständigen Senatsverwal-
tung für Wissenschaft und Forschung als dem ausführenden Organ des 
politischen Willens zu tun. Das bis Ende 1990 von Barbara Riedmüller-
Seel (SPD) und ab Januar 1991 von Manfred Erhardt (CDU) geleitete 
Ressort hatte die meisten Anstrengungen aufzubringen, um das vorgege-
bene Ziel, die Schaffung einer neuen Akademie für Berlin, möglichst ohne 
störende öffentliche Begleitumstände zu erreichen. Außer der sehr be-
stimmten Vorgabe durch die Landespolitik, eine von der DDR-Altlast 
gesäuberte Akademie zu schaffen und Rechtsunstimmigkeiten zum Eini-
gungsvertrag wegen der rechtlichen Risiken möglichst zu umgehen, stand 
die Verwaltung zunächst mit leeren Händen da. Der Apparat mußte seine 
Realisierungsvorstellungen - leaming by doing - fortwährend präzisieren 
und in Variantenerprobung Erfahrungen sammeln. Die euphorische Stim-
mung im Frühjahr und Sommer 1990 mit Blick auf die bevorstehende 
Wiedervereinigung, die auch die Behörde erfaßt hatte, war im Herbst 
schon verflogen. Die Tücken des Weges wurden zunehmend sichtbarer, 
genügend Zeit und Personal für eine vertiefende Ausarbeitung des Weges 
schienen nicht verfügbar. Doch spätestens seit Mitte Oktober 1990 waren 
die Eckpunkte des Vorgehens klar umrissen, das Kräfteverhältnis schien 
stabil und kalkulierbar. Man konnte für den weiteren Weg mit festen poli-
tischen Rahmenbedingungen rechnen. 


Die besondere akademiepolitische Situation, in der sich die Stadt im 
Sommer 1990 befand, wurde weiter oben bereits geschildert. Bis zur Aus-
arbeitung des ersten Entwurfs des Eiriigungsvertrages Anfang August 
1990 war die Senatorin noch davon überzeugt, den Weg gehen zu können, 
den sie etwa im Juli 1990 vor dem Abgeordnetenhaus, Monate vor ihrer 
Zuständigkeit für den behandelten Gegenstand, beschrieben hatte: „Die 
Auflösung beider Akademien würde einem gesamtberliner Parlament den 
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notwendigen GestaltungsSpielraum eröffnen, um die Tradition einer Aka-
demie der Wissenschaften fortzusetzen"3. 


... Der am 31. August 1990 unterzeichnete Einigungsvertrag brachte inso-
fern eine gewisse Überraschung für die Senatsverwaltung, als er die Ge-
lehrtensozietät nicht ebenso auflöste wie der SPD/AL-Senat die West-
Akademie, sondern im Gegenteil in Art. 38 (2) EV ihre Fortsetzung vor-
schrieb. Eine weitergeführte Ostakademie bei gleichzeitigem Abbau der 
Westakademie war jedoch für die Stadtpolitiker politisch nicht tolerierbar. 
So war es erforderlich, anderen Überlegungen nachzugehen. Da sich der 
Senatorin zu dieser Zeit aber offensichtlich noch keine Möglichkeiten bo-
ten, den Einigungsvertrag offen zu negieren, schien es für sie am günstig-
sten, die fortzuführende Ost-Akademie dazu zu bringen, weitgehende 
Kompromisse einzugehen und mit der in Liquidation befindlichen West-
Akademie zu kooperieren. 


Der Gedanke einer gütlichen Einigung zwischen beiden Akademien lag 
nahe. Ein Versuch, beide zusammenzuführen, schien nicht ohne Chancen 
zu sein, zumal es seit längerem interne Gespräche zwischen Klinkmann 
und dem Präsidenten der Westakademie, Albach, gab, die auf Kontakten 
des damaligen Präsidenten Scheler mit Albach und den letzten Wissen-
schaftssenatoren Turner und Kewenig beruhten, Kontakte, die bis in die 
Gründungsphase der Akademie Berlin (West) zurückreichten. Die Ost-
akademie hätte nur gewisse Reformbestrebungen öffentlich sichtbar zu 
machen und sich von einigen Mitgliedern, sozusagen als Bauernopfer ge-
genüber der Öffentlichkeit, trennen müssen. Der Präsident der Westaka-
demie, Albach, würde seine Mitglieder wieder unterbringen, die Ostakade-
mie mit ihren unbestreitbaren Traditionen und materiellen Voraussetzungen 
könnte gemäß Einigungsvertrag weiterbestehen, wenngleich unter kom-
pakten, vorwiegend politischen Reformauflagen, landesrechtlich angepaßt 
und von Altlasten gereinigt. Es könnte eine Akademie wenn schon nicht der 
Einheit und der Versöhnung, so doch des Kompromisses werden. 
Diese Vorstellung war so illusionär wie kurzlebig. Der Senatorin wurde 
sehr bald gezeigt, daß die Kompromiß-Idee politisch von der Koalition 
und besonders von den bürgerrechtlich-grünen Parteien in beiden Teilen 
der Stadt auf keinen Fall mitgetragen werden würde, wie die weiter oben 
vielfach zitierten Parlamentsbeschlüsse von Ende Oktober 1990 beweisen. 
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Riedmüller-Seel sah, daß die landespolitische Konstellation im Herbst 
1990 eine andere Lösung nicht nur erlaubte, sondern zwingend forderte 
und ihr nahegelegt war, die Akademiefrage nicht durch eine Konstruktion 
des gleichberechtigten Kompromisses, sondern durch die in den Beschlüs-
sen vorgegebene Interpretation des EinigungsVertrages zu lösen. 


... Der neue Senator setzte zwar die Linie fort, die die sozialdemokrati-
sche Senatorin begonnen hatte, zog aber doch einen gewissen Schlußstrich 
unter die bisherige Politik des Senats, genauer gesagt, unter deren von par-
tikulärem Denken geprägte Politik, die als erste Priorität den Schutz der 
Eigeninteressen der etablierten Wissenschaft in Westberlin gesetzt hatte 
und die durch die mit der Vereinigung geschaffene grundsätzlich neue Si-
tuation in Berlin ganz offensichtlich überfordert war. So sah sie, vom 
Bund im Stich gelassen, ihre Aufgabe vorrangig darin, die dem Land Ber-
lin so unverhofft in den Schoß gefallenen Zentren der DDR-Wissenschaft 
von einer Wissenschaft des Gesamtlandes DDR auf die momentanen - vor 
allem finanziellen - Gegebenheiten der Provinz Berlin herunterzudrücken, 
einer Provinz, die schon damals in permanenter Finanznot war und nun bei 
gleichzeitigem Abbau der (West)Berlin-Förderung andere an den schwin-
denden Mitteln teilhaben lassen sollte. Ideologisch motiviert wurde dieses 
Vorgehen durch die in der Berliner Politszene besonders ausgeprägte und 
von radikalisierten ostberliner Bürgerrechttern tatkräftig unterstützte For-
derung, die DDR und damit auch ihre Wissenschaft nicht als Beitritts-
partner, sondern als eine zu beseitigende politische und gesellschaftliche 
Restgröße anzusehen, 


Erhardt kam aus dem Ministerium für Wissenschaft und Kunst in Ba-
den* Württembeig, aus einem Lande, in dem bei aller Treue zum Födera-
lismus die Interessen des Bundes und der überregionalen Wissenschafts-
organisationen der Heiligen Allianz einen vorrangigen Platz einnahmen. 
Er war nicht speziell Berlin- und vor allem nicht Frontstadt-befangen, 
wenngleich er von Anfang an an seiner konservativen politischen Haltung 
keinerlei Zweifel aufkommen ließ. Einer Berliner Tageszeitung teilte er in 
den ersten Tagen seiner Amtszeit zur Klarstellung das politische Credo 
mit, in dessen Rahmen er wirksam werden wollte. Dazu gehörte, daß 
„ideologisch belastete Fachbereiche oder Einrichtungen der Wissenschaft, 
die der SED- und Stasi-Herrschaft" gedient hätten, abgewickelt werden 
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müßten. Die Bereinigung der Erblasten, die Zukunftsgestaltung der 
Hochschulen im Ostteil der Stadt" dürfe man nicht den in der SED-Zeit 
berufenen Professoren und Dozenten anvertrauen.4 


Es zeigte sich, daß der neue Senator in der Akademiefrage in erster 
Linie die Bundesinteressen und die der Allianz im Auge hatte und die des 
Landes Berlin erst dahinter einordnete. So wenig er daran dachte, die auf-
gelöste Westberliner Akademie wieder in alte Rechte einzusetzen, so sehr 
favorisierte er schon früh den Gedanken an eine Akademie von überregio-
naler Prägung für die künftige Hauptstadt der Bundesrepublik, Für ihn war 
abzusehen, daß, wenn man, wie er jetzt, Gelegenheit hatte, eine neue Aka-
demie in Berlin zu machen, diese bei gehörigem Zuschnitt irgendwann in 
den Blickpunkt des Gedankens einer nationalen Akademie treten würde. 


... Innerhalb dieser Politik hatte die Frage der noch existierenden Gelehr-
tensozietät zwar einen wichtigen Stellenwert, doch war aus der Sicht des 
Senators der weitere Ablauf unverrückbar vorgezeichnet: Die Sozietät 
würde sich politisch nicht durchsetzen können, so fest ihr Anspruch aus 
dem Einigungsvertrag ihr selbst auch erschien. Es kam jetzt nur darauf 
an, sie dauerhaft und endgültig von irgendwelchem Einfluß auf die neue 
Akademie fernzuhalten. Dazu brauchte er - von wenigen Ausnahmen 
abgesehen - den Rahmen der üblichen Vorgehensweisen in einer parla-
mentarischen Demokratie nicht zu verlassen, er konnte lange Zeit demo-
kratisch, fast behutsam agieren - bei Verhandlungen und Gesprächen, der 
Interpretation der rechtlichen Regelungen und Standpunkte, der Suche 
nach Kompromissen, in der Planungsgruppe und im parlamentarischen 
Rahmen, und auch bei seiner Hinhaltetaktik gegenüber den Akteuren der 
Ost-Akademie. 


Die Übernahme 


Es gab nur wenige Punkte, bei denen der Einsatz legaler Mittel der Macht-
ausübung zur Sicherung des Ordnungsrahmens nicht ausreichte und die 
machtpolitisch anders gelöst werden mußten, und es gab nur einen einzi-
gen Punkt, an dem auch dies nicht ging und der deshalb in der Schwebe 
gehalten oder aus allen Aktivitätsfeldern abgedrängt werden mußte. Erste-
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re Punkte betrafen die Übernahme der Sachen und Rechte der Sozietät 
sowie die Nichtfortschreibung oder NichtÜbernahme der Mitgliedschaft, 
bei der am Ende das bonapartistische Eingreifen der Allianz erforderlich 
war. Der letzte Punkt betraf den fehlenden Rechtsakt der Auflösung der 
Sozietät, ein Mangel, der bis zur Unterzeichnung des Staatsvertrages für 
die Senatsverwaltung akut risikobehaftet war - und dessen Risiko dem 
Land Berlin bis heute erhalten blieb. 


Die Übernahme der Sachen und Rechte erfolgte in einem doppelten 
Rahmen: Einen Teil konfiszierte das Land im Ergebnis der Wende, vor al-
lem Immobilien und Finanzvermögen, einen anderen Teil hielt es - mit 
Bundesmitteln - für die neue Einrichtung vor. Das geschah fast im Stil ei-
ner „feindlichen Übernahme", wie sie in der Wirtschaft vorkommen, aller-
dings nur/ajf, denn selbst bei einer feindlichen Übernahme wird zwar be-
wußt gegen den Willen des Partners zum eigenen Vorteil vorgegangen, er 
wird wider Willen aufgekauft, aber es wird in jedem Falle ein Kaufpreis 
an den unterliegenden Teil gezahlt. Das Land Berlin nahm im Hinblick auf 
die Gelehrtensozietät stattdessen quasi eine Enteignung vor, eine entgelt-
lose Aneignung von Vermögen und Tradition der Sozietät. Um in juristi-
scher Poesie zu sprechen: Der Erwerb vollzog sich in Anwesenheit und 
gegen den Willen des Besitzers, also gewaltsam, wenngleich unblutig, und 
stellte damit eine unerlaubte Handlung dar. Das Vorgehen wurde erst nach-
träglich durch das Gesetz über den Staatsvertrag wenigstens teilweise 
rechtlich bemäntelt. 


Noch einen anderen Unterschied gab es zur „feindlichen Übernahme". 
Letztlich war nicht der Senat oder eine andere politische Institution des 
Landes, die die der feindlichen Übernahme gleichenden Maßnahmen voll-
zog, an die Stelle der Sozietät getreten. Die Exekutive schuf nur die poli-
tischen und rechtlichen Rahmenbedingungen und die praktischen Mög-
lichkeiten der Errichtung einer Einrichtung für andere Nutzer. Adressat 
und Nutznießer der „feindlichen Übernahme" waren am Ende die großen 
westdeutschen Wissenschaftsorganisationen, die ihre Mitglieder in die 
neue, zukunftsfähige Spitzeneinrichtung entsandten. 


Das Fehlen eines abschließenden Gesetzesaktes oder eines anderen 
hoheitlichen Rechtsaktes für die Auflösung der Gelehrtensozietät, eines 
actus contrarius zur Gründung, konnte der Senator bis zuletzt juristisch 
nicht kompensieren5. Er mußte zu einer faktischen, machtpolitischen Lö-
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sung greifen, die er durch die Thiemesche Geisterakademie nur höchst 
unzulänglich juristisch verhüllte. An die Stelle des Rechtsaktes setzte er 
die öffentlichen Behauptungen von der aufgelösten Gelehrtensozietät und 
vertraute der suggestiven Kraft der Wiederholung bei der Beeinflussung 
der öffentlichen Meinung. Er mußte weiterhin darauf vertrauen, daß es 
ihm gelingen würde, die Mitglieder der Gelehrtensozietät zu beschwichti-
gen und sie von rechtlichen Schritten abzuhalten. Aus unterschiedlichen 
Gründen, wie schon früher beschrieben, ging diese Rechnung - trotz da-
maliger Einwände einiger Mitglieder - bis in die Gegenwart auf. 


Mit dem fehlenden actus contrarius blieb auch die Frage der Rechts-
nachfolge offen. Dieser Gegenstand verlangt sicherlich eine ausführliche 
juristischen Erörterung unter den Experten, der hier nicht vorgegriffen 
werden kann. Doch so weit scheint uns gesichert, daß das übliche Ver-
fahren der Festlegung der Rechtsnachfolge einer Institution darin besteht, 
eine entsprechende Regelung als Bestandteil des hoheitlichen Rechtsaktes 
der Auflösung zu formulieren. Das Gesetz über den Staatsvertrag regelte 
im Hinblick auf die Gelehrtensozietät weder Auflösung noch Namens-
oder Rechtsnachfolge, sondern - mit Berufung auf eine Funktionsnach-
folge - nur den Übergang eines nicht näher definierten Teils des Vermö-
gens der Gelehrtensozietät auf die BBAW. Welche Fragen sich daraus 
ergeben, daß die Gelehrtensozietät nicht aufgelöst war und es demzufolge 
keine Rechtsnachfolge geben konnte, daß die BBAW eine Rechtsnach-
folge auf die Gelehrtensozietät ausdrücklich für sich ablehnte, aber eine 
Funktionsnachfolge zur Sicherung der Vermögensübernahme einer noch 
bestehenden, nicht aufgelösten Institution nachdrücklich bejahte - dies zu 
erörtern ist nicht Sache der hier vorzutragenden Überlegungen. Damit soll 
nur darauf hingewiesen werden, daß die Sache selbst zwar verdrängt, aber 
nicht erledigt ist. 


Schließlich fehlte auch ein rechtsgültiger Akt über das Erlöschen der 
Mitgliedschaft. Nachdem es keinen Auflösungsbeschluß gab, konnte nur 
ein Beschluß des Plenums ein rechtsgültiges Erlöschen der Mitgliedschaft 
herbeiführen. Ein solcher Beschluß lag, wie gezeigt, nicht vor. Das be-
rüchtigte Erhardt-Schreiben stellte überhaupt keine Beziehung zu dem 
Rechtsinstitut der Mitgliedschaft her. Es hatte nicht den Rang eines Ver-
waltungsaktes, es war keine Verfügung und überhaupt keine hoheitliche 
Maßnahme, es hatte nicht einmal den Charakter einer Entscheidung, die 
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der Senatsverwaltung ohnehin nicht zugestanden hätte. Es war eine karge 
Mitteilung über einen unterstellten, bestenfalls vermuteten oder - im gün-
stigsten Falle - für existent gehaltenen Sachverhalt, der nicht stattgefun-
den hatte, ein Brief suggestiven Charakters, der den in der Mehrheit 
rechtsunkundigen Gelehrten genau diesen Sachverhalt einreden und Ver-
wirrung stiften sollte und dies auch tat. Nicht einmal ein Anglerverein 
wäre auf diese Weise ohne Peinlichkeit zum Ableben gekommen.6 


Der Erhardt-Brief war der Schlußpunkt unter einem für die politische 
Exekutive in der wiedervereinigten Hauptstadt erfolgreichen Vorgehen. 
Der Balanceakt von Politik und Verwaltung am Rande der Legalität und 
darüber hinaus hatte weder Justiz noch Öffentlichkeit auf den Plan geru-
fen. Alles in allem hatten der Senator und seine Beamten trotz der offenen 
Fragen ihr Ziel erreicht. Sie waren in der Wahl ihrer Mittel nicht sonder-
lich prüde und hatten am Ende eine beachtliche Leistung vollbracht: Es 
war eine modern zugeschnittene Akademie der Wissenschaften entstan-
den, die den politischen Rahmenbedingungen des Landes und des Bundes 
entsprach und interessante Zukunftsmöglichkeiten in Richtung auf eine 
Nationalakademie bot. Die Exekutive hatte durchgesetzt, eine scheinbar 
unverrückbar durch den Einigungsvertrag, also durch Bundes- und Völ-
kerrecht gesicherte und nicht auflösbare alte Akademie ohne Auflö-
sungsärger aus dem Weg zu räumen, sie zu beerben und ihre Mitglieder 
ohne größeren Rollwiderstand abzuschieben. 


Gelehrtensozietät: Das Ende der Episode 


. . . I n Hinblick auf die subjektive Seite muß wiederholt werden, daß die 
Gelehrtensozietät keine monolithische Gemeinschaft war. Sie wies die 
charakteristischen Eigenarten vieler akademischer Gelehrtengesellschaf-
ten auf, die im Grunde stets Agglomerationen von wissenschaftlich tätigen 
Individualisten sind. Struktur und Spielregeln des Zusammenwirkens der 
Mitglieder werden zwar durch Statuten vorgeschrieben und auch befolgt, 
die Organisation, Verwaltung und Finanzierung aber wird von außen -
durch die jeweilige Obrigkeit - zugewiesen und nicht durch Selbstver-
waltung und Eigenmittel gesichert. Haushalt und die Organisation der wis-
senschaftlichen Daseinsweise ihrer Mitglieder, ihrer Zusammenkünfte, die 
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organisatorische Gewährleistung ihres Aufeinandertreffens, waren 
gewöhnlich Angelegenheit eines Mitarbeiterstabes, einer vom Staat zur 
Verfugung gestellten und bezahlten Arbeitseinheit. Derartige Vereinigun-
gen waren nichtselbständige Lebensformen, auf Zuwendungen des Staates 
angewiesene Existenzformen der gelehrten Debatte und wissenschaftlichen 
Meinungsbildung, Der sie umgebenden und für sie sorgenden äußeren 
Organisationshülle standen sie im Regelfall ohne besondere Zur-Kennt-
nisnahme gegenüber wie Fahrgäste dem Omnibus, der sie transportierte. 


Diese Züge trafen im wesentlichen auch auf die Gelehrtensozietät zu. 
Sie beeinträchtigten ihre Fähigkeit, in nichtwissenschaftlichen Fragen 
nach außen geschlossen und entschlossen zu handeln, selbst wenn es sich 
um existenzielle Gefährdungen der Sozietät handelte. Diese bedeuteten ja 
keinesfalls eine existenzielle Gefährdungen der eigenen Person oder des 
eigenen Lebensmittelpunktes, der, wie schon weiter oben erwähnt, nicht in 
der Gelehrtensozietät lag; es ging um eine sehr ehrenhafte „Nebentätig-
keit", um die wie hoch auch immer bewertete Mitgliedschaft in einer eli-
tären Vereinigung, von der, wenn sie denn wegfiele, das persönliche exi-
stentielles Wohl und Wehe nicht entscheidend betroffen war. Diese indivi-
duelle Situation hat - neben den Bedenken zu den nicht absehbaren finan-
ziellen Belastungen einer Klage - sicher auch dazu beigetragen, daß von 
den Akademiemitgliedern keine persönlichen juristischen Schritte unter-
nommen wurden, um dem Vorgehen der Senatsverwaltung entgegenzutre-
ten. 


Insofern war die Handlungsfähigkeit der Gelehrtensozietät mit dem 3. 
Oktober 1990 nach Wegfall des äußeren ordnungspolitischen Stützrah-
mens und der gewohnten institutionellen Umgebung von vornherein be-
grenzt. Den dringenden Aufgaben der Existenzerhaltung der Sozietät wid-
meten sich nur wenige Mitglieder, die zwar meist der Hinweise, 
Zustimmung und auch der Kritik der übrigen zu ihrem Vorgehen sicher 
sein konnten, aber nur über ungenügende Arbeitsvoraussetzungen und 
situative Kenntnisse verfügten. Sie verließen sich auf die Tätigkeit von 
Präsident und Vizepräsident und deren Restmitarbeiterstab, die aus tiefe-
rer Kenntnis der Dinge die wesentlichen inhaltlich-strategischen und Or-
ganisation simpulse auslösten und zu realisieren versuchten. 
Für diesen bis zuletzt noch aktiven Kern der Mitgliedschaft und für den 
Mitarbeiterstab der Geschäftsstelle wurde es zu einer bitteren Erkenntnis, 
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daß die Sache, für die sie sich bis zum Schluß einsetzten, so oder so ver-
loren war. Dazu gesellte sich die ebenso bittere Einsicht, daß die Gelehr-
tensozietät zwar den Einigungsvertrag auf ihrer Seite wußte, aber keine 
Chance hatte, ihr Recht behaupten zu können. Sie sahen sich damit kon-
frontiert, daß der Einigungs vertrag in der Frage der Gelehrtensozietät auf 
die Politik in der Stadt praktisch ohne jeden Einfluß war und der Senat ihn 
im besten Falle als ein retardierendes, aufschiebendes Element, aber nicht 
als verbindliche, wirklichkeits setzen de Rechtsnorm behandelte. Sie 
mußten schmerzhaft erfahren, auf welche Weise Politik sich gegenüber 
dem Recht durchsetzt und daß ein Rechts verstoß, der mit der Macht geht, 
keine Ahndung findet. ... 


Leibniz-Sozietät: Der neue Anfang 


Obwohl unsere Dokumentation sich auf das Jahr 1992 beschränkt und 
unsere Bemerkungen sich ausschließlich darauf beziehen sollen, halten 
wir es für angebracht, auf eine Entwicklung hinzuweisen, die sich aus der 
damaligen Situation zwingend ergab und die offiziell immer noch nicht 
zur Kenntnis genommen wird. Es scheint, als wolle man nicht nur das Jahr 
1992 verdrängen, sondern auch die aus ihm folgerichtig hervorgehende 
Entwicklungslinie, die mit der Evolution der Leibniz-Sozietät verbunden 
ist. 


Es lohnt sich, dazu noch einige Gedanken zu äußern, da die damaligen 
Ereignisse für die meisten exekutiven Akteure von damals, Politiker, Be-
amte/-innen und Wissenschaftsfunktionäre, längst „abgehakt" sind. Bei 
manchen ist es Mode geworden zuzugeben, daß alles nicht so gelaufen sei 
wie ursprünglich vorgesehen, daß vieles doch wohl fehlerhaft angedacht 
und konzipiert gewesen wäre, daß es Pannen, ärgerliche geistige Un-
ebenheiten, Kurzsichtigkeiten und auch falsche Prämissen gegeben habe, 
auf die man sich eingelassen habe, etwa die, daß die Akademie ein nach 
sowjetischem Vorbild organisiertes Gebilde gewesen sei, das die gesamte 
außeruniversitäre Forschung des Landes an sich gerissen und diese den 
bedauernswerten Universitäten entzogen hätte. Man hätte, wenn man es 
damals besser gewußt hätte, deshalb einiges anders, besser machen kön-
nen oder sollen, jedoch sei das Tempo des Voranschreitens, der Zeitdruck 
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und der Druck der Politik, besonders aus den großen Berliner Parteien, 
aber auch aus den Reihen der Ostdeutschen, besonders der Bür-
gerrechtskämpfer und auch von früheren Akademiemitarbeitern, so stark 
gewesen, daß man sich dem schlechterdings nicht habe widersetzen kön-
nen, obwohl man es eigentlich im Sinne eines Zusammenstehens der 
Science Community, einer natürlichen Verbundenheit und Solidarität der 
Wissenschaftler untereinander, immer habe tun wollen. Zu ändern sei 
allerdings heute nichts mehr, das Rad der Geschichte ließe sich, wie man 
wisse, nicht mehr zurückdrehen. 


Was die Leibniz-Sozietät fiir die meisten Akademiemitglieder bedeutet, 
wird sichtbar, wenn man bedenkt, wie sich der Verlauf der Jahre für sie 
selbst gestaltete. Einige wenige fanden Aufnahme in Spitzenpositionen 
der bundesdeutschen Wissenschaft, ohne jemals zu den wirklich Arri-
vierten zu gehören. Andere gingen ins europäische und außereuropäische 
Ausland und waren dort in Forschungseinrichtungen, Universitäten und 
großen Wirtschaftsunternehmen als exzellente Fachleute hochwillkom-
men. Eine kleine Anzahl fand den Weg in ein eigenständiges wissen-
schaftliches Unternehmertum. Die Masse der Mitglieder wurde aber, wie 
es strategisches Ziel der neuen Ordnungspolitik war, „an den sozialen 
Rand gedrängt". Die meisten waren zur Wendezeit in einem Alter, in dem 
sie an sich schon keinen Platz mehr finden konnten in den führenden Gre-
mien und Instituten der etablierten Wissenschaft. Sie wurden in der Regel 
aus diesem Grunde und aus politischen Erwägungen heraus ausgesondert. 
Die meisten gingen in die Arbeitslosigkeit oder in die Frührente. Bis zu 
ihrem Lebensende schien für viele der „soziale Rand" die einzige persön-
liche Perspektive. 


Für viele hat die Leibniz-Sozietät diese wenig trostreiche Perspektive 
durchbrochen. Aus unserer Dokumentation geht - wenngleich knapp -
hervor, daß die wendegeschüttelte Gelehrtensozietät des Einigungsver-
trages kurz vor der Vollendung ihres Untergangs den zweiten Anlauf zu 
einem Neuanfang der Selbsterneuerung und Selbstbestimmung und den 
ersten unter den Bedingungen einer Selbstverwaltung und Selbsterhaltung 
unternahm. Eine Gruppe von Mitgliedern fand sich nach der akademi-
schen Sommerpause im September 1992 zusammen und setzte die ge-
wohnte wissenschaftlichen Kommunikation fort. Der kleine, rasch wach-
sende Kreis konstituierte sich im April 1993 zur Leibniz-Sozietät e.V. und 
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bot allen Akademiemitgliedern, die es wollten, eine geistige Heimstatt. Sie 
nahm die personelle Kontinunität zur alten Leibnizschen Gründung über 
die AdW der DDR und die Fortführung der Leibnizschen Traditionen in 
ihr Statut auf und praktizierte sie seitdem. 


Ihr erster Präsident, Samuel Mitja Rapoport, zog nach einem Jahr wis-
sen schaf fliehen Daseins in der neuen Sozietät eine erste grundsätzliche 
Bilanz: Man habe sich auf die ursprüngliche Idee von Akademien, wie 
Leibniz sie vertreten hatte, besonnen. „Wir sind wieder zurückgekehrt zur 
Gelehrtensozietät als freiem Zusammenschluß von unabhängigen, vielsei-
tig interessierten und wissenschaftlich ertragreichen Forschern, frei von 
einengenden Patronaten durch Landesherrn, ohne Verbeamtung und ver-
krustete Strukturen. Wir haben wieder eine wirkliche Gelehrtensozietät, 
die diesem Grundgedanken verpflichtet ist."7 


Wie ihr Präsident empfanden auch die meisten Mitglieder der Leibniz-
Sozietät. Die folgenden Jahre haben gezeigt, daß es ihnen gelungen ist, die 
tiefe Depression der Nachwende-Ereignisse zu überwinden und zu dieser 
von Rapoport beschworenen Vereinigung von Gelehrten verschiedener 
Disziplinen zu werden, die zur Erörterung eigener und fremder For-
schungsergebnisse aus Natur- und Geisteswissenschaften regelmäßig zu-
sammenkamen und so ihre Absicht verwirklichten, wissenschaftliche Tä-
tigkeit und Forschung zu fördern, die alljährlich in Kooptation, in Selbst-
wahl ihre Mitgliedschaft regenerierten - nichts anderes, als das Aka-
demien in Deutschland und Europa gewöhnlich tun. Welche allgemeinen 
und besonderen Lehren die Gelehrten aus der Vergangenheit gezogen 
haben und auf welche Weise sie die neugewonnene geistige Freiheit für ihr 
Wirken nutzten, soll hier nicht beschrieben werden, eine vorläufige Ant-
wort geben das Statut der Sozietät, ihre Erklärungen über ihr Selbst-
verständnis und ihre alltägliche wissenschaftliche Arbeit. 


Das allgemeine geistig-intellektuelle Bekenntnis der Leibniz-Sozietät 
zu Vergangenheit und Tradition und die Weiterführung traditioneller 
Inhalte und Arbeitsweisen korrepondieren mit den aus dem Jahr 1992 
überkommenen Fakten. Die Existenz der Leibniz-Sozietät ist der faktische 
und vielleicht auch juristische Beweis für die Nicht-Auflösung der Aka-
demie des Einigungsvertrages und für das Nicht-Erlöschen der Mit-
gliedschaft in dieser Akademie. Selbst wenn es auch heute längst nicht 
zum Selbstverständnis der Sozietät gehört, die Dinge so zu akzentuieren, 
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kommt sie um die Akzeptanz dieser ihrer tatsächlichen Situation nicht 
herum. Die Sozietät ist ganz sicher mehr als eine Sympathisantengruppe, 
die eine Erklärung abgegeben hat, daß sie sich als in einer bestimmten 
Tradition stehend empfindet. 


Wenn man darüber nachdenkt, wie und als was die Sozietät ins 21. Jahr-
hundert geht oder gehen will, reicht es nicht aus, nur heutiges Selbst-
verständnis zu projizieren. Um ihren Platz zu definieren und ihren Weg zu 
formulieren, muß sich die Leibniz-Sozietät auch fragen, was sie wirklich ist 
und werden will. Die Beantwortung dieser Frage, die uns an dieser Stelle 
nicht zukommt, ist die nach der Bestimmung ihres Inhalts und ihrer wissen-
schaftlichen und geistig-kulturellen Zielstellung. Aber sie hat auch jene 
andere Dimension, die in der offiziellen Lesart stets verdrängt wird: Sie kann 
nicht losgelöst von den aufgeworfenen juristischen Fragen gesehen werden, 
die ihre Vergangenheit betreffen und die in ihre Gegenwart hineinwirken. 


Die Leibniz-Sozietät kann von ihrer Herkunft dreierlei sein: entweder 
Fortführer der Gelehrtensozietät des Einigungsvertrages (und damit deren 
Identität wahrend) oder Rechtsnachfolger oder lediglich unbestimmter 
Nachfolger mit Bezug auf bestimmte Traditionen und Arbeitsweisen, 
Unsere Meinung ist, daß sie Fortführer ist, die Fakten sprechen dafür. Bei 
den anderen Varianten ergibt sich sofort die Frage nach der Auflösung, 
denn eine Rechts- und beliebige andere Nachfolge setzt das rechtswirksa-
me Erlöschen voraus, das nicht belegbar ist. Diese Frage wird sicher den 
Weg durch die Instanzen nehmen müssen, um rechtsgültig entschieden zu 
sein. Daraus gehen interessante Konsequenzen hervor, deren eingehende 
Untersuchung anderen überlassen bleiben muß, die wir aber der Diskus-
sion unter den Fachleuten empfehlen. Soviel wollen wir aber behaupten: 
Wenn die Gelehrtensozietät nicht aufgelöst ist, so steht außer Frage und 
wird durch unsere Dokumentation hinreichend unterstrichen, daß die 
Leibniz-Sozietät deren Tätigkeit dem Wesen nach fortgesetzt hat. Die 
Leibniz-Sozietät ist nicht die Nachfolgerin und demzufolge auch nicht 
Rechtsnachfolgerin dieser Gelehrtensozietät, sie ist die fortgeführte Ge-
lehrtensozietät, die sich als Leibniz-Sozietät e.V. neu konstituiert hat8, Sie 
ist, wie wir an anderer Stelle formuliert haben, die Akademie des Eini-
gungsvertrages. 
Diese Sicht hat auch wesentliche Auswirkungen auf weitere von uns eben-
falls als offen charakterisierte Probleme, darunter das der Mitgliedschaft, 
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des Vermögens, des Anspruchs auf staatliche Fördermittel und des Rechts 
auf Zugehörigkeit zur Konferenz der deutschen Akademien. Auch das 
dürfte Gegenstand bei künftigen Diskussionen sein. Um das an einem Bei-
spiel zu verdeutlichen: Wenn es keine Auflösung gibt, könnte es z. B. theo-
retisch dennoch ein Erlöschen der Mitgliedschaft gegeben haben. Das 
jedoch ist ebenfalls nicht erfolgt, wie die Dokumente zeigen. Das bedeu-
tet, da kein Mitglied seinen Austritt erklärt hat, daß die noch lebenden 
Akademiemitglieder auch heute noch ihre Mitgliedschaft besitzen, ob sie 
das wollen oder nicht. Die gerichtliche Feststellung des Weiterbestehens 
der Mitgliedschaft ist die juristische Bestätigung für die Fortexistenz der 
Gelehrtensozietät. Sie ist bis jetzt noch nicht erbracht, wäre für die 
Leibniz-Sozietät aber wichtig - und erreichbar -, um nicht nur eine histo-
rische und moralische Legitimation zu haben, sondern um auch einen 
Rechtsanspruch gerichtlich bestätigt zu haben. 


Daraus erwächst nicht zwangsläufig eine Anspruchsideologie. Ob die 
Leibniz-Sozietät diesen Anspruch überhaupt haben oder wahrnehmen 
will, ob sie daraus Konsequenzen ziehen will - jetzt oder später - oder 
alles auf sich beruhen lassen will, ist eine ganz andere Frage, die im Er-
messen der Sozietät liegt, wie die Behandlung der Frage der Mitglied-
schaft zeigt. Von einigen Mitgliedern gegründet, hat die Sozietät es ange-
sichts der realen Situation ihren Kollegen freigestellt, an der Arbeit der 
Sozietät durch die einfache Erklärung ihrer Mitarbeit teilzunehmen, 
während sie für ihre Kooptation bei neuen Mitgliedern das vorher übliche 
Wahlverfahren mit den Kriterien einer hohen wissenschaftlichen Leistung 
anwendet. 


In den Vorbemerkungen haben wir Bezug genommen auf das 3OOjähri-
ge Jubiläum der Leibnizschen Gründung im Jahre 2000, in deren unge-
brochenen Kontinuum sich die Leibniz-Sozietät sieht. Wir sind der Auf-
fassung, daß das Jubiläum, ein bedeutendes wissenschaftshistorisches und 
kulturelles Ereignis, nicht zugleich Schauplatz eines engherzigen Ver-
drängungsbeharrens in den aufgeworfenen Fragen sein sollte. Vorstellbar 
wäre, daß die Landespolitik von heute gewisse Zeichen setzt, die ihr da-
mals verwehrt waren und die erkennen lassen, daß die Zeit gekommen sei, 
zu einer unbelasteten, von den Vorurteilen der Wendewirren freieren Hal-
tung zur Leibniz-Sozietät überzugehen. Die BBAW, ein Ergebnis dieser 
Wendezeit, könnte anläßlich der Berufung auf 300 Jahre gemeinsame 
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Geschichte entspannt auf die Leibniz-Sozietät reagieren, zumal sie nicht 
verpflichtet ist, die gleiche verbissene Haltung einzunehmen, die die 
Politik im Jahre 1992 gezeigt hat. Sie ist nicht schuld daran, daß die Po-
litik ihr mit der eigentümlichen landeseigenen Lösung der DDR-Gelehr-
tenfrage eine historische crux in ihr Fundament eingebaut hat, die an 
schwachen Tagen, wenn der politische Tageslärm abgeflaut ist und mögli-
cherweise eine Art innerer Einkehr Platz greift, Anreiz für ein heimliches, 
unterschwelliges schlechtes Gewissen gegenüber der Leibniz-Sozietät bie-
tet. 


Was die Leibniz-Sozietät angeht, so hat es den Anschein, als würde das 
Konzept einer selbstbestimmten und sich selbst verwaltenden societas 
scientiarum nunmehr im zweiten Anlauf aufgehen. Die inzwischen rund 
200 Mitglieder der Sozietät gehen in das 21. Jahrhundert als eine eigen-
ständige wissenschaftliche Vereinigung, die längst eigenes Profil und Sub-
stanz gewonnen hat. Sie lebt in der Gegenwart und ist ihr verpflichtet, 
ohne die Vergangenheit aufzugeben oder zu verleugnen. Ihre wissen-
schaftliche Bonität ist unumstritten, ihre Ergebnisse, in eigenen Publi-
kationen niedergelegt, sprechen für sich. Die Pluralität der Meinungen und 
die Pflege der vorurteilsfreien wissenschaftlicher Debatte wurden zu 
Merkmalen des geistigen Lebens in der Sozietät. Ihr Wandel ist offensicht-
lich. 


Auch ihr personeller Wandel: Ihre Mitglieder kommen nur noch zur 
Hälfte aus der alten Gelehrtensozietät von 1992, von deren damals 279 
Mitgliedern etwa 100 ihre Arbeit in der Leibniz-Sozietät fortgesetzt ha-
ben. 
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